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Einleitung

Das BayPsychKHG zielt auf die Weiterentwicklung und Starkung der psychiatrischen Versorgung
in Bayern ab. Kernelement ist die landesweite Einfihrung von Krisendiensten. Durch rechtzeitige
Hilfen kann sich die Zahl stationarer psychiatrischer Behandlungen verringern. Unterbringungen
sollen so weit wie irgend mdglich vermieden werden. Wahrend der 6ffentlich-rechtlichen
Unterbringung ist die Wirde des Menschen stets zu achten und auf die Heilung der Patientinnen
und Patienten, die Vermeidung von Zwangsmalnahmen und die Gefahrenabwehr bestmdglich
hinzuwirken. Die Tréger, die Einrichtungen, die Besuchskommissionen und die
Fachaufsichtsbehorde wirken im Rahmen ihrer Aufgaben und Zustandigkeiten auf die
Entstigmatisierung von Menschen mit einer psychiatrischen Diagnose hin.

Die Erlauterungen der einzelnen Vorschriften berticksichtigen die Gesetzesbegriindung, wobei
die im Gesetzgebungsverfahren vorgenommenen Anderungen beriicksichtigt wurden. Soweit
erforderlich, wird die Verwendung von Formbléattern gemaf den Anhangen 1 und 2
vorgeschrieben (vgl. Art. 14, 16, 26, 27). Folgende Ubersicht stellt die unterschiedlichen
Aufgabenzustandigkeiten im Zusammenhang mit dem BayPsychKHG dar und erlautert
Begrifflichkeiten:

Aufgabentrager Ubergeordneter Ansprechpartner

Krisendienste (Art. 1) sind im Aufbau. Die Bezirke
Krisendienste verfligen Uber eine Leitstelle Bezirketag
(die telefonisch Beratung und Hilfe bietet) StMGP
und daran angegliedert mobile Fachkréfte
des Krisendienstes. Die mobilen Fachkréfte
des Krisendienstes werden auf Anforderung

durch die Leitstelle vor Ort tatig.

Einrichtungen (Art. 8) sind in der Regel Tréger der Einrichtung
psychiatrische Fachkrankenhauser,
psychiatrische Fachabteilungen von
Allgemeinkrankenh&@usern, psychiatrische
Hochschulkliniken (einschlief3lich
Kinderkliniken), Kliniken fir Kinder- und
Jugendpsychiatrie und -psychotherapie,
Abteilungen fur Kinder- und
Jugendpsychiatrie von

Allgemeinkrankenh&usern.




Fachliche Leitung (zum Beispiel Art. 9) im
Sinne der vorlaufigen
Verwaltungsvorschriften zum BayPsychKHG
ist in Krankenhausern und Kliniken die
arztliche Leitung der Einrichtung (Arztliche
Direktorin oder Arztlicher Direktor bzw.
abteilungsleitende Chefarztin oder
abteilungsleitender Chefarzt).

Tréger der Einrichtung

Fachaufsichtsbehérde (Art. 10) ist das
Zentrum Bayern Familie und Soziales
(ZBFS) — Amt fiir 6ffentlich-rechtliche

Unterbringung in Nordlingen

StMAS

Kreisverwaltungsbehdrden (Art. 11, 14,
15, 17, 26, 27, 34) sind die Landratsamter

und die kreisfreien Stadte

Regierungen
StMAS

wihrer drztlichen Kompetenz“ (Art. 15 Abs.
1 Satz 1): die fur den Vollzug des
BayPsychKHG zustandige Stelle der
Kreisverwaltungsbehdrde bittet das

Gesundheitsamt um Prifung.

Regierungen
StMGP

Polizei (Art. 12, 13, 14, 15, 26, 27) sind die
Polizeivollzugsbeamten bzw. die

Polizeidienststellen.

Polizeiprasidien
StMI

Gerichte (Art. 16, 20, 27, 29) sind die
Betreuungsgerichte fur Erwachsene und die
Familiengerichte fir Minderjahrige. Naheres
regeln das FamFG und das GVG.

StMJ

Bewahrungshilfe (Art. 14, 27): Diese
Stellen sind bei den Landgerichten

angesiedelt.

StMJ

Besuchskommissionen (Art. 37) sind bei

den Regierungen angesiedelt.

Fachaufsichtsbehorde




Erlauterungen zur Praambel
0.1 Wortlaut

Praambel

Mit diesem Gesetz wird die psychiatrische, psychotherapeutische, psychosomatische
und psychosoziale Versorgung fir Menschen mit psychischem Hilfebedarf gestarkt.
Ziel ist es, psychische Erkrankungen weiter zu entstigmatisieren sowie den Menschen
in psychischen Krisen Anlaufstellen zu bieten und durch eine friihzeitige Unterstiitzung
wirksam zu helfen. Damit sollen auch Unterbringungen ohne oder gegen den Willen
der betroffenen Menschen sowie Zwangsmaflnahmen vermieden werden.

Zugleich regelt dieses Gesetz die Voraussetzungen und die Gestaltung der 6ffentlich-
rechtlichen Unterbringung psychisch kranker Menschen sowie die Anwendung von
ZwangsmafRnahmen. Die Unterbringung und Zwangsmaf3nahmen sind letztes Mittel,
wenn andere Hilfe- und Unterstitzungsmaoglichkeiten nicht ausreichen, um die
Betroffenen und die Allgemeinheit vor Schaden zu bewahren.

Bei allen Hilfen und MaRnahmen auf Grund dieses Gesetzes ist auf die individuelle
Situation des betroffenen Menschen besondere Ricksicht zu nehmen. Seine Wiirde,
seine Rechte und sein Wille sind stets zu achten. Die Behandlung und Hilfe stehen
immer im Zentrum des Handelns.

Leitgedanken fir die Versorgung, Unterbringung und Behandlung sind insbesondere

e diein Art. 100 der Verfassung und den Art. 1 und 2 des Grundgesetzes
verankerte Wirde des Menschen sowie dessen Recht auf Freiheit und

korperliche Unversehrtheit;
e der Schutz der Allgemeinheit;

e die Bedeutung von Pravention und Therapie: Die Krisendienste und die
Unterbringung fugen sich als Elemente in eine Versorgungskette ein, deren
zentrale Bezugspunkte Pravention und Therapie sind. Dies gilt auch fur die

Gewaltpravention: Genesung ist auch die beste Gewaltpravention;
o die Bedeutung der Vernetzung und Zusammenarbeit der Beteiligten;

o die Bedeutung des Engagements, des Wissens und der Erfahrung der
Menschen in der organisierten Selbsthilfe, insbesondere in den
mafgeblichen Verbanden der Psychiatrie-Erfahrenen und der Angehérigen
psychisch Kranker in den Hilfesystemen flir Menschen mit psychischen

Erkrankungen bzw. Beeintrachtigungen;



1.1

¢ die in den Grundsatzen der Staatsregierung zur Versorgung von Menschen
mit psychischen Erkrankungen in Bayern genannten und regelmafig

fortzuentwickelnden Leitlinien;
¢ die UN-Konvention Uber die Rechte von Menschen mit Behinderungen;
¢ die UN-Kinderrechtskonvention;

o die Gewahrleistung gleicher Zugangsmdglichkeiten zur Versorgung in allen
Teilen Bayerns im Sinne des Art. 3 der Verfassung, unter besonderer

Bertlicksichtigung auch des landlichen Raumes.
0.2 Erlauterungen

Mit der Praambel werden die Ziele des Gesetzes beschrieben und der Zweck der
Heilung und Hilfe in einen besonderen Fokus gertickt. Durch die Praambel werden
nicht nur die Leitgedanken beschrieben, sondern auch eine Verbindung von Hilfen-

und Unterbringungsteil hergestellt.

Teil 1

Starkung der psychiatrischen Versorgung
Erlauterungen zu Art.1
Wortlaut

Art. 1

Krisendienste

(1) 'Die Bezirke sollen selbst oder durch Beauftragte psychosoziale Beratungs- und
Hilfeangebote fir Menschen in psychischen Krisen (Krisendienste) errichten, betreiben
und bedarfsgerecht weiterentwickeln. “Sie erledigen diese Aufgabe im eigenen
Wirkungskreis. ®Jede hilfesuchende Person kann sich im Rahmen des vorgehaltenen
Angebots an die Krisendienste wenden.

(2) 'Die Krisendienste umfassen jeweils eine Leitstelle und, daran angegliedert, mobile
Fachkrafte des Krisendienstes, die auf Anforderung durch die Leitstelle vor Ort tétig
werden. ?Die Leitstellen sind unter einer bayernweit einheitlichen Rufnummer rund um
die Uhr erreichbar. *Im Bedarfsfall vermitteln die Krisendienste ambulante oder
stationadre Versorgungsangebote.

(3) Im Hinblick auf die regionalen Besonderheiten soll jeder Bezirk tiber eine eigene

7



1.2

1.2.1

Leitstelle verfligen.

(4) Ist die betroffene Person minderjahrig, wirken die Leitstellen der Krisendienste auf
eine wirksame Einbeziehung der Sorgeberechtigten hin und verweisen auf
Unterstitzungsangebote der Kinder- und Jugendhilfe sowie der Kinder- und
Jugendpsychiatrie. ’In Féllen, in denen Anhaltspunkte fiir eine akute Fremd- oder
Selbstgefahrdung bestehen und der Sorgeberechtigte oder die sorgeberechtigten
Personen nicht rechtzeitig zu erreichen oder verhindert sind, verstandigen die
Leitstellen der Krisendienste umgehend das zustdndige Jugendamt sowie
gegebenenfalls eine andere zustandige Stelle.

Erlauterungen

Fur die Versorgung von Menschen in psychischen Krisen soll ein, im Endausbau
taglich und rund um die Uhr erreichbares, psychosoziales Beratungs- und Hilfeangebot
(Krisendienst) flachendeckend in Bayern auf- bzw. ausgebaut und betrieben werden.
Damit wird eine wichtige LUcke im psychiatrischen, psychotherapeutischen,
psychosomatischen und psychosozialen Versorgungssystem geschlossen. Ein derartig
spezialisiertes Hilfesystem gibt es bisher in keinem Flachenland. Die
Versorgungsliicke ist mit ein Grund, dass Krisen derzeit haufig nicht rechtzeitig
abgefangen werden kdnnen und betroffene Personen mangels anderer,
niedrigschwelliger Angebote in stationare psychiatrische Behandlung eingewiesen
werden missen. Mit den Krisendiensten kann sich die Zahl von stationaren
psychiatrischen Behandlungen verringern. Die Krisendienste erganzen die
bestehenden ambulanten und stationaren Versorgungssysteme nach dem
Sozialgesetzbuch (SGB). Sie sind ausschlief3lich fir das Management psychischer

Krisensituationen zustandig

Zu Abs. 1

Die Aufgabe der Einrichtung, des Betriebes und der bedarfsgerechten
Weiterentwicklung der Krisendienste wird den Bezirken Ubertragen. Dies ist
sinnvoll, da den Bezirken nach dem SGB und Art. 48 Abs. 3 Bezirksordnung
(BezO) bereits umfangreiche Aufgaben der Sicherstellung der psychiatrischen
Versorgung Ubertragen worden sind und diese Uber jahrzehntelange Erfahrung mit
dem Aufgabenkreis sowie der Weiterentwicklung der psychiatrischen
Versorgungssysteme verfiigen. Sie erledigen die Aufgabe im eigenen
Wirkungskreis. Die Bezirke haben bei der Einrichtung der Krisendienste die fur
eine datenschutzrechtliche Trennung zu anderen Aufgabengebieten der Bezirke

erforderlichen technischen und organisatorischen MalRnahmen zu ergreifen.



Die Bezirke kénnen sich zur Erledigung der Aufgabe ganz oder teilweise Dritter, in
der Regel Tragern der freien Wohlfahrtspflege, bedienen. Hierbei wird der
Abschluss von entsprechenden Kooperationsvereinbarungen mit den
datenschutzrechtlichen Regelungen erforderlich sein.

Der vollstandige Aufbau eines so komplexen, personalintensiven Hilfeangebots
erfordert einen entsprechenden zeitlichen Vorlauf. Bis zum Ablauf des 30. Juni
2021 sieht das BayPsychKHG daher eine Soll-Regelung vor, vgl. Art. 39 Abs. 1
Satz 2 Nr. 3 in Verbindung mit Art. 38a.

Das Bayerische Staatsministerium fir Gesundheit und Pflege wird fir die Dauer
der Aufbauphase in einem von den Bezirken eingerichteten Gremium, das den
Aufbau, die Umsetzung, die Qualitatsstandards sowie die Evaluation und
Weiterentwicklung der Krisendienste begleitet, mitwirken. In dem Gremium wirken
nach Mdglichkeit auch die Trager der Freien Wohlfahrtspflege und die
mafgeblichen psychiatrischen Selbsthilfeorganisationen mit.

Die Bezirke haben die Krisendienste laufend zu evaluieren und ggf.
bedarfsgerecht anzupassen. Dies setzt auf Seiten der Bezirke eine ausfuhrliche
Dokumentation tber die Arbeit der Krisendienste voraus. Dabei soll auch
dokumentiert werden, in welchen Fallen der jeweilige Krisendienst von der Polizei
oder der Kreisverwaltungsbehoérde hinzugezogen wurde und welche weiteren
MalRnahmen der Krisendienst veranlasst hat. Die Pflicht zur Evaluierung gilt
insbesondere auch mit Blick auf die etwaige spatere Einrichtung sog.
Krisenwohnungen und Krisenbetten, die im Vorfeld von Expertinnen und Experten
sehr stark gefordert wurde.

Die Krisendienste mussen multiprofessionell mit erfahrenem Fachpersonal besetzt
werden. Fur eine Leitstelle trifft dies zu bei einer Besetzung mit einer
Zusammensetzung aus Diplom-Sozialpddagoginnen oder Diplom-
Sozialpadagogen oder mit vergleichbaren anderen Studienabschliissen und
Diplom-Psychologinnen oder Diplom-Psychologen bzw. Psychologinnen oder
Psychologen mit einem Masterstudienabschluss, darunter eine approbierte
psychologische Psychotherapeutin oder ein approbierter psychologischer
Psychotherapeut. Dartiber hinaus soll die Leitstelle Giber mindestens eine
psychiatrisch erfahrene Arztin oder einen psychiatrisch erfahrenen Arzt oder
Facharztin oder Facharzt fir Psychiatrie, Facharztin oder Facharzt fir Psychiatrie
und Psychotherapie oder Facharztin oder Facharzt fiir Nervenheilkunde verfigen.
Als mobile Fachkrafte des Krisendienstes kommen auch Fachkrankenschwestern
und Fachkrankenpfleger fur Psychiatrie oder geeignete psychiatrisch-

therapeutische Fachkrafte mit einschlagiger Schulung in psychiatrischer



1.2.2

Krisenintervention in Betracht.

Um den Zugang fur die Hilfesuchenden so niedrigschwellig wie mdglich zu
gestalten, genlgt das Vorhandensein einer psychischen Krise fur die telefonische
Inanspruchnahme des Krisendienstes. Menschen mit psychischen Krisen kbnnen
eine grofRe Herausforderung fur deren Angehorige oder auch fur Personen aus
deren sozialem bzw. beruflichem Umfeld sein. Deshalb kdnnen sich auch diese
Personen telefonisch an die Leitstelle des Krisendienstes wenden.

Die Krisendienste kdnnen tber die zentrale Rufnummer von jeder hilfesuchenden
Person kontaktiert werden und damit auch von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
des Justizvollzugs sowie von Gefangenen, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der
Bewahrungshilfe sowie von Mitarbeiterinnen und Bewohnerinnen von
Frauenh&usern.

Die Krisendienste ersetzen jedoch keine institutionellen Angebote, die von
anderen zur Sicherstellung der Versorgung gesetzlich Verpflichteten vorzuhalten
sind. Dies gilt insbesondere flr den Zustandigkeitsbereich der
Justizvollzugsanstalten, aber auch der medizinischen Versorgung von
Bewohnerinnen von Frauenhéusern. Auch sind die Krisendienste beispielsweise
nicht zustandig fir Kriseninterventionen im Bereich der stationaren

Krankenversorgung oder der stationaren Pflege.

Zu Abs. 2

Die Krisendienste bieten Beratung und Hilfe. Die Leitstellen der Krisendienste sind
Uber eine bayernweit einheitliche Rufnummer rund um die Uhr erreichbar.
Horgeschadigte Menschen kénnen die Krisendienste Uber dort vorgehaltene
elektronische Kommunikationsmittel kontaktieren. Ein eingehender Anruf wird an
die Leitstelle des fir die hilfesuchende Person drtlich nachstgelegenen
Krisendienstes weitergeleitet. Dort erfolgt eine fachliche Klarung der Situation,
aber auch deeskalierende Intervention. Soweit erforderlich fordert die Leitstelle die
fur den Aufenthaltsort des Anrufers nachstgelegenen mobilen Fachkrafte des
Krisendienstes an. Diese suchen die hilfebeddrftige Person vor Ort auf. Der
Krisendienst vermittelt gegebenenfalls und sofern vom Betroffenen gewiinscht
stationdre oder ambulante Angebote der Versorgung aus dem Bereich des SGB V
oder verweist auf weitergehende Beratungs- und Hilfeangebote. In diesem
Zusammenhang Ubernehmen die Krisendienste eine Lotsen- und
Steuerungsfunktion im psychiatrischen Versorgungssystem. In akuten
Notfallsituationen kann der Krisendienst dartiber hinaus im Rahmen der
bestehenden gesetzlichen Regelungen, zum Beispiel unter den Voraussetzungen

des rechtfertigenden Notstands gemanR § 34 Strafgesetzbuch (StGB), tatig
10



1.2.3

werden. In diesen Féllen handelt es sich ausnahmslos um individuelle
Abwégungsentscheidungen, die eine sehr sorgfaltige Dokumentation erfordern,
aus der der Abwéagungsprozess nachvollziehbar wird. Es ist geplant, dieses
Verfahren im Rahmen der Evaluierung der Krisendienste zu beobachten.

Die mobilen Fachkrafte des Krisendienstes sollen so organisiert werden, dass sie
alle Ortschaften in rund einer Stunde Fahrtzeit erreichen kdnnen.

Um die grundsatzlich erwachsenen Hilfesuchenden maoglichst effizient in die
Hilfesysteme nach dem SGB weiterleiten zu kdnnen, missen die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Leitstellen Giber genaue Kenntnisse aller maf3geblichen
Versorgungsangebote in der Region fur Erwachsene verfugen. Daruiber hinaus
sollen sie den besonderen Schutzbedarf und den Flrsorgeanspruch von Kindern
und Jugendlichen sowie die Stellung der Personensorgeberechtigten ebenso
kennen wie die Angebote und Einrichtungen der Kinder- und Jugendbhilfe in ihren
Grundztigen und in der Lage sein, im Bedarfsfall Hilfesuchende insbesondere an
eine Ansprechpartnerin bzw. einen Ansprechpartner im zustandigen Jugendamt
zu verweisen. Die Krisendienste sollen Netzwerke mit den Versorgern vor Ort und
den Einrichtungen, die Hilfen und Beratung anbieten, bilden.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Krisendienstes erstellen keine Gutachten
zu den Voraussetzungen der Unterbringung im Einzelfall.
Kreisverwaltungsbehorden und Polizei prifen jeweils in eigener Zustandigkeit
unter Berucksichtigung der konkreten Umstande des Einzelfalls die Mdglichkeit
und Zweckmafigkeit der Hinzuziehung eines Krisendienstes, insbesondere wenn
sich die betroffene Person in einer psychischen Krise befindet, die
Voraussetzungen fir eine Unterbringung nach Art. 5 Abs. 1 jedoch nicht vorliegen.
Zum Zusammenwirken der Kreisverwaltungsbehdrde bzw. der Polizei und dem
Krisendienst zur Abwendung einer offentlich-rechtlichen Unterbringung siehe

Erlauterung zu Art. 5 Abs. 2.

Zu Abs. 3

Wegen der ausgepragten regionalen Besonderheiten soll grundsétzlich jeder
Bezirk Giber eine eigene Leitstelle verfiigen. Den Bezirken soll es jedoch offen
stehen, Leitstellen auch zusammenzuschlie3en, beispielsweise wenn der
bezirkstbergreifende Betrieb einer Leitstelle zu Nachtzeiten organisatorische
Vorteile bietet, ohne Leistungsangebote fur Burger wesentlich zu beeintrachtigen.
Die Bezirke entscheiden Uber die organisatorische Umsetzung der Leitstellen und
regionale Verteilung und die Positionierung der jeweiligen mobilen Fachkrafte des

Krisendienstes.
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2.1

2.2

Zu Abs. 4

In Art. 1 Abs. 4 wird klargestellt, dass Kinder und Jugendliche vorrangig durch die
zahlreichen Instrumente der Kinder- und Jugendhilfe unterstutzt werden sollen.
Bestehen Anhaltspunkte fir eine akute Fremd- oder Selbstgeféahrdung sollen die
zur Gefahrenabwehr zustandigen Stellen (Kreisverwaltungsbehoérden, Polizei)
verstandigt werden. Sind die sorgeberechtigten Personen nicht rechtzeitig zu
erreichen oder verhindert, soll daneben das zusténdige Jugendamt verstandigt

werden.
Erlauterungen zu Art. 2
Wortlaut

Art. 2

Zusammenarbeit und Pravention

!Die zur Sicherstellung der psychiatrischen, psychotherapeutischen,
psychosomatischen oder sozialen Versorgung im Sinne des Sozialgesetzbuchs
Verpflichteten (Versorgungsverpflichtete) arbeiten vertrauensvoll zusammen.
“Einrichtungen, die ohne gesetzliche Verpflichtung einschléagige Hilfen erbringen,
sollen auf ihren Wunsch in die Zusammenarbeit miteinbezogen werden. *Ziel der
Zusammenarbeit ist auch, psychischen Stdérungen, insbesondere psychischen
Erkrankungen, mdglichst vorzubeugen, Unterbringungen zu vermeiden, betroffene
Menschen in ihren Fahigkeiten zur Selbsthilfe zu stérken und ihre Teilhabe am Leben
in der Gesellschaft zu fordern.

Erlauterungen

Zur Erreichung eines effizienten Einsatzes der in der psychiatrischen,
psychotherapeutischen, psychosomatischen und sozialen Versorgung zur Verfligung
stehenden Hilfeangebote haben in aller Regel viele Vertreterinnen und Vertreter
unterschiedlicher Hilfesysteme zusammenzuarbeiten. Hiervon ausgenommen sind
explizit die medizinischen Einrichtungen des Justizvollzugs. Analog dem
Bundesteilhabegesetz wird nun erstmals in einem Landesgesetz die vertrauensvolle
Zusammenarbeit aller im Sinne des Sozialgesetzbuchs Versorgungsverpflichteten,
z. B. die Bezirke als Trager der stationdren psychiatrischen Versorgung
vorgeschrieben.

Daruber hinaus werden von dieser Verpflichtung auch Institutionen erfasst, die
mittelbare gesetzliche Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Versorgung von

Menschen mit psychischen Stérungen, insbesondere psychischen Erkrankungen
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haben. Dies betrifft insbesondere die Gesundheitsédmter, die Kassenarztlichen
Vereinigungen, die Krankenkassen sowie die Trager der Sozialhilfe (ab 01.01.2020:
Trager der Eingliederungshilfe) und die Trager der Kinder- und Jugendhilfe.

Eine enge und vertrauensvolle Kooperation von Kinder- und Jugendpsychiatrie und
Kinder- und Jugendhilfe ist insbesondere im Hinblick auf die Versorgung der Kinder
und Jugendlichen mit passgenauen Hilfen und Behandlungsmethoden von grol3er
Bedeutung. Zentrale Anlaufstellen sind die 96 bayerischen Jugendéamter und die rund
180 Erziehungsberatungsstellen. Rund um die Geburt sowie in den ersten
Lebensjahren leisten die Koordinierenden Kinderschutzstellen ,KoKi-Netzwerk frihe
Kindheit®, der Jugendamter, die die Angebote im Bereich friiher Hilfen systematisch
vernetzen, in Kooperation insbesondere mit dem Gesundheitsbereich einen wichtigen
Beitrag zum gesunden Aufwachsen.

Fur gemeinnitzige und private Organisationen, Einrichtungen und Stellen, die Hilfen
fir Menschen mit psychischen Stérungen, insbesondere psychischen Erkrankungen
gewahren, ist eine Zusammenarbeit nicht verpflichtend, sie sollen aber auf Wunsch in
die Zusammenarbeit einbezogen werden, beispielsweise die Telefonseelsorge.

Mit der Vorschrift soll insbesondere die strukturelle Zusammenarbeit der
verschiedenen Beteiligten gestarkt werden. Im Ubrigen gelten fiir die
Versorgungsverpflichteten, die in den Anwendungsbereich des SGB X fallen, die
dortigen Datenschutzbestimmungen des 88 67 ff. SGB X.
Kooperationsvereinbarungen kénnen die Zusammenarbeit wirksam beférdern und
sollen daher nach Méglichkeit geschlossen werden.

Regionale Steuerungsverbtinde oder psychosoziale Arbeitsgemeinschaften haben die
Beteiligten vor Ort weit Uberwiegend bereits gebildet, daher wurde auf eine
Hinwirkungsverpflichtung insoweit verzichtet. Es wird klargestellt, dass Regionale
Steuerungsverbiinde fir die vom Gesetzgeber auferlegte Verpflichtung der
Zusammenarbeit eine sehr groRe Bedeutung haben.

Die Vorschrift macht auch die Bedeutung der Préavention fir die Gesamtheit der
Bevolkerung im Allgemeinen, aber auch fir berufstatige Menschen deutlich. Damit
werden die Versorgungsverpflichteten aufgefordert, inre bereits umfanglichen
Praventionsmalinahmen speziell auch auf die psychische Gesundheit zu richten. Dies
ist insbesondere von Bedeutung, da psychische Krankheiten mittlerweile zu den
haufigsten Krankheiten gehdren. Des Weiteren dienen die Maflinahmen zur
Minimierung der Unterbringungszahlen sowie der Zuriickdrangung der nach wie vor
vorhandenen Stigmatisierung von betroffenen Menschen.

In Satz 3 werden die Bedeutung der Selbsthilfe fur den Gesundungsprozess und die

Bedeutung der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft unterstrichen.
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3.1

3.2

4.1

4.2

Erlauterungen zu Art. 3
Wortlaut

Art. 3

Beteiligung der Selbsthilfeorganisationen

Bei der Versorgungsplanung und Weiterentwicklung psychiatrischer Therapiekonzepte
beteiligen die Versorgungsverpflichteten Vertreter der maf3geblichen psychiatrischen
Selbsthilfeorganisationen in angemessenem Umfang.

Erlauterungen

Die organisierte Selbsthilfe ist in der Planung und Ausgestaltung der psychiatrischen
Versorgung im Rahmen des Trialogs seit Jahren involviert. Die Versorgung verdankt
der Selbsthilfe wichtige Impulse. Mit diesem Gesetz wird die Stellung der organisierten
Selbsthilfe weiter gefestigt. Die maf3geblichen psychiatrischen
Selbsthilfeorganisationen in Bayern, derzeit der Bayerische Landesverband
Psychiatrie-Erfahrener e. V. vom sowie der Landesverband Bayern der Angehdrigen
psychisch Kranker e. V., sind nun bei der Ausgestaltung der psychiatrischen und
psychotherapeutischen Versorgung in den Planungsregionen sowie bei der
Weiterentwicklung psychiatrischer Therapiekonzepte angemessen zu beteiligen. Fir
eine Entschadigung des dadurch entstehenden Aufwands soll auBerhalb dieses
Gesetzes eine Losung gefunden werden, beispielsweise im Rahmen der bereits

bestehenden Forderung der organisierten Selbsthilfe.
Erlauterungen zu Art. 4
Wortlaut

Art. 4

Psychiatrieberichterstattung

'Die Staatsregierung berichtet dem Landtag alle drei Jahre (iber die Situation der
psychiatrischen, psychotherapeutischen und psychosomatischen Versorgung in
Bayern. ?Der Bericht soll epidemiologische Basisdaten bezogen auf die
Wohnbevdlkerung Bayerns enthalten sowie die bestehende ambulante, stationéare und

komplementére Versorgungslandschaft abbilden und Veranderungen deutlich machen.
Erlauterungen

Eine effiziente psychiatrische Versorgung setzt eine aussagefahige

Psychiatrieberichterstattung voraus. Deshalb wird die Staatsregierung dem Landtag
14



regelmafig einen umfassenden schriftlichen Bericht zur Situation der psychiatrischen,
psychotherapeutischen und psychosomatischen Versorgung vorlegen.

Der Bericht wird ausschlief3lich auf die bayerischen Belange der Versorgung nach dem
SGB ausgerichtet sein, nicht jedoch auf den Sonderbereich der medizinischen
Versorgung im Justizvollzug. Er soll epidemiologische Basisdaten bezogen auf die
Wohnbevdlkerung Bayerns enthalten sowie die bestehende Versorgungslandschaft in
all ihnren Facetten (ambulant, stationar und komplementéar) abbilden, Veranderungen
deutlich machen und Schlussfolgerungen fur die kiinftige Ausgestaltung und
Weiterentwicklung der bedarfsgerechten Versorgung zulassen. In dem Bericht werden
ausschlie3lich anonymisierte Daten verwendet.

Der Bericht wird alle drei Jahre vorgelegt werden. Dieser Zeitraum ist notwendig, aber
auch ausreichend, um Veranderungen belastbar darzustellen.

Mit der Erstellung des Berichts soll das Landesamt fir Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit (LGL) betraut werden. Das LGL verfugt Uber groRe Erfahrung in
der Gesundheitsberichterstattung und bietet die Gewahr, dass der Bericht mit hoher
Qualitat, grol3er Praxisrelevanz und vertretbaren Kosten erstellt werden kann.

In die Psychiatrieberichterstattung kénnen auch Ergebnisse der Tatigkeit der
Fachaufsichtsbehérde (einschlieRlich aggregierter Daten des anonymisierten
Melderegisters gem. Art. 33) und Ergebnisse der Tatigkeiten der
Besuchskommissionen gem. 37 sowie der Evaluierung der Krisendienste einfliel3en.
Hiertiber wird im Rahmen der Erstellung der endgultigen Verwaltungsvorschriften
ausfihrlich diskutiert werden. Das LGL stimmt seine Auftragsvergaben an externe
Auftragnehmer — soweit die Zustandigkeit berthrt ist — mit dem Staatsministerium fur

Familie, Arbeit und Soziales und mit dem Staatsministerium fiir Gesundheit und Pflege

ab.
Teil 2
Offentlich-rechtliche Unterbringung
Kapitel 1
Voraussetzungen, Einrichtungen, Ziele und Grundséatze
5. Erlauterungen zu Art. Art. 5
5.1 Wortlaut

15
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Art. 5

Voraussetzungen der Unterbringung, Verhaltnismagigkeitsgrundsatz

(1) *Wer auf Grund einer psychischen Stérung, insbesondere Erkrankung, sich selbst,
Rechtsguter anderer oder das Allgemeinwohl erheblich gefahrdet, kann ohne oder
gegen seinen Willen untergebracht werden, es sei denn seine Einsichts- und
Steuerungsfahigkeit ist nicht erheblich beeintrachtigt. *Fur eine Unterbringung nach
diesem Gesetz anstelle einer Unterbringung nach den Vorschriften des Burgerlichen
Gesetzbuches (BGB) kann in Fallen der Selbstgefahrdung insbesondere sprechen,
dass die Unterbringung voraussichtlich nicht langer als sechs Wochen dauern wird und
keine Betreuung und keine ausreichende Vorsorgevollmacht besteht. °Bei Kindern und
Jugendlichen ist eine Unterbringung nach § 1631b BGB vorrangig.

(2) 'Die Unterbringung darf nur angeordnet werden, wenn die Gefahrdung nicht durch
weniger einschneidende Mittel abgewendet werden kann, insbesondere auch nicht
durch die Hinzuziehung eines Krisendienstes und durch Hinzuziehung der oder des
gesetzlichen Vertreters. 2Sje darf nicht zu einem Nachteil fuhren, der zu dem
angestrebten Erfolg erkennbar auRer Verhéltnis steht. *Sie ist nur solange zulassig, bis
ihr Zweck erreicht ist oder nicht mehr erreicht werden kann. “Die Satze 1 bis 3 gelten
entsprechend fir MaRnahmen wahrend der Unterbringung. °Von mehreren méglichen
und geeigneten MaRRnahmen ist diejenige zu wahlen, die die untergebrachte Person
voraussichtlich am wenigsten beeintrachtigt.

(3) 'Die Unterbringung kann nur vollzogen werden, wenn keine MaRnahmen nach den
88 81, 126a der Strafprozessordnung oder den 88 63, 64 und 67a des
Strafgesetzbuches, gegebenenfalls in Verbindung mit 8 7 Abs. 1 des
Jugendgerichtsgesetzes, getroffen sind. ?Ist jemand auf Grund dieses Gesetzes
untergebracht und werden Mafinahmen auf Grund der in Satz 1 genannten
Bestimmungen getroffen, ist die Unterbringungsanordnung nach diesem Gesetz aul3er
Vollzug zu setzen. *Sie kann aufgehoben werden, wenn nach den Umsténden nicht zu
erwarten ist, dass die Unterbringungsanordnung spater wieder vollzogen werden

muss.
Erlauterungen

Zu Abs. 1

Mit dem Art. 5 Abs. 1 wird die bisherige Rechtslage nach Art. 1 Abs. 1 Satz 1

und 2 UnterbrG grundsétzlich fortgefihrt. Die Vorschrift wird aber klarer gefasst,
an den modernen Klassifikationssystemen fiir psychische Stérungen ausgerichtet
und es wird der Begriff der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung aus Grinden der

Entstigmatisierung durch die Begriffe ,sich selbst, Rechtsglter anderer oder das
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Allgemeinwohl* ersetzt.

Die offentlich-rechtliche Unterbringung dient der Heilung der untergebrachten
Person und der Gefahrenabwehr. Eine 6ffentlich-rechtliche Unterbringung kommt
in Betracht, wenn die betroffene Person sich selbst (Selbstgefahrdung; vgl. zur
Gesetzgebungskompetenz des Landesgesetzgebers unter dem Aspekt des
~Fursorgegedankens® nach Art. 74 Nr. 7 GG BVerfG, Beschluss vom 07.10.1981 —
2 BvR 1194/80, NJW 1982, 691), Rechtsgiiter anderer (Fremdgefahrdung) oder
das Allgemeinwohl (Fremdgefahrdung) erheblich gefahrdet. In diesen Fallen kann
die betroffene Person gegen oder ohne ihren Willen untergebracht werden.

Im Falle der Fremdgeféahrdung muss eine erhebliche Gefahrdung fir Rechtsgter
anderer oder fiir das Allgemeinwohl vorliegen. In der Praxis wird dabei der Schutz
derin Art. 11 Abs. 3 Satz 2 des Polizeiaufgabengesetzes genannten bedeutenden
Rechtsguter im Vordergrund stehen.

Das sind:

1. der Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes,

2. Leben, Gesundheit oder Freiheit,

3. die sexuelle Selbstbestimmung,

4. erhebliche Eigentumspositionen oder

5. Sachen, deren Erhalt im besonderen 6ffentlichen Interesse liegt.

Die Gefahrdung des Bestands oder der Sicherheit des Bundes oder eines Landes
kommt in der Praxis dabei nur in &uf3ersten Ausnahmeféllen in Betracht.

Eine Gefahrdung des Allgemeinwohls kommt — in Abgrenzung zur Gefahrdung
von Individualrechtsgitern — bei einer Gefahrdung von Rechtsgitern des Staates
in Frage.

Eine erhebliche Selbstgefahrdung liegt vor, wenn infolge der psychischen Stérung
eine Gefahr fur das Leben oder fir einen erheblichen gesundheitlichen Schaden
der betroffenen Person vorliegt.

Da es sich um eine Befugnisvorschrift handelt, ist unter dem Gefahrenbegriff eine
konkrete Gefahr zu verstehen. Unter einer konkreten Gefahr ist eine Sachlage zu
verstehen, die bei ungehindertem Ablauf des objektiv zu erwartenden Geschehens
im Einzelfall mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einer Verletzung der in Abs.
1 Satz 1 genannten Schutzguter fihrt. Bei Eingriffen in die Freiheit der Person ist
der Grad der Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts aus verfassungsrechtlichen
Grinden besonders sorgsam zu prifen. Je bedeutsamer das gefahrdete
Rechtsgut ist und je grofRer und folgenschwerer der zu beflrchtende Schaden ist,
desto geringere Anforderungen sind an die Wahrscheinlichkeit des

Schadenseintritts zu stellen. Der Grundsatz der Verhaltnismafigkeit ist zu
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beachten. Nach dieser Mal3gabe gilt Folgendes: Eine Beeintrachtigung von
Rechtsgutern muss mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten sein. Die
Feststellung einer hundertprozentig sicheren Prognose ist nicht erforderlich. Fur
die Gefahrenprognose mafgeblich sind insbesondere die Persénlichkeit der
betroffenen Person, ihr friheres Verhalten, ihre aktuelle Befindlichkeit und die
Lebensumsténde.

Durch die Gesetzesformulierung ,erheblich“ wird vorausgesetzt, dass die Gefahr
von erheblichem Gewicht sein muss. Die Schutzwirdigkeit der gefahrdeten
Rechtsguter muss der Schwere des Eingriffs in die personliche Freiheit
entsprechen.

Der Begriff der psychischen Stérung orientiert sich an international anerkannten
Diagnoseklassifikationssystemen, wie beispielsweise dem ICD (International
Statistical Classification of Diseases and Related Health Problems) der
Weltgesundheitsorganisation, in der jeweiligen vom Deutschen Institut fir
medizinische Dokumentation und Information im Auftrag des Bundesministeriums
fir Gesundheit herausgegebenen deutschen Fassung. Unter den Begriff der
psychischen Storung fallen danach u. a.: Erkrankungen des schizophrenen
Formenkreises, schizoaffektive Stérungen, affektive Stérungen, Angststérungen,
schwere Personlichkeitsstérungen, schwere Anpassungs- und
Verhaltensstérungen, Demenz, Suchtmittelmissbrauch und
Abhangigkeitserkrankungen, relevante Intelligenzminderung und damit im
Zusammenhang stehende Verhaltensstorungen, Stérungen mit Beginn in der
Kindheit und Jugend, nicht naher bezeichnete psychische Stérungen.

Es entspricht langjahriger hdchstrichterlicher Rechtsprechung, dass nur Personen
offentlich-rechtlich untergebracht werden, die sich aufgrund einer psychischen
Stdrung in einem Zustand befinden, der die Einsichts- oder Steuerungsfahigkeit
erheblich beeintrachtigt (BVerfG, Beschluss vom 07.10.1981 — 2 BvR 1194/80;
BGH, Beschluss vom 25.03.2015 — XlI ZA 12/15; BGH, Beschluss vom
17.08.2011 — Xl ZB 241/11; Di Fabio in Maunz/Durig, Grundgesetz-
Kommentar,Juni 2017, Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG, Rn. 70). Personen, die aufgrund
einer freien Willensbildung Rechtsguter Dritter gefahrden, sollen vom Tatbestand
der offentlich-rechtlichen Unterbringung nicht erfasst werden.

Um dies klarzustellen, wurde in das Gesetz der Satz ,es sei denn, seine Einsichts-
und Steuerungsfahigkeit ist nicht erheblich beeintrachtigt* aufgenommen (Satz 1
2.Hs.). Hierdurch wurden der Ursachenzusammenhang und das von der
Rechtsprechung entwickelte Kriterium der eingeschrénkten Einsichts- und
Steuerungsfahigkeit (vgl. BayObLG, Entscheidung vom 17.12.2001, FamRZ 2002,
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909; Zimmermann, Praxiskommentar, bayerisches Unterbringungsgesetz,

4. Auflage, Teil A Rn. 6) explizit im Unterbringungstatbestand abgebildet, um
Rechtsklarheit zu schaffen und eine angemessene und verfassungskonforme Be-
schrankung des unterzubringenden Personenkreises zu gewahrleisten. Ist die
Einsichts- und Steuerungsfahigkeit im Einzelfall nicht oder nicht erheblich
beeintrachtigt, kann eine Unterbringung nach diesem Gesetz nicht erfolgen.

Die Frage, ob die freie Willensbildung erheblich beeintrachtigt ist, kann in aller
Regel nur durch eine fachpsychiatrische Begutachtung geklart werden. Daher
sehen Art. 11 und Art. 12 sowie 88 331, 332 FamFG dringende Grinde fur die
Annahme der Unterbringungsvoraussetzungen als ausreichend an. Dringende
Grlnde fir die Annahme, dass die Unterbringungsvoraussetzungen vorliegen,
sind nicht gegeben, wenn (ausnahmsweise) bereits zum Zeitpunkt der
Entscheidung positiv feststeht, dass die psychische Krankheit die Willensbildung
der betroffenen Person nicht beeintrachtigt. In Zweifelsfallen soll die betroffene
Person in ein psychiatrisches Krankenhaus gebracht und es soll ihr dort in ihrer
Krise beigestanden werden. Der aufnehmende Arzt, die aufnehmende Arztin hat
explizit zu prifen, ob die unterzubringende Person in ihrer Einsichts- und
Steuerungsfahigkeit erheblich beeintrachtigt ist. Sobald eine Arztin oder ein Arzt
im Einzelfall feststellt, dass die Person aufgrund eines frei gebildeten Willens die
erhebliche Gefahrdung verursacht, fuhrt dies zur Beendigung der 6ffentlich-
rechtlichen Unterbringung (vgl. Satz 1 Halbsatz 2).

Offentlich-rechtliche und zivilrechtliche Unterbringung sind grundsétzlich
gleichrangig (hierzu Heitmann in Nomos Kommentar, BGB Familienrecht,

2. Auflage, 2011, § 1906, Rn.3; Marschner in Jirgens, Betreuungsrecht, 2014,
Rn. 56; a. A. BayObLG, FamRZ 2001, 657). Eine Abgrenzung erfolgt nach dem
Schwerpunkt der Gefahrdung. Wahrend die zivilrechtliche Unterbringung
Erwachsener eine Selbstgefahrdung voraussetzt (bei Kindern und Jugendlichen
umfassen die zivilrechtlichen Unterbringungsvorschriften auch die Abwendung
einer Fremdgefahrdung), wird offentlich-rechtlich nach dem BayPsychKHG
untergebracht, wenn ein Fall der Fremdgeféahrdung vorliegt. Bei einer solchen
Gefahr allein fur Rechtsguter anderer oder fur das Allgemeinwohl kommt nur eine
Unterbringung nach dem BayPsychKHG in Betracht, auch wenn sie als
Reflexwirkung zugleich dem Betroffenen selbst dient (Palandt/Géotz, BGB,

76. Auflage, 8 1906 Rn. 2).

In den Fallen der Selbstgefahrdung muss das Gericht im jeweiligen Einzelfall
abwagen, welche Art der Unterbringung (zivilrechtliche oder 6ffentlich-rechtliche)

fur die betroffene Person die geeignetste und mildeste ist. Abs. 1 Satz 2 dient fur
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Falle der Krisenintervention der Klarstellung und geht auf einen Wunsch der
Betroffenenverbande zurtick. Die Vorschrift geht davon aus, dass in Fallen von
akuten vorubergehenden Krisen, in denen entweder kein Betreuer fur den
Aufgabenkreis der Gesundheitssorge oder des Aufenthaltsbestimmungsrechts
(vorlaufig oder endgultig) bestellt ist oder der Betreuer von der mdglichen
zivilrechtlichen Unterbringung keinen Gebrauch machen kann, eine 6ffentlich-
rechtliche Unterbringung unter Berticksichtigung der Umstéande des Einzelfalls
vorzugswirdig sein kann. In Fallkonstellationen, in denen bislang kein Betreuer
bestellt ist, muss das Gericht, wenn es eine zivilrechtliche Unterbringung gem.

8§ 1906, 1846, 1908i Abs. 1 Satz 1 BGB selbst anordnet, gleichzeitig mit der
Anordnung daflir Sorge tragen, dass unverziglich ein Betreuer bestellt wird, der
die Interessen des Betroffenen wahrnehmen und die Entscheidung tber die
Fortdauer der Unterbringung in eigener Verantwortung treffen kann (vgl. BGH,
FamRZ 2002, 744). Die zivilrechtliche Anordnung einer Unterbringung hat daher
zwangslaufig die Folge, dass ein Verfahren auf Bestellung zumindest eines
vorlaufigen Betreuers eingeleitet wird. Damit kann fir den Betroffenen ein Vorteil
verbunden sein, weil er mit dem Betreuer eine Person an seine Seite gestellt
bekommt, der seine Interessen wahrnimmt und gegebenenfalls fir die Beendi-
gung der Unterbringungsmafinahme sorgen kann. In Fallen, in denen es sich nach
arztlicher Einschatzung (Art. 14 Abs. 5 Satz 3, Art. 15 Abs. 1 Satz 3) um eine
absehbar kurze vortibergehende Krise handelt, die der Intervention eines
Betreuers nicht bedarf, kann das damit in Gang gesetzte Verfahren zur Bestellung
eines Betreuers seitens des Betroffenen aber auch als zusatzliche Belastung
empfunden werden.

Durch Art. 5 Abs. 1 Satz 3 wird klargestellt, dass die Unterbringung von Kindern
und Jugendlichen auf der Grundlage des § 1631b BGB Abs. 1 Vorrang hat. Durch
die Vorrangregelung wird auch klargestellt, dass bei Minderjéahrigen vor einer
offentlich-rechtlichen Unterbringung die Sorgeberechtigten, insbesondere ihre
Eltern kontaktiert werden sollen und deren Entscheidung herbeigefiihrt werden
soll. Im Falle von deren Nichterreichbarkeit soll das ortlich zustandige Jugendamt
benachrichtigt werden. Dadurch werden das Kindeswohl geschiitzt und
insbesondere — in den (zahlenmé&Rig haufigeren) Fallen der Selbstgefahrdung —

die rechtliche Stellung der Erziehungsberechtigten gewabhrt.

Zu Abs. 2
Die Unterbringung darf nur angeordnet werden, wenn sie verhaltnismaRig ist. Dies
setzt voraus, dass alle mdglichen und zur Verfiigung stehenden weniger

einschneidenden MalRnahmen und Hilfen die Gefédhrdung nicht abwenden konnten
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oder nach deren Prifung offensichtlich keinen Erfolg erwarten lassen. Ein weniger
einschneidendes Mittel ist insbesondere die Hinzuziehung eines Krisendienstes
oder des gesetzlichen Vertreters.

Ziel des Gesetzes ist es, Menschen in psychischen Krisen Unterstiitzung
anzubieten und damit auch offentlich-rechtliche Unterbringungen im Einzelfall zu
vermeiden. Mit der Schaffung der Krisendienste stellen der Freistaat Bayern und
die bayerischen Bezirke ein Hilfesystem bereit, das Menschen gerade in
psychischen Notsituationen Hilfe und Unterstiitzung anbieten kann. Die Leitstellen
der Krisendienste sind rund um die Uhr erreichbar und mit Fachpersonal besetzt.
Sowohl fur Betroffene als auch fiir die Kreisverwaltungsbehérden und die Polizei
konnen die Krisendienste in Notsituationen eine wertvolle, fachliche Unterstiitzung
sein und eine o6ffentlich-rechtliche Unterbringung vermeiden. Daher sollen die
Kreisverwaltungsbehorden und die Polizei die Krisendienste in geeigneter Art und
Weise hinzuziehen. Das unterstreicht im Ubrigen, dass in Bayern Hilfe und
Unterbringungsrecht eng verzahnt werden. Ob und wie eine Hinzuziehung
erfolgen kann, entscheiden Kreisverwaltungsbehérden und die Polizei in
Abhangigkeit von der konkreten Situation. Die Kreisverwaltungsbehérden und die
Polizei werden Uber die regionalen Ansprechpartner der Krisendienste und deren
Erreichbarkeit gezielt informiert.

In den Fallen, in denen die Kreisverwaltungsbehdrde oder die Polizei den
Krisendienst hinzuzieht, nehmen grundsétzlich mobile Fachkréfte des
Krisendienstes Kontakt mit der betroffenen Person vor Ort auf. Auf Basis der
gewonnenen Erkenntnisse liefert der Krisendienst der Kreisverwaltungsbehérde
oder der Polizei eine funktionale Beschreibung der psychischen Gesundheits-
situation und nimmt Stellung zur Notwendigkeit, Art und Dringlichkeit des Bedarfs
an Behandlungsangeboten oder weitergehenden Beratungs- und Hilfeangeboten.
Die Kreisverwaltungsbehorde bzw. die Polizei entscheidet dann Uber das weitere
Vorgehen.

Erfolgt keine 6ffentlich-rechtliche Unterbringung, leitet der Krisendienst die
vorgeschlagenen Hilfen ein. Wenn die Vermittlung in die vorgeschlagenen Hilfen
nicht erfolgen konnte, teilt dies der Krisendienst der Kreisverwaltungsbehdrde oder
der Polizei sobald als méglich mit.

Weniger einschneidende Mittel und Hilfen ergeben sich insbesondere auch aus
den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches. Hierbei bedarf es einer engen und
vertrauensvollen Zusammenarbeit zwischen allen Beteiligten. Hierzu gehdren
insbesondere Krisendienste, Leistungserbringer (beispielsweise niedergelassene

Arztinnen und Arzte sowie psychologische Psychotherapeutinnen und
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5.2.3

6.1

psychologische Psychotherapeuten), Praventionsstellen,
Kreisverwaltungsbehorden, Gesundheitsdmter, Polizei, Justizverwaltung,
psychiatrische Krankenh&user, die Trager der Sozialhilfe und die Trager der
Kinder- und Jugendhilfe, Sozialpsychiatrische Dienste, die Verb&nde der freien
Wohlfahrtspflege und alle anderen 6ffentlichen, freigemeinniitzigen und privaten
Organisationen, Einrichtungen und Stellen, die die Hilfen gewdhren. Soweit
erforderlich, kdnnen Beteiligte Kooperationsvereinbarungen schlief3en.

Im Rahmen des Satzes 2 sind nicht nur die Interessen der untergebrachten
Person, sondern beispielsweise auch die Interessen der Einrichtung an einer
ordnungsgemaéafien Unterbringung sowie die Interessen anderer untergebrachter
Personen zu berlicksichtigen. Nach Satz 3 ist eine Unterbringung nur solange
zulassig, bis ihr Zweck erreicht ist oder nicht mehr erreicht werden kann. Zweck
der Unterbringung ist es einerseits, die untergebrachte Person zu heilen oder
ihren Zustand soweit zu stabilisieren, dass von ihr keine Gefahrdungen nach Art. 5
Abs. 1 Satz 1 mehr ausgehen, sowie andererseits die von ihr ausgehenden
Gefahren abzuwehren (Art. 6 Abs. 1). Der Grundsatz der Verhaltnismafigkeit ist
fur die Durchfiihrung der Unterbringung von elementarer Bedeutung und gilt daher
fur alle in diesem Gesetz geregelten Beschrankungen (Satze 4 und 5). Hierbei

kommt deeskalierenden MalRhahmen ein besonderer Stellenwert zu.

Zu Abs. 3

Abs. 3 regelt wie bislang Art. 1 Abs. 2 UnterbrG das Verhaltnis zur Unterbringung
auf Grund anderer Gesetze. Gesetz im Sinne des Art. 5 Abs. 3 Satz 2 ist das
BayPsychKHG.

Erlauterungen zu Art. 6
Wortlaut

Art. 6
Ziele und Grundséatze der Unterbringung
(1) Ziel der Unterbringung ist es einerseits, die untergebrachte Person zu heilen oder
ihren Zustand soweit zu stabilisieren, dass von ihr keine Gefahrdungen nach Art. 5
Abs. 1 Satz 1 mehr ausgehen, sowie andererseits die von ihr ausgehenden Gefahren
abzuwehren.
(2) Bei allen MaRnahmen auf Grund dieses Gesetzes soll auf das Alter, das
Geschlecht, die ethnische Herkunft, den Gesundheitszustand, das Vorliegen einer
Behinderung und die Lebensumstande der untergebrachten Person Riicksicht
genommen werden.
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6.2

6.2.1

6.2.2

7.1

Erlauterungen

Zu Abs. 1

Abs. 1 regelt die Ziele des BayPsychKHG. Offentlich-rechtlich untergebrachte
Personen sind Menschen, bei denen eine psychische Stérung diagnostiziert wurde
und welche sich selbst, Rechtsguiter anderer oder das Allgemeinwohl erheblich
gefahrden. Ziel der 6ffentlich-rechtlichen Unterbringung ist daher zum einen die
untergebrachte Person zu heilen oder ihren Zustand soweit zu stabilisieren, dass
von ihr keine Gefahrdungen nach Art. 5 Abs. 1 Satz 1 mehr ausgehen sowie
andererseits die von ihr ausgehenden Gefahren abzuwehren. Dadurch wird
klargestellt, dass die 6ffentlich-rechtliche Unterbringung gleichrangig der Heilung
des Betroffenen oder dessen Zustandsstabilisierung sowie der Gefahrenabwehr
dient. Die Heilung und Linderung werden an erster Stelle als Ziele der
Unterbringung genannt. Dabei hat die untergebrachte Person Anspruch auf
medizinische Behandlung nach den Vorschriften des Sozialgesetzbuches oder
nach anderen Vorschriften (zum Beispiel nach den Vorschriften des

Asylbewerberleistungsgesetzes).

Zu Abs. 2

Abs. 2 beinhaltet einen Leitsatz flr das grundséatzliche Verhalten gegeniiber den
untergebrachten Personen und beansprucht fiir alle MaBnahmen nach Teil 2 des
Gesetzes uneingeschréankte Geltung. Mit dieser Vorschrift wird zu Beginn des

Teil 2 des Gesetzes deutlich gemacht, dass die untergebrachten Personen in ihrer
Ganzheit hinreichend beachtet und behandelt werden missen.

Die Regelung entspricht im Ansatz Art. 4 UnterbrG (Fursorgegrundsatz) und
wurde um die Merkmale Alter, Geschlecht, ethnische Herkunft, das Vorliegen
einer Behinderung und Lebensumstande der untergebrachten Person erganzt.
Damit soll noch starker zum Ausdruck gebracht werden, dass vor Durchfiihrung
aller MaRnahmen nach Teil 2 des Gesetzes, insbesondere bei solchen mit
grundrechtseingreifender Wirkung, Uberprift werden muss, ob diese in der
konkreten Situation die untergebrachte Person als Individuum beriicksichtigen.
Der Begriff der ethnischen Herkunft ist inhaltsgleich mit der Regelung in § 1
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG). Dadurch soll sichergestellt werden,
dass bei untergebrachten Personen auch deren nationaler Ursprung oder deren

kultureller Hintergrund ausreichend Beachtung finden.
Erlauterungen zu Art. 7

Wortlaut
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7.2

7.2.1

Art. 7

Stellung der untergebrachten Person

(1) 'Der untergebrachten Person ist Gelegenheit zu geben, an der Gestaltung ihrer
Behandlung und der weiteren MaRnahmen mitzuwirken. 2lhre Bereitschaft zur
Mitwirkung ist zu wecken und zu férdern. *Die Sorgeberechtigten eines
untergebrachten Kindes oder Jugendlichen oder bei deren Verhinderung das
zustandige Jugendamt sind frihzeitig einzubeziehen.

(2) 'Die untergebrachte Person unterliegt den in diesem Gesetz vorgesehenen
Beschréankungen ihrer Freiheit. “Soweit dieses Gesetz keine besondere Regelung
enthalt, dirfen der untergebrachten Person nur solche Beschrankungen auferlegt
werden, die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder zur Abwendung einer
schwerwiegenden Stérung des geordneten Zusammenlebens in der Einrichtung
unerldsslich sind.

(3) Im Rahmen der Unterbringung getroffene Entscheidungen und Anordnungen sind
der untergebrachten Person unverziiglich bekannt zu geben und, soweit es ihr
Gesundheitszustand zulasst, zu erlautern. Hat die untergebrachte Person einen
Vertreter, wird dieser Uber wesentliche Entscheidungen und Anordnungen informiert.
%Weitergehende Beteiligungsrechte des gesetzlichen Vertreters nach diesem Gesetz

oder allgemeinen Vorschriften bleiben unberihrt.
Erlauterungen

Art. 7 enthalt eine Neuregelung und bestimmt die Stellung der untergebrachten

Person.

Zu Abs. 1

Mafnahmen zur Behandlung der untergebrachten Person sind dauerhaft gegen
ihren Willen kaum moglich. Gerade die gesundheitliche Rehabilitation eines
Menschen kann ohne seine Bereitschaft zur Mitarbeit kaum Erfolg versprechend
durchgefuhrt werden. Daher muss es ein wesentlicher Bestandteil aller
MalRnahmen sein, gemeinsam mit der untergebrachten Person die weiteren
Mafinahmen zu planen, im Sinne des § 630 c Abs. 1 BGB. Behandlungs-
mafinahmen, die in die kdrperliche Unversehrtheit eingreifen, bedirfen der
moglichst schriftlichen Einwilligung der untergebrachten Person. Im Ubrigen gelten
fur die Einwilligung und die arztliche Aufklarung die Vorschriften der 88 630d und
630e BGB entsprechend (vgl. Art. 20 Abs. 2). Die Moglichkeit der Mitwirkung der
untergebrachten Person hangt vom Einzelfall ab.

Die untergebrachte Person ist allerdings nicht verpflichtet, aktiv an ihrer
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7.2.2

Behandlung mitzuwirken. Die Normierung einer entsprechenden Pflicht wéare mit
dem allgemeinen Personlichkeitsrecht kaum in Einklang zu bringen.

Die untergebrachte Person hat sich jedoch so zu verhalten, dass die Ziele der
Unterbringung auch fur die anderen untergebrachten Personen nicht gefahrdet
werden und das geordnete Zusammenleben in der Einrichtung nicht gestort wird.
Ihr soll ermdglicht werden, an der Verantwortung fir Angelegenheiten von
gemeinsamem Interesse teilzuhaben, die sich ihrer Eigenart und der Aufgabe der
Einrichtung nach fur eine Mitwirkung eignen. Denn zur sozialen Rehabilitation
gehdrt auch, dass die untergebrachten Personen nicht nur an Entscheidungen, die
sie selbst betreffen, mitwirken, sondern dass sie es auch lernen, Belange der
Gemeinschaft in ihre Uberlegungen einzubeziehen und gegebenenfalls zu
vertreten, sofern diese Fahigkeiten nicht vorhanden sind. Beispielsweise kénnen
einzelne Angelegenheiten des Zusammenlebens auf einer Station in einer
Einrichtung durch die untergebrachten Personen selbst entschieden werden
(gemeinsamer Einkauf usw.).

Die Mitwirkungsmdglichkeiten an der Behandlung und den weiteren Malinahmen
beziehen sich nicht auf die Einlieferung an sich, die als hoheitlicher Akt der Polizei
auBBerhalb der Dispositionsbefugnis der betroffenen Person steht.

Bei Kindern und Jugendlichen sind zusatzlich regelhaft die Sorgeberechtigten,
insbesondere ihre Eltern, oder bei deren Verhinderung das zustandige
Jungendamt friihzeitig einzubeziehen. Die Einbeziehung der
Personensorgeberechtigten soll entsprechend der zivilrechtlichen Unterbringung
vor der offentlich-rechtlichen Unterbringung erfolgen, spatestens jedoch bei
Aufnahme in eine Abteilung oder Klinik (Satz 3). Dieses Vorgehen ist erforderlich,
da es bei minderjahrigen untergebrachten Personen, die nicht selbst
einwilligungsfahig sind, fur die Vornahme einer arztlichen Behandlungs-
malnahme, grundsatzlich der Einwilligung des gesetzlichen Vertreters, in der
Regel der Eltern, bedarf (vgl. Art. 20 Abs. 2).

Zu Abs. 2

Grundrechtseingriffe bedirfen einer Rechtsgrundlage. Trotz der Tatsache, dass
dieses Gesetz zum Schutz der untergebrachten Personen sehr viel detaillierter die
Voraussetzungen fur Eingriffe in die Grundrechte der untergebrachten Personen
normiert als dies im UnterbrG der Fall war, ist es wegen der Vielgestaltigkeit der
Herausforderungen einer Unterbringung unbedingt erforderlich, Anordnungen von
Beschréankungen fir die untergebrachten Personen, die im Einzelfall erforderlich
sind, im Gesetz selbst aber keine typisierende Ausgestaltung erfahren haben, zu

legitimieren.
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7.2.3

Satz 1 stellt klar, dass die Grundlage einer Anordnung von Beschrankungen
zunachst in diesem Gesetz zu suchen ist. Satz 2 enthélt eine Generalklausel, die
gegenuber einer speziellen Eingriffsgrundlage subsididr und somit zwar nur von
untergeordneter praktischer Bedeutung, aber wegen der Vielgestaltigkeit von
Situationen bei der Durchfihrung der Unterbringung nicht verzichtbar ist. Da die
Generalklausel im Rahmen ihres engen Anwendungsbereiches der arztlichen
Leitung der Einrichtung ein weites Handlungs- und Auswahlermessen einrdumt,
wird geman Art. 9 Abs. 1 Nr. 1 die Entscheidung Uber die Anordnung von
Beschrankungen auf dieser Grundlage der Kompetenz der arztlichen Leitung der
Einrichtung zugewiesen.

Der Begriff der Sicherheit ist in Abs. 2 sowie im gesamten Gesetz in einem
umfassenden Sinne zu verstehen. Er umfasst zunachst sowohl die Abwendung
von Gefahren fiir Personen oder Sachen in der Einrichtung als auch die Sicherung
des durch den Freiheitsentzug begrindeten Gewahrsams, also die Sicherung vor
Entweichungen aus der Einrichtung. Zugleich wird auch der Schutz der
Allgemeinheit erfasst.

Ist eine bestimmte MalRnahme nicht zulassig, weil diese zur Aufrechterhaltung der
Sicherheit nicht unerlasslich ist, kommt eine MaRnahme gleichwohl in Betracht,
wenn diese zur Abwendung einer schwerwiegenden Stérung des geordneten
Zusammenlebens in der Einrichtung getroffen werden muss. Das geordnete
Zusammenleben in der Einrichtung umfasst die Gesamtheit aller strukturellen und
interaktiven Bedingungen und Voraussetzungen des Lebens in der Einrichtung.
Durch das Abstellen auf ,schwerwiegende Stérungen® wird deutlich, dass von der
Generalklausel nur bei Vorliegen eines gesteigerten Schweregrades der Stérung
Gebrauch gemacht werden darf.

Zu Abs. 3

Im Rahmen der offentlich-rechtlichen Unterbringung getroffene Entscheidungen
und Anordnungen sind der untergebrachten Person nach Satz 1 unverziglich
bekannt zu geben und, soweit es ihr Gesundheitszustand zuldsst, zu erlautern.
Die untergebrachte Person muss sich dartiber einen Willen bilden kénnen und in
die Lage versetzt werden, die Ma3hahmen gerichtlich Gberprifen zu lassen

(Art. 19 Abs. 4 GG). Die Rechtsschutzmoglichkeit der betroffenen Person gegen
die getroffenen MalRnahmen im Vollzug der Unterbringung richtet sich nach § 327
FamFG.

Diesem Zweck dient auch die Informationspflicht gegentiber dem gesetzlichen
oder gewillkiirten Vertreter tiber wesentliche Entscheidungen und Anordnungen

(Satz 2), soweit ein solcher Vertreter vorhanden ist. Hierzu gehort auch die
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8.1

Information des Personensorgeberechtigten tiber Mal3nahmen nach Art. 20.
Weitere Rechte des gesetzlichen Vertreters nach diesem Gesetz oder
allgemeinen Vorschriften bleiben unberihrt (Satz 3). Im Ubrigen besteht die
Dokumentationspflicht (Art. 32 i.V.m. § 630f BGB), welche die Interessen der
betroffenen Personen und der Beschaftigten schiitzt. Bei Minderjahrigen sind die
sorgeberechtigten Eltern oder sonstigen Personensorgeberechtigten zu

informieren.
Erlauterungen zu Art. 8
Wortlaut

Art. 8

Einrichtungen, Aufnahmepflicht und Beleihung

(1) 'Die Unterbringung erfolgt méglichst wohnortnah in psychiatrischen
Fachkrankenh&ausern, in psychiatrischen Fachabteilungen von
Allgemeinkrankenh&usern, in psychiatrischen Hochschulkliniken, in psychiatrischen
Fachabteilungen von Hochschulkliniken, in sonstigen geeigneten Krankenhausern und
Kliniken oder in sonstigen geeigneten Einrichtungen fir volljahrige behinderte oder von
Behinderung bedrohte Menschen im Sinne des § 2 Abs. 1 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB IX), in denen die &rztliche Versorgung sichergestellt ist. ’Eine
Unterbringung von Kindern und Jugendlichen erfolgt in Kliniken fur Kinder- und
Jugendpsychiatrie und -psychotherapie, in Abteilungen fur Kinder- und
Jugendpsychiatrie von Allgemeinkrankenhausern, Kinder- und Hochschulkliniken,
ausnahmsweise in Krankenhausern und Kliniken nach Satz 1.

(2) 'Die psychiatrischen Fachkrankenhéuser, die psychiatrischen Fachabteilungen an
Allgemeinkrankenh&usern und die Kliniken fiir Kinder- und Jugendpsychiatrie und -
psychotherapie mit Ausnahme der Hochschulkliniken sind verpflichtet, betroffene
Personen aufzunehmen. *Sonstige Krankenhauser und Kliniken sind zur
vorubergehenden Aufnahme verpflichtet, wenn aus zwingenden Grinden eine
Unterbringung nach Satz 1 nicht rechtzeitig méglich ist. *Die Pflicht nach den Satzen 1
und 2 besteht nicht, wenn

1. die betroffene Person an einer anderen Krankheit leidet,

a) die sie erheblich geféahrdet und der alsbaldigen Behandlung bedarf, in der Ein-
richtung aber nicht behandelt werden kann, oder

b) infolge derer Dritte durch die betroffene Person gefahrdet werden, oder

2. Dbei Fehlen der noétigen Sicherungseinrichtungen eine Selbstgefahrdung besteht

oder Dritte durch die betroffene Person gefahrdet werden und die Gefahrdung nicht
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8.2

8.2.1

durch geeignete, zumutbare MalRnahmen beseitigt werden kann.

(3) 'Sonstige geeignete Einrichtungen fir volljahrige behinderte oder von Behinderung
bedrohte Menschen im Sinne des § 2 Abs. 1 SGB IX kdnnen durch die
Fachaufsichtsbehérde zugelassen werden. “Eine Zulassung setzt voraus, dass die
Einrichtung die sachlichen, organisatorischen und personellen Anforderungen erfullt,
um den Vollzug des Gesetzes zu gewahrleisten. *Hierzu gehért, dass die Sicherheit
innerhalb der Einrichtung und der Schutz vor Entweichungen gewahrleistet sind.

(4) 'Sofern der Trager der Einrichtung nicht zur Ausiibung hoheitlicher Befugnisse
berechtigt ist, kann er von der Fachaufsichtsbehdrde mit seiner Zustimmung durch
Verwaltungsakt mit den fur die Durchfiihrung der Aufgabe der Unterbringung
erforderlichen hoheitlichen Befugnissen beliehen werden. ?Die Beleihung darf nur
erfolgen, wenn die Einrichtung die Anforderungen nach Abs. 3 Satz 2 und 3 erfillt und
der Trager den Abschluss einer angemessenen Haftpflichtversicherung fur die Dauer
der Beleihung nachweist. ®Die fachliche Leitung der Einrichtung und der Stellvertreter
werden widerruflich von der Fachaufsichtsbehdrde fur die Durchfihrung der Aufgaben
nach diesem Gesetz bestellt. “Die vorgeschlagenen Personen miissen fachlich und

persdnlich geeignet sein.
Erlauterungen

Zu Abs. 1

Mit der Regelung, in welchen Einrichtungen untergebracht werden darf, wird

Art. 17 Abs. 2 Buchst. ¢ der UN-Konvention gegen Verschwindenlassen Rechnung
getragen, wonach gewahrleistet sein muss, dass jede Person, der die Freiheit
entzogen ist, ausschliel3lich an offiziell anerkannten Orten der Freiheitsentziehung
untergebracht wird.

Die o¢ffentlich-rechtliche Unterbringung von erwachsenen Menschen mit einer
psychischen Stérung erfolgt grundsatzlich in psychiatrischen Krankenhausern und
Kliniken, in Ausnahmeféllen in sonstigen geeigneten Krankenh&usern und Kliniken
oder in sonstigen geeigneten Einrichtungen fur volljahrige behinderte oder von
Behinderung bedrohte Menschen im Sinne des § 2 Abs. 1 SGB 1X), in denen die
arztliche Versorgung sichergestellt ist. Sonstige geeignete Einrichtungen fur
volljahrige behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen sind
Einrichtungen der Eingliederungshilfe (fir Menschen mit Behinderung und fiir
chronisch psychisch kranke Menschen; § 53 Abs. 1 SGB XIlI, § 2 Abs. 1 SGB IX,
8§ 2, 3 Eingliederungshilfe-VO). Die arztliche Versorgung kann beispielsweise
dadurch sichergestellt werden, dass sich aus der &rztlichen Bedarfsplanung eine

Vollversorgung ergibt oder durch eine Kooperationsvereinbarung mit einer
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8.2.2

niedergelassenen Arztin oder einem niedergelassenen Arzt. Zum
Zulassungsverfahren sonstiger geeigneter Einrichtungen fur volljahrige behinderte
oder von Behinderung bedrohte Menschen vgl. Erlauterungen zu Abs. 3. Eine
Zulassung ist derzeit nicht beabsichtigt. Sie kommt nur fir Ausnahmefalle in
Betracht, in denen eine Unterbringung in sonstigen geeigneten Einrichtungen fur
volljahrige behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen im Sinne des § 2
Abs. 1 SGB IX notwendig ist.

Kinder und Jugendliche werden grundsatzlich in der Kinder- und
Jugendpsychiatrie untergebracht (Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1). Insbesondere bei
alteren Jugendlichen kommt ausnahmsweise auch die Erwachsenenpsychiatrie in
Betracht (Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2), wenn sie dort ihren Bedarfen entsprechend
besser versorgt werden kdnnen.

Eine Unterbringung in sonstigen geeigneten Krankenhausern und Kliniken kommt
beispielsweise in Betracht, wenn fir eine somatisch schwer kranke Person, die
sich auf der Intensivstation eines somatischen Krankenhauses befindet, eine
offentlich-rechtliche Unterbringung aufgrund einer psychischen Stérung in dem
somatischen Krankenhaus erforderlich wird. Zudem kommt eine Unterbringung in
einem somatischen Krankenhaus auch zur vorrangigen Behandlung hoch akuter
schwerer somatischer Erkrankungen (vgl. Art. 11 Satz 2, Art. 12 Satz 2) infrage.
Gegebenenfalls bedarf es einer Beleihung nach Abs. 4. Zur Frage des Vollzugs
des BayPsychKHG in somatischen Krankenh&usern und zur Zusammenarbeit mit
Einrichtungen im Sinne des Art. 8 Abs. 1 werden in kiinftige Verwaltungs-
vorschriften weitere und konkretere Regelungen aufgenommen.

Eine Unterbringung in einer sonstigen geeigneten Einrichtung fur volljahrige
behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen im Sinne des § 2 Abs. 1
SGB IX kommt beispielsweise fiir einen geistig behinderten Menschen mit
Impulsstérungen und fremdaggressivem Verhalten nach einem Aufenthalt in
einem psychiatrischen Krankenhaus in Betracht. Solche Einrichtungen beddirfen
einer Zulassung nach Abs. 3. Gegebenenfalls bedarf es einer Beleihung nach
Abs. 4.

Zu Abs. 2

Die Vorschrift dient der Prézisierung und Vereinfachung der bisherigen in Art. 11
UnterbrG enthaltenen Regelungen zur Aufnahmepflicht. Die Ausnahmeregelung
fur Hochschulkliniken zur Aufnahmeverpflichtung nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 bezieht
sich dabei ausschlie3lich auf die 6ffentlich-rechtliche Unterbringung nach Teil 2
dieses Gesetzes. Eine Regelung hinsichtlich der ortlichen Zustandigkeit der

jeweiligen Einrichtung fur 6ffentlich-rechtliche Unterbringungen wird noch erganzt.
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8.2.3

8.24

8.24.1

Zu Abs. 3

Eine Unterbringung erfolgt grundsatzlich in Einrichtungen nach Abs. 1. Sollte in
Einzelfallen ausnahmsweise eine Unterbringung in sonstigen geeigneten
Einrichtungen fur volljahrige behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen
im Sinne des § 2 Abs. 1 SGB IX notwendig sein, darf eine Unterbringung dort erst
erfolgen, wenn die Einrichtung zum Zwecke der 6ffentlich-rechtlichen
Unterbringung eine Zulassung von der Fachaufsichtsbehorde erhalten hat. Das
Zulassungsverfahren gewahrleistet bei den sonstigen Einrichtungen deren
Geeignetheit fur die offentlich-rechtliche Unterbringung und damit den Schutz der
untergebrachten Personen und der Bevdlkerung. In Eilfallen kann die
Fachaufsichtsbehoérde eine vorlaufige Zulassung erteilen.

Da fur sonstige geeignete Einrichtungen keine Aufnahmepflicht besteht, fuhrt die
Fachaufsichtsbehérde nach Inkrafttreten des Gesetzes eine Bedarfserhebung
unter Beteiligung der Kommunalen Spitzenverbande, der Verbande der
Einrichtungstrager, der Bayerischen Krankenhausgesellschaft, der Justiz und der
Polizei durch. Im Rahmen der Bedarfserhebung ist insbesondere auch
festzustellen, weshalb es nicht ausreicht, betroffene Personen in Krankenhausern

und Kliniken nach Art. 8 Abs. 1 Satz 1 offentlich-rechtlich unterzubringen.
Zu Abs. 4

Zweck und Voraussetzungen der Beleihung

Abs. 4 dient der Umsetzung hochstrichterlicher Rechtsprechung (vgl. BVerfG,
Urteil vom 18.01.2012 — 2 BvR 133/10). Nach dem Funktionsvorbehalt des Art. 33
Abs. 4 GG dirfen hoheitliche Befugnisse grundséatzlich nur von Angehdrigen des
offentlichen Dienstes ausgelibt werden. Einrichtungen, die in privater Tragerschaft
stehen oder in privatrechtlicher Rechtsform betrieben werden, missen, um
hoheitliche Befugnisse austuben zu kénnen, beliehen werden. Dadurch werden die
Anforderungen an die demokratische Legitimation hoheitlichen Handelns (Art. 20
Abs. 2 GG) erflllt und eine ununterbrochene Legitimationskette geschaffen. Zu
den hoheitlichen Befugnissen gehdren beispielsweise die Anwendung von Zwang
(zum Beispiel Art. 20 Abs. 3, Art. 29 f.) und weitere grundrechtsrelevante Eingriffe
(zum Beispiel Art. 21 Abs. 3, 24, 25 Abs. 4, 29 Abs. 1, 30 Abs. 1). Die Aufgabe,
offentlich-rechtliche Unterbringungen durchzufiihren, ergibt sich auch fir
beliehene Einrichtungen aus Art. 8 Abs. 1 BayPsychKHG. Die Einrichtung ist gem.
Art. 8 Abs. 2 Satz 1 BayPsychKHG verpflichtet, betroffene Personen
aufzunehmen.

Durch die Regelungen zur Beleihung in Abs. 4 werden das ,Ob“ und die
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wesentlichen Modalitaten der Beleihung gesetzlich geregelt. Die Beleihung erfolgt
durch Verwaltungsakt. Im Verwaltungsakt wird geregelt, dass das BayPsychKHG
fur den Trager, die Einrichtung und die dort Beschéftigten verbindlich ist, der
Trager der Fachaufsicht untersteht und welche Befugnisse die Fachaufsicht hat.
Zudem werden — um einen einheitlichen Vollzug der unterbringungsrechtlichen
Vorschriften des BayPsychKHG in Bayern sicherzustellen — die
Verwaltungsvorschriften zum BayPsychKHG im Verwaltungsakt als verbindlich
vorgegeben.

Die Entscheidung uber die Beleihung trifft die Fachaufsichtsbehérde. Eine
Beleihung bedarf der Zustimmung des Tragers.

Durch Abs. 4 Satz 2 wird sichergestellt, dass jederzeit die sachlichen,
organisatorischen und personellen Anforderungen erfillt werden, um den Vollzug
des Gesetzes zu gewahrleisten.

Hierzu gehort neben der medizinischen und personlichen Betreuung, dass die
Sicherheit innerhalb der Einrichtung und der Schutz vor einem unerlaubten
Verlassen der Einrichtung gewahrleistet sind. Letzteres bedeutet:

a) In der Einrichtung muss die Sicherheit der untergebrachten Personen und der
dort Beschaftigten im notwendigen Umfang gewahrleistet sein.

b) In der Einrichtung muss gewabhrleistet sein, dass untergebrachte Personen
entsprechend ihres Belastungserprobungsstatus und der Form der Unterbringung
(vgl. Art. 26 Abs. 1) die Einrichtung nicht unberechtigt verlassen konnen.

Nach Art. 8 Abs. 4 Satz 2 muss der Trager den Abschluss einer angemessenen
Haftpflichtversicherung fir die Dauer der Beleihung nachweisen. Dazu gehoren
die Mitversicherung des Haftungsrisikos der Beschaftigten der Einrichtung sowie
eine Haftpflichtversicherungssumme in ausreichender Hohe. Der Abschluss einer
angemessenen Haftpflichtversicherung fur die Dauer der Beleihung ist fir den
Haftungsrtckgriff des Freistaates Bayern bei Amtspflichtverletzungen von
beliehenen Einrichtungen oder deren Beschatftigten bei Vorsatz und grober
Fahrlassigkeit von Bedeutung. Haftungsgrundlage des Freistaats Bayern ist § 839
BGB in Verbindung mit Art. 34 Satz 1 GG. Die Ruckgriffsmoglichkeit des
Freistaats Bayern gegenuber dem Trager der Einrichtung bei Vorsatz und grober
Fahrlassigkeit ergibt sich aus Art. 34 Satz 2 GG.

Beleihung von somatischen Krankenh&usern

Im Hinblick auf die Aufgabe des Gemeinsamen Bundesausschusses (GBA) ein
gestuftes System von Notfallstrukturen in Krankenh&usern, einschliel3lich einer
Stufe fur die Nichtteilnahme an der Notfallversorgung, zu entwickeln, wird bis auf

Weiteres von einer Beleihung von somatischen Krankenh&usern im Sinne der
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8.24.4

8.2.4.5

Art. 11 Satz 2 und Art. 12 Satz 2, die in privater Tragerschaft stehen oder in
privatrechtlicher Rechtsform betrieben werden, abgesehen. Solche
Krankenh&user gelten solange als beliehen im Sinne von Art. 8 Abs. 4, bis die
Fachaufsichtsbehdtrde eine Beleihung im Einzelfall vornimmt. Die &rztlichen
Leitungen der betroffenen Einrichtungen und deren Stellvertreterinnen und
Stellvertreter gelten fur die Aufgabe der 6ffentlich-rechtlichen Unterbringung als
bestellt im Sinne von Art. 8 Abs. 4, bis die Fachaufsichtsbehdtrde eine Bestellung
im Einzelfall vornimmt. Zur Frage des Vollzugs des BayPsychKHG in somatischen
Krankenh&usern und zur Zusammenarbeit mit Einrichtungen im Sinne des Art. 8
Abs. 1 werden in kunftige Verwaltungsvorschriften weitere und konkretere

Regelungen aufgenommen.

Vorgaben bezlglich des Personals

Der Trager darf fur die Durchfuihrung der 6ffentlich-rechtlichen Unterbringung nur
solches Personal einsetzen, das hierfir fachlich und personlich geeignet ist und
von ihm umfassend Uber die 6ffentlich-rechtlichen Bindungen und ihre Folgen
belehrt wurde; dies betrifft insbesondere die wegen der Amtstragerschaft nach

§ 11 Abs. 1 Nr. 2 und 4 StGB geltenden Straftatbestéande.

Gesamtverantwortung des Tragers und Verantwortung der arztlichen Leitung
Der Trager tragt die Gesamtverantwortung fir die RechtméaRigkeit und
ZweckmalRigkeit der Erledigung der tbertragenen hoheitlichen Aufgaben
einschliel3lich der Sicherstellung der sachlichen und personellen Ausstattung.
Unter dieser Gesamtverantwortung des Tragers obliegen alle MaZnahmen zur
Durchfuihrung der 6ffentlich-rechtlichen Unterbringung nach dem BayPsychKHG
der Verantwortung der arztlichen Leitung der Einrichtung, in der die Un-
terbringung vollzogen wird. Dies gilt insbesondere fir Entscheidungen, die
Grundrechte der untergebrachten Personen zu beschranken. Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die mit der Aufgabe der Unterbringung betraut sind, tragen fur die
RechtmaRigkeit ihnrer Anordnungen und Handlungen personlich Verantwortung.
Die arztliche Leitung ist Uber alle wesentlichen Entscheidungen zu informieren.
Hierfur sind verbindliche Regelungen im Rahmen von (Dienst-) Anweisungen zu

treffen.

Fachaufsicht
Der Tréager ist verpflichtet, der Fachaufsichtsbehdrde Auskunft in allen
Angelegenheiten der offentlich-rechtlichen Unterbringung zu geben und ihr

jederzeit ein Zugangs- und Kontrollrecht zu allen Raumlichkeiten und
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8.2.4.7

8.2.4.8

8.2.4.9

Einrichtungen zu gewahren. Die Fachaufsichtsbehdrde ist berechtigt, Einsicht in
Dokumente und Patientenakten zu nehmen, soweit dies zur Wahrnehmung ihrer

Aufgaben erforderlich ist.
Informationspflichten

e Der Trager hat der Fachaufsichtsbehorde unverziglich mitzuteilen, wenn er
im Zusammenhang mit der Durchfiihrung der 6ffentlich-rechtlichen
Unterbringung die erforderliche Sicherheit innerhalb der Einrichtung, gleich
aus welchen Grinden, als gefahrdet ansieht bzw. die Sicherheit nicht mehr
gewabhrleisten kann oder die 6ffentliche Sicherheit als gefahrdet ansieht.

o Der Trager hat der Fachaufsichtsbehorde rechtzeitig mitzuteilen, falls er die
notwendige sachliche, organisatorische und personelle Ausstattung der

Einrichtung nicht mehr gewahrleisten kann.

e Dem Trager obliegen die Pflichten zur Erfassung und Ubermittlung fiir das

anonymisierte Melderegister nach Art. 33.

Datenschutz

Durch die Beleihung gelten fur den Trager und die Einrichtung gem. Art. 1 Abs. 4
BayDSG die Vorschriften fur 6ffentliche Stellen im Rahmen der Ubertragenen
hoheitlichen Aufgaben.

Informationspflicht in Amtshaftungsfallen

Erhalt der Trager Kenntnis davon, dass eine untergebrachte Person beabsichtigt,
den Freistaat Bayern in Haftung zu nehmen, hat der Trager das Landesamt fiir
Finanzen und die Fachaufsichtsbehdrde zu informieren und sich wegen des

weiteren Vorgehens mit dem Landesamt fur Finanzen abzustimmen.

Bestellung

VVon der Beleihung des Tragers ist die Bestellung von Personen zu unterscheiden,
welche die Befugnisse des beliehenen Tragers tatséchlich austiben (BVerfG,
Urteil vom 18.01.2012 — 2 BvR 133/10). Grund fur die Bestellung ist, dass es einer
besonderen personellen Legitimation bedarf. Dieser Anforderung wird durch

Abs. 4 Satz 3 und 4 Rechnung getragen. Bestellt werden diejenigen natirlichen
Personen, welche die Befugnisse des beliehenen Tragers tatsachlich ausiben.
Dies sind die arztliche Leitung der Einrichtung (vgl. Art. 9 Abs. 1) und ihre
Stellvertreterinnen und Stellvertreter, da diese Personen den weiteren personlich

und fachlich geeigneten Beschaftigten (zum Beispiel Arzten, Pflegepersonal,
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Sicherheitskrafte) Weisungen zur Austbung hoheitlicher Gewalt in den
Einrichtungen erteilen kénnen. Durch die Bestellung der arztlichen Leitung der
Einrichtung und ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter im Rahmen des
Beleihungsakts wird die ununterbrochene Legitimationskette auf das Staatsvolk
hergestellt (BVerfG, Urteil vom 18.01.2012 — 2 BvR 133/10).

Die zu bestellenden Personen miissen die personliche und fachliche Eignung
besitzen. Die personliche Eignung liegt vor, wenn die Uberpriifung des
Fuhrungszeugnisses nicht Anlass zu Bedenken gibt. Bedenken bestehen, wenn
eine Verurteilung der Person wegen einer vorsatzlichen Straftat zu einer
Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr oder wegen einer vorsatzlichen Straftat
gegen das Leben, die korperliche Unversehrtheit, die sexuelle Selbstbestimmung
oder die personliche Freiheit vorliegt. Im Ubrigen miissen Hinweise bestehen,
dass die zu bestellende Person fur die Wahrnehmung der hoheitlichen Aufgabe
nicht geeignet ist. Die fachliche Eignung setzt die Bestatigung des Tragers voraus,
dass die zu bestellende Arztin oder der zu bestellende Arzt fiir die
Aufgabenwahrnehmung nach dem BayPsychKHG geeignet ist. Hierzu gehort
insbesondere die Bestatigung, dass die betroffene Person lber die fir die Stelle
geforderten Nachweise verflgt.

Der Tréager ist verpflichtet, die Fachaufsichtsbehdrde unverziiglich tber alle
Tatsachen zu informieren, die eine Riicknahme oder einen Widerruf einer
Bestellung zur Folge haben kdnnten. Hierzu gehodren insbesondere
Aufgabenanderungen, die Beendigung der Beschaftigung in der Einrichtung und
die Falle, in denen der Trager davon ausgeht, dass die personliche oder fachliche
Eignung der bestellten Person nicht mehr besteht. Uber die Riicknahme bzw. den
Widerruf der Bestellung informiert die Fachaufsichtsbehdrde den Tréger und bittet
ihn, unter Vorlage der notwendigen Unterlagen eine Nachfolgerin oder einen

Nachfolger zu benennen.
Erlauterungen zu Art. 9
Wortlaut

Art. 9

Befugnisse der fachlichen Leitung der Einrichtung

(1) Die fachliche Leitung der Einrichtung hat Giber Folgendes zu entscheiden:
1. Beschrankungen nach Art. 7 Abs. 2 Satz 2,

2. Behandlungsmafnahmen, die dem nattrlichen Willen der untergebrachten Person

widersprechen (Art. 20 Abs. 3),
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3. die Einschrankung, Untersagung, Uberwachung oder das Anhalten von Schrift-
und Paketverkehr, von Bild-, Ton- oder Datentragern und von ahnlichen Formen der
Nachrichtentubermittlung der untergebrachten Person (Art. 21 und 24),

4. die Untersagung, Einschrankung oder Uberwachung von Besuchen (Art. 23 Abs.
2),

5. die Einschrankung, Uberwachung oder den Abbruch von Telefongesprachen (Art.
24),

6. eine Stufe der Belastungserprobung sowie damit verbundene Absprachen (Art.
26),

7. wiederholt durchzufiihrende Durchsuchungen und Untersuchungen (Art. 28 Abs.
4),

8. besondere Sicherungsmalnahmen (Art. 29),

9. die standige Beobachtung, auch mit technischen Mitteln (Art. 29 Abs. 2 Nr. 1),

10. die nicht nur voriibergehende Verlegung einer untergebrachten Person von einem
Bereich in einen anderen derselben Einrichtung oder in eine andere Ein-richtung,

11. die Beendigung der Unterbringung (Art. 27).

(2) 'Die fachliche Leitung der Einrichtung kann die Ausiibung sonstiger Befugnisse auf
Beschaftigte tibertragen, die tiber die hierfiir erforderlichen Fahigkeiten verfiigen. ’Es
ist sicherzustellen, dass die fachliche Leitung der Einrichtung ein umfassendes
fachliches Weisungsrecht gegeniiber diesen Beschéftigten hat und tiber deren
wesentliche Entscheidungen hinreichend informiert wird.

(3) !Ist die fachliche Leitung der Einrichtung nicht rechtzeitig erreichbar, diirfen die
Entscheidungen nach Abs. 1 von dem fir diese Félle beauftragten &rztlichen Personal
getroffen werden. *Bei Gefahr in Verzug diirfen die Anordnungen in den Féllen des
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, 7 bis 10 auch von anderen Beschéftigten getroffen werden. *In
diesen Féllen ist die arztliche Zustimmung unverziiglich einzuholen. “Die fachliche

Leitung der Einrichtung ist unverziglich zu unterrichten.
Erlauterungen:

In Krankenh&ausern und Kliniken ist die fachliche Leitung die arztliche Leitung der
Einrichtung (Arztliche Direktorin oder Arztlicher Direktor bzw. abteilungsleitende
Chefarztin oder abteilungsleitender Chefarzt) und ihre Stellvertretung. Fir die
Stellvertretung sind fachlich geeignete Vertreterinnen und Vertreter (Facharztinnen und
Facharzte) durch die Einrichtungen vorzusehen.

Art. 9 enthéalt eine Neuregelung und bestimmt die zentrale Verantwortung sowie die

Entscheidungsbefugnisse der &rztlichen Leitung der Einrichtung und ihrer
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9.2.4

Stellvertretung. Die Rechtsschutzmdglichkeit der betroffenen Person gegen die

getroffenen Mal3nahmen im Vollzug der Unterbringung richtet sich nach § 327 FamFG.

Zu Abs. 1

Abs. 1 bestimmt einen abschlieRenden Katalog von Entscheidungen, die im
Grundsatz nur durch die arztliche Leitung der Einrichtung oder ihre Stellvertretung
getroffen werden dirfen. Die Ausnahmen von diesem Grundsatz sind in Abs. 3
geregelt. Diese Regelung tragt den Tatsachen Rechnung, dass die dort benannten
Entscheidungen fur die Sicherheit und das geordnete Zusammenleben in der
Einrichtung von elementarer Bedeutung und/oder in besonderer Art und Weise mit
Eingriffen in die Grundrechte der untergebrachten Person verbunden sind.

Hinsichtlich der einzelnen MalBhahmen wird auf die jeweiligen Artikel verwiesen.

Zu Abs. 1 Nr. 6

Die Formulierung in Nr. 6 ist im Hinblick auf den im Gesetzgebungsverfahren
geénderten Wortlaut des Art. 26 dahin zu verstehen, dass der arztlichen Leitung
oder ihrer Stellvertretung die Entscheidungen tber Lockerungen,

Belastungserprobungen und damit verbundene Absprachen zugewiesen sind.
Zu Abs. 1 Nr. 10

Uber nicht nur voriibergehende Verlegungen einer untergebrachten Person in eine
andere Einrichtung entscheidet die Kreisverwaltungsbehérde (Art. 17). Die Anordnung
fur diese Verlegung trifft die arztliche Leitung der Einrichtung (Art. 9 Abs. 1 Nr. 10) oder
ihre Stellvertretung, nachdem sie die Zustimmung der Kreisverwaltungsbehdrde
eingeholt hat.

Zu Abs. 2

Die arztliche Leitung der Einrichtung bzw. ihre Stellvertretung kann, mit Ausnahme
der in Abs. 1 geregelten Entscheidungen, bestimmte Aufgaben und
Entscheidungen an entsprechend qualifizierte nachgeordnete Fachkrafte, zum
Beispiel Oberarztinnen oder Oberérzte, Stationsarztinnen oder Stationsarzte oder
Psychologinnen oder Psychologen, delegieren (zum Beispiel in den Fallen des Art.
13 Satz 2 und des Art. 14 Abs. 3 Satz 1). Dies ist einerseits aus praktischen
Griunden erforderlich und tragt dem Gedanken Rechnung, dass in einem
Krankenhaus oder einer Klinik Entscheidungskompetenzen behandlungsnaheren
Beschaftigten Ubertragen werden. Andererseits ist eine Delegation wegen der
hohen Verantwortung und der teilweise schwerwiegenden Grundrechtseingriffe

nur fur bestimmte Aufgaben zulédssig und bedarf einer hinreichenden
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Uberwachung.

Einzelheiten hierzu sind in einer internen Regelung der Einrichtung niederzulegen.
Es ist selbstverstandlich, dass fir jede durchzufiihrende Maflinahme im Grundsatz
festgelegt sein muss, welche Personen diese anzuordnen, durchzufiihren und zu
tberwachen haben. Auf Grund der besonderen Bedeutung und Verantwortung der
arztlichen Leitung der Einrichtung und ihrer Stellvertretung ist nach Satz 2
sicherzustellen, dass die arztliche Leitung der Einrichtung bzw. ihre Stellvertretung
uber Entscheidungen, die von einer Arztin oder einem Arzt oder anderen
Beschaftigten der Einrichtung getroffen werden, hinreichend informiert wird. Die
arztliche Leitung der Einrichtung oder ihre Stellvertretung tragt insoweit die
Verantwortung, dass sichergestellt ist, dass die Korrektheit der selbststandigen

und eigenverantwortlichen Aufgabenaustbung hinreichend Uberwacht wird.

Zu Abs. 3

In Fallen, in denen die arztliche Leitung oder ihre Stellvertretung nicht rechtzeitig
erreichbar ist, eine Malinahme nach Abs. 1 aber getroffen werden muss, bestimmt
Abs. 3 Satz 1, dass in diesen Fallen die Entscheidung auch von einem fir diese
Falle beauftragen arztlichen Personal getroffen werden darf und dass die arztliche
Leitung der Einrichtung oder ihre Stellvertretung Uber die getroffenen
Entscheidungen unverztiglich zu informieren ist (Satz 3). Es verbietet sich, einen
festen zeitlichen Mal3stab festzulegen, was ,rechtzeitig” im Sinne der Norm
darstellt. Vielmehr kann diese Entscheidung nur in der konkreten Situation durch
die Verantwortlichen getroffen werden. Entscheidend ist insoweit, ob mit einem
Zuwarten der MalRBnahme bis zur Riickkehr oder zum Erreichen der arztlichen
Leitung der Einrichtung oder ihrer Stellvertretung unter Beriicksichtigung des
VerhaltnisméaRigkeitsgrundsatzes eine wesentliche Verschlechterung der
Sicherheitslage oder des Gesundheitszustandes der untergebrachten Person
verbunden ist.

Liegt Gefahr in Verzug vor, d. h. eine Sachlage, bei der ein Schaden eintreten
wirde, wenn nicht an Stelle der zustandigen Person eine andere Person tétig
wird, bestimmt Satz 2, dass in den Fallen des Abs. 1 Nr. 3, 7 bis 10 die
Entscheidungen auch von anderen geeigneten Beschaftigten der Einrichtung
getroffen werden dirfen. In diesen Fallen ist die arztliche Zustimmung
unverziglich einzuholen und die arztliche Leitung der Einrichtung oder ihre
Stellvertretung ist unverziglich Gber die getroffenen Entscheidungen zu
informieren. Die Regelung tragt dem Umstand Rechnung, dass in diesen Féllen

Entscheidungen unverziiglich getroffen werden miissen und diese auf Grund ihres
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10.1

10.2

Sicherheitscharakters im Ausnahmefall nicht zwingend von der Kompetenz einer

Arztin oder eines Arztes abhangig gemacht werden konnen.
Erlauterungen zu Art. 10
Wortlaut

Art. 10

Fachaufsicht

(1) 'Das Zentrum Bayern Familie und Soziales (Fachaufsichtsbehérde) filhrt die
Fachaufsicht {iber die Unterbringung nach diesem Gesetz. “Die Fachaufsichtsbehérde
priift die Einrichtungen wiederkehrend und anlassbezogen. *Sie kann Einsicht in die
Patientenakten nehmen, soweit dies zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich ist.
(2) YIst die Einrichtung ein Kommunalunternehmen, kénnen die Befugnisse der Rechts-
und Fachaufsicht unmittelbar gegeniiber der Einrichtung ausgeiibt werden. *Wird die
Rechtsaufsichtsbehdrde im Rahmen einer Ersatzvornahme tétig, tritt sie in die Rechte
des Tragers ein und kann sich seiner personellen, sachlichen, baulichen und
organisatorischen Ausstattung bedienen. *Dieser hat sicherzustellen, dass eine
Ersatzvornahme jederzeit frei ausgetbt werden kann und nicht durch Rechte Dritter
beeintrachtigt wird.

3) Fir Einrichtungen im Sinne des Art. 8 Abs. 4 gelten Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 2
Satz 1 entsprechend.

(4) Rechtsbehelfe gegen MalRnhahmen der Fachaufsichtsbehdrden haben keine
aufschiebende Wirkung.

Erlauterungen:

Art. 10 enthélt die wesentlichen Regelungen zur Ausibung der Aufsicht Gber die
Recht- und Zweckmafigkeit der Vollziehung der Unterbringung nach diesem Gesetz
(Fachaufsicht).

Der ordnungsgemaéafe Vollzug der 6ffentlich-rechtlichen Unterbringung ist fir den
Freistaat Bayern (es handelt sich um eine staatliche Aufgabe; vgl. BGH vom
22.11.2012 - lll ZR 150/12) und fir die Gewahrleistung des Schutzes der
untergebrachten Personen und der Sicherheit der Allgemeinheit von elementarer
Bedeutung (vgl. Art. 17 Abs. 2 Buchst. ¢ der UN-Konvention gegen
Verschwindenlassen; Art. 12 Abs. 4, Art. 16 Abs. 3 UN-BRK). Dartiber hinaus ist die
offentlich-rechtliche Unterbringung mit einer Vielzahl erheblicher Grundrechtseingriffe
fur die untergebrachten Personen verbunden und die gesetzlichen

Erméachtigungsgrundlagen rdumen der arztlichen Leitung der Einrichtung sowie den
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Beschaftigten teilweise ein Handlungs- und/oder Auswahlermessen ein. Aus diesen
Grunden ist es von besonderer Bedeutung, die staatliche Aufsicht entsprechend
umfassend und effektiv auszugestalten.

Auf Grund gestiegener Anforderungen an eine wirksame Kontrolle und an die
Vollzugsqualitat im &uBerst sensiblen Bereich der offentlich-rechtlichen Unterbringung
ist eine neue mit entsprechenden Ressourcen auszustattende Fachaufsichtsbehorde
notwendig. Dabei soll eine intensive und kritische Uberprifung von Einzelfallen
erfolgen. Sich zeigende Mangel sollen umgehend und im Einvernehmen mit den
Beteiligten angegangen und behoben werden. Die Fachaufsicht muss die 6ffentlich-
rechtliche Unterbringung auch aktiv gestalten kbnnen. Hierzu gehdrt insbesondere ihre
regelmaRige Uberpriifung, um mogliche Mangel frithzeitig aufspiiren und
Verbesserungen einleiten zu kdnnen. Als neue Fachaufsichtshehérde hat das Zentrum
Bayern Familie und Soziales (ZBFS) auch Beschwerden insbesondere von
untergebrachten Personen, ihren Vertretern und Angehdérigen nachzugehen und
darlUber zu entscheiden. Es arbeitet dem Staatsministerium fur Familie, Arbeit und
Soziales bei Petitionen, Landtagseingaben, Schriftlichen Anfragen u. a. zu und ist
zudem Ansprechpartner fur die verschiedenen Ausschiisse und Stellen auf
internationaler und nationaler Ebene, etwa fir den Ausschuss nach Art. 26 der UN-
Konvention gegen Verschwindenlassen, fir den Ausschuss nach Art. 1 des
Europaischen Ubereinkommens zur Verhitung von Folter und unmenschlicher oder
erniedrigender Behandlung oder Strafe (CPT-Ausschuss) oder die Nationale Stelle
nach Artikel 3 des Zusatzprotokolls zur UN-Antifolterkonvention (OPCAT). Die
Fachaufsichtsbehdrde berat und unterstitzt die Trager der Einrichtungen und die dort
Beschaftigten, insbesondere auch im Hinblick auf das Qualitditsmanagement. Sie wirkt
auf einheitliche Qualitats- und Sicherheitsstandards in den Einrichtungen hin. Die
arztliche Therapiefreiheit bleibt unter Beachtung der Vorgaben dieses Gesetzes

unberihrt.

Zu Abs. 1

Die Fachaufsicht tber die offentlich-rechtliche Unterbringung wird durch das ZBFS
als neue Aufgabe wahrgenommen. Die Fachaufsichtsbehdrde fur den Bereich der
offentlich-rechtlichen Unterbringung soll in Nordlingen als selbststandige
organisatorische Einheit errichtet werden.

Die Befugnisse der Fachaufsicht gegenlber den Einrichtungen, die sich in
kommunaler Tragerschaft befinden, ergeben sich aus der Bezirksordnung (BezO),
aus der Landkreisordnung (LKrO) und aus der Gemeindeordnung (GO). Vgl. Art.
98 BezO, Art. 102 LKrO und Art. 116 GO; Die Ausiibung der Befugnisse der

Fachaufsichtsbehérde ist nicht von einer Einwilligung der untergebrachten Person
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10.2.2

10.2.3

10.2.4

11.

111

abhangig. Die Trager der Einrichtungen und die dort Beschaftigten sind
auskunftspflichtig (fuir kommunale Einrichtungen ausdrucklich geregelt in Art. 98
Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Art. 93 BezO, Art. 102 Abs. 1 in Verbindung mit
Art. 97 LKrO, Art. 116 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 111 GO;). Sie handeln
insoweit nicht unbefugt i. S. d. 8 203 Abs. 1 StGB. Dies gilt zum Beispiel auch fur
das Einsichtsrecht der Fachaufsichtsbehorde in die Patientenakte (Art. 10 Abs. 1
Satz 3). Die Befugnisse der Rechtsaufsicht bleiben unberihrt.

Satz 2 regelt (vgl. Art. 11 Abs. 1 Satz 1 PflWoqG), dass die Fachaufsicht in den
kommunalen und staatlichen Einrichtungen wiederkehrende und anlassbezogene
Prifungen durchfuhrt (vgl. fir beliehene Einrichtungen Abs. 3). Weitere
Einzelheiten zu Art und Umfang der Priifungen werden noch in den
Verwaltungsvorschriften geregelt.

In Art. 10 Abs. 1 Satz 3 wird ausdricklich ein Einsichtsrecht der

Fachaufsichtsbehoérde in die Patientenakte geregelt.

Zu Abs. 2

Satz 1 bestimmt fur die Falle, in denen die Einrichtung ein Kommunalunternehmen
ist, dass die Befugnisse der Rechts- und Fachaufsicht nicht nur gegentiber dem
Trager der Einrichtung (Art. 10 Abs. 1), sondern auch unmittelbar gegeniber der
Einrichtung ausgelibt werden kdénnen. Durch die Satze 2 und 3 werden die

Befugnisse der Rechtsaufsicht beziiglich der Ersatzvornahme erweitert.

Zu Abs. 3
Abs. 3 regelt, dass auch beliehene Einrichtungen von der Fachaufsicht
wiederkehrend und anlassbezogen gepruft werden.

Zu Abs. 4

Abs. 4 bestimmt, dass Klagen gegen Weisungen der Fachaufsicht abweichend
von § 80 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) keine aufschiebende
Wirkung haben.

Kapitel 2
Sofortige vorlaufige Unterbringung

Erlauterungen zu Art. 11

Wortlaut
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11.2

11.2.1

11.2.2

Art. 11

Sofortige vorlaufige Unterbringung durch die Kreisverwaltungsbehdrde

'Sind dringende Griinde fiir die Annahme vorhanden, dass die Voraussetzungen fiir
eine Unterbringung nach Art. 5 vorliegen, und kann eine gerichtliche Entscheidung
nicht rechtzeitig ergehen, kann die Kreisverwaltungsbehérde die sofortige vorlaufige
Unterbringung anordnen und vollziehen. *Zur vorrangigen Behandlung hoch akuter
schwerer somatischer Erkrankungen ist eine Einlieferung in ein somatisches

Krankenhaus zuléssig.
Erlauterungen

Zu Satz 1

Art. 11 regelt die sofortige vorlaufige Unterbringung durch die
Kreisverwaltungsbehorde in aufnahmepflichtigen Einrichtungen. Danach kann die
Kreisverwaltungsbehdorde in Eilfallen, in denen eine gerichtliche Entscheidung
nach den 88 331, 332, 167 Abs. 1 Satz 1 oder nach den 8§ 322, 167 Abs. 1 Satz 1
in Verbindung mit § 284 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und
in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) nicht mehr rechtzeitig
ergehen kann, die sofortige vorlaufige Unterbringung anordnen, wenn dringende
Grlnde fir die Annahme vorhanden sind, dass die Voraussetzungen fir eine
Unterbringung nach Art. 5 vorliegen.

In diesen Fallen ist eine amtsarztliche Expertise regelhaft nicht vorgesehen,
sondern es ist nur verwaltungsseitig zu prifen, ob dringende Griinde fur die
Annahme bestehen, dass die Voraussetzungen fir eine Unterbringung vorliegen.
Dieses Verfahren ist im Hinblick auf die gebotene fachliche Qualitdt sachgerecht
und im Hinblick auf den Umgang mit der betroffenen Person in einer psychischen
Ausnahmesituation auch adaquat, wenn es darum geht, mehrfache
Konsultationen zu vermeiden, einen moglichst behutsamen Ubergang in die stati-
onare Betreuung zu gestalten und einen raschen Behandlungsbeginn zu
ermaoglichen.

Die Kreisverwaltungsbehdrde kann die sofortige vorlaufige Unterbringung
vollziehen. Sie kann sich beim Vollzug der von ihr angeordneten sofortigen
vorlaufigen Unterbringung der Mitwirkung der Polizei bedienen. Die
Mitwirkungsmaglichkeit der Polizei ergibt sich dabei aus allgemeinen Grundsétzen

(beispielsweise in Form der Vollzugshilfe nach Art. 67 ff. PAG).

Zu Satz 2
Grundsatzlich erfolgt die Unterbringung in Einrichtungen nach Art. 8. Nach Art. 11

41



12.

12.1

12.2

12.2.1

Satz 2 ist ausnahmsweise eine Einlieferung zur vorrangigen Behandlung hoch
akuter schwerer somatischer Erkrankungen in ein somatisches Krankenhaus
zulassig. Dies ist beispielsweise in Fallen von Suizidversuchen bei schweren
Verletzungen, Strangulationen, u. &. oder aber auch bei erheblichen Intoxikationen
der Fall. Vgl. auch Erlauterungen zu Art. 8 Abs. 4.

Erlauterungen zu Art. 12
Wortlaut

Art.12

Sofortige vorlaufige Unterbringung durch die Polizei

'Kann im Fall des Art. 11 auch eine behérdliche Entscheidung nicht rechtzeitig
ergehen, kann die Polizei die sofortige vorlaufige Unterbringung anordnen und die
betroffene Person durch Uberstellung an das Klinikpersonal einliefern. ?Art. 11 Satz 2
gilt entsprechend. 3Die Satze 1 und 2 gelten auch in den Fallen, in denen sich die
betroffene Person entgegen der Entscheidung des Gerichts, der
Kreisverwaltungsbehorde oder der fachlichen Leitung der Einrichtung der Obhut der

Einrichtung entzieht.
Erlauterungen

Zu Satz 1

Reicht weder die Einschaltung eines Gerichts (vorlaufige gerichtliche
Unterbringung) oder einer Kreisverwaltungsbehdrde (Art. 11) zur
Schadensabwendung aus, kann die Polizei eine sofortige vorlaufige Unterbringung
anordnen und die betroffene Person einliefern. ,Einliefern“ bedeutet die
Uberstellung der betroffenen Person an das Klinikpersonal. Zum Zwecke der
Einlieferung ist die Polizei auch befugt, soweit dies unerlasslich ist, die Wohnung
der betroffenen Person zu betreten, um der betroffenen Person habhaft zu
werden.

Liefert die Polizei eine Person nach Art. 12 Satz 1 ein, hat sie der Einrichtung,
dem nach § 313 Abs. 3, § 167 Abs. 1 Satz 1 FamFG zustandigen Gericht und der
nach Art. 34 zustandigen Kreisverwaltungsbehérde unverziglich, spatestens bis
zwolf Uhr des auf die Anordnung folgenden Tages, je einen Abdruck des
polizeilichen Begleitberichts zu Gbermitteln (Art. 14 Abs. 1), der den genauen
Zeitpunkt der Unterbringung und den Ort der Unterbringung angibt. Soweit dies
nach den Umstéanden des Einzelfalles méglich ist, soll die Dienst habende Arztin

oder der Dienst habende Arzt der Einrichtung eine kurze mindliche oder
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telefonische Vorabinformation erhalten. Dazu gehdren zum Beispiel die
Schilderung der Situation im Rahmen des Aufgreifens und eine kurze Begrindung
der polizeilichen Einschatzung der Geféhrlichkeit. Soweit eine Vorabinformation
nicht maoglich ist, erfolgt die Information bei der Einlieferung. Unberihrt bleiben die
polizeiliche Erforschungspflicht fur Straftaten im Rahmen des ersten Zugriffs und
die Vorlage der Ermittlungsvorgénge an die Staatsanwaltschaft (8 163 StPO).
Liegen nach Einschatzung der Polizei dringende Griinde fir das Vorliegen einer
psychischen Stdrung vor und erfolgt wegen Art. 5 Abs. 2 keine Einlieferung durch
die Polizei nach Art. 12, so hat die Polizei die nach Art. 34 zusténdige
Kreisverwaltungsbehdrde zu informieren. Die polizeiliche Erforschungspflicht fir
Straftaten im Rahmen des ersten Zugriffs und die Vorlage der

Ermittlungsvorgange an die Staatsanwaltschaft (§ 163 StPO) bleiben unberiihrt.

12.2.2 Zu Satz 2
Grundsatzlich erfolgt die Unterbringung in Einrichtungen nach Art. 8. Nach Art. 12
Satz 2 in Verbindung mit Art. 11 Satz 2 ist ausnahmsweise eine Einlieferung zur
vorrangigen Behandlung hoch akuter schwerer somatischer Erkrankungen in ein
somatisches Krankenhaus zuléssig. Dies ist beispielsweise in Fallen von
Suizidversuchen bei schweren Verletzungen, Strangulationen, u. a. oder aber
auch bei erheblichen Intoxikationen der Fall. Vgl. auch die Erlauterungen zu Art. 8
Abs. 4.

12.2.3 Zu Satz 3
Entzieht sich eine Person entgegen der Entscheidung des Gerichts, der
Kreisverwaltungs-behérde oder der arztlichen Leitung (Art. 13) der Obhut der
Einrichtung, kann die Polizei die betroffene Person ohne Anordnung des Gerichts
oder der Kreisverwaltungsbehoérde wieder einliefern. In diesen Fallen bedarf es
keiner erneuten Prifung und Anordnung der sofortigen vorlaufigen Unterbringung
durch die Polizei. Eine Verbringung und Uberstellung der Person an die
betreffende Einrichtung kann auf Grundlage der bereits bestehenden

Entscheidung erfolgen.
13. Erlauterungen zu Art. 13
13.1 Wortlaut

Art. 13
Sofortige vorlaufige Unterbringung durch die fachliche Leitung der Einrichtung

'Befindet sich jemand in einer Einrichtung im Sinne des Art. 8 Abs. 1, ohne auf Grund
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13.2

14.

14.1

dieses Gesetzes untergebracht zu sein, kann die sofortige vorlaufige Unterbringung
angeordnet und die betroffene Person gegen ihren Willen festgehalten werden, wenn
die Voraussetzungen des Art. 11 vorliegen, aber eine Entscheidung der
Kreisverwaltungsbehérde nicht rechtzeitig veranlasst werden kann. “Die Entscheidung
trifft die fachliche Leitung der Einrichtung. *Sie kann bei erhéhter Gefahrenlage um

Unterstuitzung der Polizei ersuchen.
Erlauterungen

Liegen die Voraussetzungen fur eine sofortige vorlaufige Unterbringung nach Art. 11
vor und erscheint ein Festhalten der betroffenen Person in der Einrichtung erforderlich,
so kann die arztliche Leitung der Einrichtung die sofortige vorlaufige Unterbringung
anordnen und die Person nach Mal3gabe des Art. 13 zurtickhalten, bevor die
Unterbringung beantragt oder behérdlich angeordnet ist. Dies sind beispielsweise
Falle, in denen sich eine Person freiwillig zur Behandlung in eine Einrichtung begibt
und sie dann wieder verlassen méchte, wobei sich aber gezeigt hat, dass die
betroffene Person noch dringend der Unterbringung bedarf, da sie selbst- oder
fremdgefahrdend ist. Der Anwendungsbereich des Art. 13 ist auf so eilige Falle
beschrankt, in denen die Leitung der Einrichtung eine sofortige vorlaufige Anordnung
der Kreisverwaltungsbehdrde nach Art. 11 nicht erwirken kann. Dies wird insbesondere
am Wochenende und in der Nacht der Fall sein.

Nach Art. 13 Satz 3 kann die arztliche Leitung der Einrichtung zur Ausfiihrung ihrer
Anordnung um Unterstiitzung der Polizei ersuchen. Dies setzt eine erhdhte
Gefahrenlage voraus. Zudem darf ein Festhalten der Person durch Beschéftigte der

Einrichtung nicht ausreichend sein.
Erlauterungen zu Art. 14
Wortlaut

Art. 14

Verfahren bei sofortiger vorlaufiger Unterbringung

(1) Wer die sofortige vorlaufige Unterbringung angeordnet hat, verstandigt
unverzuiglich, spatestens bis zwolf Uhr des auf die Anordnung folgenden Tages, das
zustandige Gericht sowie in Fallen der Art. 12 und 13 zusatzlich die zusténdige
Kreisverwaltungsbehdorde.

(2) 'Der betroffenen Person ist die Gelegenheit zu geben, einen Angehdrigen oder
eine Person ihres Vertrauens zu benachrichtigen, sofern das mit den Zielen der

Unterbringung vereinbar ist. 2Der Anordnende hat die Benachrichtigung selbst zu
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Ubernehmen, wenn die betroffene Person nicht in der Lage ist, von dem Recht nach
Satz 1 Gebrauch zu machen und die Benachrichtigung ihrem mutmalfilichen Willen
nicht widerspricht. *Bei Minderjahrigen und Personen, fiir die ein Betreuer oder ein
Vorsorgebevollmachtigter bestellt ist, benachrichtigt der Anordnende unverzuglich
diejenige Person, der die Sorge fur die Person obliegt.

(3) 'Die fachliche Leitung der Einrichtung hat in den Fallen der Art. 11 bis 13 die
sofortige Untersuchung der betroffenen Person zu veranlassen. “Soweit eine
Verstandigung in deutscher Sprache nicht méglich ist, ist eine Dolmetscherin oder ein
Dolmetscher hinzuzuziehen.

(4) 'Ergibt die Untersuchung, dass die Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 1 nicht
vorliegen, ist die Unterbringung von der fachlichen Leitung der Einrichtung oder der
untersuchenden Arztin oder dem untersuchenden Arzt zu beenden. ?Von der
Beendigung der Unterbringung sind das zustandige Gericht, die zustandige
Kreisverwaltungsbehoérde und gegebenenfalls die Bewahrungshilfe unverziglich zu
verstandigen. ®Die zusténdige Kreisverwaltungsbehérde und die Polizeidienststelle, in
deren Zustandigkeitsbereich das Bedurfnis fiir die Unterbringung aufgetreten ist, sind
rechtzeitig von der bevorstehenden Beendigung der Unterbringung zu benachrichtigen
und ihnen sind notwendige Informationen fir eine Gefahrdungseinschéatzung zu
Ubermitteln, es sei denn, die Unterbringung war ausschlie3lich auf Grund von
Selbstgefahrdung erfolgt. “Bei Minderjahrigen und Personen, fiir die ein Betreuer oder
ein Vorsorgebevollméchtigter bestellt ist, ist auch diejenige Person, der die Sorge fur
die Person obliegt, rechtzeitig von der bevorstehenden Entlassung zu benachrichtigen.
’Ist bei Minderjéhrigen der Personensorgeberechtigte nicht erreichbar, ist das
Jugendamt zu benachrichtigen.

(5) 'Bestehen auf Grund der Untersuchung begriindete Anhaltspunkte fiir das
Vorliegen der Voraussetzungen nach Art. 5 Abs. 1, teilt das die fachliche Leitung der
Einrichtung dem zusténdigen Gericht und der zustandigen Kreisverwaltungsbehorde
spéatestens bis zwolf Uhr des Tages mit, der dem Beginn des zwangsweisen
Aufenthalts der betroffenen Person folgt. “Wurde die Anordnung nach Art. 11 von einer
anderen Kreisverwaltungsbehdrde erlassen, ist auch dieser Mitteilung zu machen. 3Zur
Vorbereitung der gerichtlichen Entscheidung ist ein &rztliches Zeugnis beizufiigen. ‘Die
Arztin oder der Arzt, die oder der das Zeugnis erstellt, muss Erfahrung auf dem Gebiet
der Psychiatrie haben und soll Arztin oder Arzt fiir Psychiatrie sein. °Das Zeugnis hat
folgenden Inhalt:

1. das Vorliegen der Voraussetzungen fir die Unterbringung nach Art. 5 Abs. 1 und
2. Ausfihrungen, ob die betroffene Person offensichtlich nicht in der Lage ist, ihren

Willen frei zu bilden und kundzutun, und
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14.2

14.2.1

14.2.2

3. Ausfihrungen, ob von der persénlichen Anhdrung der betroffenen Person durch
das Gericht erhebliche Nachteile fiir ihre Gesundheit oder eine Gefahrdung fur den
Anhdrenden oder andere Personen zu besorgen sind.

®Das arztliche Zeugnis muss auf den gegenwartigen Gesundheitszustand der
betroffenen Person abstellen. 'Die betroffene Person ist unverziiglich, spatestens am
Tag nach der Einlieferung oder dem Beginn des Festhaltens, der Richterin oder dem
Richter vorzustellen.

(6) 'Ergeht bis zum Ablauf des auf die Einlieferung oder den Beginn des Festhaltens
folgenden Tages keine Entscheidung des Gerichts, ist die betroffene Person zu
entlassen. *Abs. 4 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend.

(7) *Gegen eine MalRnahme zur Regelung einzelner Angelegenheiten im Vollzug der
sofortigen vorlaufigen Unterbringung kann die betroffene Person Antrag auf
gerichtliche Entscheidung stellen. ?Uber den Antrag entscheidet das fiir die Anordnung
der Unterbringung zusténdige Gericht. *Die §§ 327, 167 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes
Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit (FamFG) sind entsprechend anzuwenden. “Der Verwaltungsrechtsweg

ist ausgeschlossen.
Erlauterungen

Zu Abs. 1

Wer die sofortige vorlaufige Unterbringung angeordnet hat
(Kreisverwaltungsbehdrde, Polizei oder arztliche Leitung der Einrichtung), hat
unverziglich, spatestens bis zwolf Uhr des auf die Anordnung folgenden Tages,
das nach 8§ 313 Abs. 3, § 167 Abs. 1 Satz 1 FamFG zustandige Gericht sowie in
Fallen der Art. 12 und 13 zusatzlich die zustandige Kreisverwaltungsbehdrde zu
verstandigen.

Die Verstandigung des Gerichts durch die Polizei oder die &rztliche Leitung der
Einrichtung ist der Kreisverwaltungsbehorde zuzurechnen (BayObLGZ 1990, 350,
355) und ersetzt, auch wenn sich diese nicht geduf3ert hat, deren Antrag
(BayObLG, NJW 1992, 2709).

Zu weitergehenden polizeilichen Aufgaben im Zusammenhang mit der Einlieferung

vgl. die Erlauterungen zu Art. 12 Satz 1.

Zu Abs. 2
Der betroffenen Person ist die Gelegenheit zu geben, einen Angehérigen oder
eine Person ihres Vertrauens (zum Beispiel Betreuer, Arzt, Rechtsanwalt) zu

benachrichtigen, sofern das mit den Zielen der Unterbringung vereinbar ist; dies
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14.2.3

14.2.4

14.2.4.1

14.2.4.2

kann telefonisch, brieflich oder auf sonstige Weise erfolgen. Die anordnende Stelle
hat die Benachrichtigung selbst zu ibernehmen, wenn die betroffene Person nicht
in der Lage ist, von dem Recht nach Satz 1 Gebrauch zu machen (zum Beispiel
wenn sie bewusstlos oder willenlos ist) und die Benachrichtigung ihrem
mutmalflichen Willen nicht widerspricht. Bei Minderjahrigen und Personen, fir die
ein Betreuer oder ein Vorsorgebevollmachtigter bestellt ist, ist unverziglich (ohne
schuldhaftes Zégern) diejenige Person zu verstandigen, der die Sorge fir die
Person obliegt. Wenn eine entsprechende Benachrichtigung der Eltern bzw. der
anderweitigen Personensorgeberechtigten vor der Unterbringung nicht erfolgen
konnte, muss diese Benachrichtigung spatestens zum Zeitpunkt der Aufnahme
auch durch die Bediensteten der Einrichtung erfolgen (vgl. Art. 7 Abs. 1). Soweit
dies gewabhrleistet ist, ist eine nachtragliche Benachrichtigung durch die

anordnende Stelle nicht mehr erforderlich

Zu Abs. 3

Die arztliche Leitung hat nach Satz 1 die sofortige Untersuchung der betroffenen
Person zu veranlassen. Die arztliche Leitung muss die Untersuchung nicht selbst
durchfiihren. Gegebenenfalls ist nach Satz 2 eine Dolmetscherin oder ein
Dolmetscher zeitnah hinzuziehen. Bei der Untersuchung ist zu erfragen, ob die

betroffene Person das Sorgerecht fir ein Kind oder einen Jugendlichen ausibt.
Zu Abs. 4

Zu Satz 1

Liegen die Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 1 zum Zeitpunkt der Untersuchung
nicht vor, ist die betroffene Person von der &rztlichen Leitung der Einrichtung oder
der untersuchenden Arztin oder dem untersuchenden Arzt zu entlassen (Satz 1).
Dies ist beispielsweise der Fall, wenn die Untersuchung ergibt, dass keine
psychische Stérung (mehr) vorliegt, die Einsichts- und Steuerungsfahigkeit der
betroffenen Person nicht (erheblich) beeintrachtigt ist oder die betroffene Person
einem freiwilligen Aufenthalt zustimmt. Lehnt die betroffene Person zu einem
spateren Zeitpunkt einen weiteren freiwilligen Aufenthalt ab, hat die arztliche
Leitung der Einrichtung zu prifen, ob die Voraussetzungen des Art. 13 Satz 1

vorliegen.

Zu Satz 2
Nach Satz 2 sind von der Beendigung der Unterbringung das zustandige Gericht,
die zustandige Kreisverwaltungsbehorde und — soweit dieser Umstand bekannt ist
— die Bewahrungshilfe unverziglich zu verstandigen. Eine
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14.2.4.3

Benachrichtigungspflicht der Einrichtung gegeniiber der Kreisverwaltungsbehdrde
nach Satz 2 entfallt, wenn bereits eine Benachrichtigung nach Satz 3 erfolgt ist.
Eine Benachrichtigung der Bewéahrungshilfe Giber die Beendigung einer offentlich-
rechtlichen Unterbringung ist aus den folgenden Griinden erforderlich:

Wenn eine untergebrachte Person der Aufsicht eines Bewahrungshelfers
unterstellt ist und die Einrichtung davon weif3, muss sie die Bewahrungshilfe von
der Beendigung einer 6ffentlich-rechtlichen Unterbringung benachrichtigen, damit
diese ihren gesetzlichen Auftrag, namlich die unterstellte Person von Straftaten
abzuhalten (8§ 56d Abs. 1 StGB), erfullen kann. Bewahrungshelferinnen und
Bewahrungshelfer stehen den ihnen unterstellten Personen helfend und betreuend
zur Seite. Die Bewahrungshilfe sollte so bald als méglich informiert werden, um
entscheiden zu kdénnen, ob und gegebenenfalls welche Malinahmen zur
Unterstiitzung oder Uberwachung sie ergreifen muss. Der entstehende
Mehraufwand fir die Einrichtungen durch die Unterrichtungspflicht ist gering. Eine
Pflicht zur Nachforschung, ob bestimmte Personen unter Bewahrungshilfe stehen,
wird nicht geschaffen. Lediglich dann, wenn bekannt ist, dass eine untergebrachte
Person der Aufsicht und Leitung einer Bewahrungshelferin oder eines
Bewahrungshelfers unterstellt ist, kann und muss sinnvollerweise eine
Benachrichtigung erfolgen.

Die vorstehenden Ausfiihrungen gelten im besonderen Mal3e, wenn das Ende

einer gerichtlich angeordneten Unterbringung bevorsteht.

Zu Satz 3

Satz 3 regelt eine zusatzliche Benachrichtigungspflicht der Einrichtung fur Falle, in
denen eine Unterbringung (auch) wegen Fremdgefahrdung erfolgt ist. In diesen
Fallen muss die Einrichtung die zustandige Kreisverwaltungsbehdrde und die
Polizeidienststelle, in deren Zustandigkeitsbereich das Bedurfnis flr die
Unterbringung aufgetreten ist, rechtzeitig von der bevorstehenden Beendigung der
Unterbringung benachrichtigen. Der Benachrichtigung sind notwendige
Informationen fir eine Gefahrdungseinschatzung beizufigen. Unter rechtzeitig ist
der Zeitpunkt zu verstehen, der den verstandigten Stellen die Moglichkeit ertffnet,
ggf. weitere notwendige MalRBnahmen zeitgerecht initiieren zu kénnen. In Betracht
kommen hier sowohl strafprozessuale Malinahmen als auch weitere
gefahrenabwehrende MalRhahmen die u. U. einem Richtervorbehalt unterliegen
und somit einen zeitlichen Vorlauf erfordern. Grundsétzlich ist eine
Benachrichtigung zum frihestmaglichen Zeitpunkt zielfihrend. Es empfiehlt sich
die Benachrichtigung vorzunehmen, sobald die Beendigung der 6ffentlich-

rechtlichen Unterbringung absehbar ist. Dies ist abh&ngig vom jeweiligen Einzelfall
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14.2.4.4

zu beurteilen. Sofern die Unterbringungsvoraussetzungen nach Art. 5 Abs. 1 nicht
(mehr) vorliegen, ist ein weiteres Festhalten der betroffenen Person nur zum
Zwecke der Benachrichtigung nicht zulassig. Fur die Benachrichtigung an die
Polizeidienststelle und die Kreisverwaltungsbehorde ist seitens der Einrichtung
das als Anhang 1 beigefligte Formular zu verwenden. Soweit im Zusammenhang
mit der Gefahrdungseinschéatzung eine telefonische Kontaktaufnahme und
Rucksprache nicht ausreichen sollten, konnen im Einzelfall erganzende
Informationen auch schriftlich ibersandt werden.

Soweit die Unterbringung ausschlief3lich infolge einer Eigengefahrdung erfolgte,
hat eine Benachrichtigung der zusténdigen Kreisverwaltungsbehérde und der
Polizei zu unterbleiben.

Eine rechtzeitige Verstandigung der Polizeidienststelle, in deren
Zustandigkeitsbereich das Bedirfnis fur die Unterbringung aufgetreten ist, ist aus
folgenden Grinden vor der Beendigung der Unterbringung notwendig:

Eine offentlich-rechtliche Unterbringung durch die Polizei erfordert stets das
Vorhandensein einer Gefahrdung. Bei einer Fremdgefahr ist durch die
eingesetzten Polizeibeamten regelmaflig eine Gefahrdungsbewertung fir
gefahrdete Personen vorzunehmen, wozu auch die Prifung ggf. erforderlicher
Schutzmal3nahmen, einer rdumlichen Trennung (Frauenhaus, zum Beispiel bei
hauslicher Gewalt) oder anderer MaRnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz bzw.
Aufzeigen von VerhaltensmalRnahmen (sog. Gefahrder- / Gefahrdetenansprache)
gehoéren. Malinahmen auf Grund dieser Gefadhrdungsbewertung sind spatestens
dann zu treffen, wenn die betroffene Person aus der Unterbringung entlassen wird

bzw. sich der Unterbringung durch Flucht o. &. entzogen hat.

Zu Satz 4

Nach Satz 4 ist bei Minderjahrigen und Personen, fir die ein Betreuer fir den
Aufgabenkreis der Gesundheitssorge oder des Aufenthaltsbestimmungsrechts
oder ein Vorsorgebevollméachtigter bestellt ist, zudem diejenige Person, der die
Sorge fir die Person obliegt, rechtzeitig von der bevorstehenden Beendigung der
Unterbringung zu benachrichtigen. Bei Minderjahrigen sind die Eltern bzw.
Personensorgeberechtigten zu informieren; sie sind fur die Abholung der
untergebrachten Person verantwortlich. Sind die Eltern nicht erreichbar, ist das
Jugendamt zu benachrichtigen, das gegebenenfalls die minderjahrige Person in
Obhut zu nehmen hat. Néheres hierzu wird in den endgultigen
Verwaltungsvorschriften geregelt werden. Im Rahmen der Gesetze bleiben die
Zusténdigkeiten von Behdrden, beispielsweise der Polizei und des Jugendamtes,

im Rahmen der Gefahrenabwehr bzw. zur Inobhutnahme unberihrt.
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14.2.5

14.2.6

Zu Abs. 5

Bestehen aufgrund der Untersuchung begriindete Anhaltspunkte fir das Vorliegen
der Voraussetzungen fur eine offentlich-rechtliche Unterbringung, versendet die
arztliche Leitung unverziglich, spéatestens bis zwolf Uhr des Tages, der dem
Beginn des zwangsweisen Aufenthalts der betroffenen Person folgt, das als
Anhang 2 beigefligte Formular an das nach § 313 Abs. 3, § 167 Abs. 1 Satz 1
FamFG zustandige Gericht.

Das arztliche Zeugnis muss den in Satz 5 Nr. 1 bis 3 genannten Inhalt aufweisen.
Das arztliche Zeugnis sollte die Diagnose und den Befund, der die der Diagnose
zugrundeliegenden Tatsachen darlegt, enthalten. Hierzu kann ggf. auf den
Polizeibericht oder den Bericht der Kreisverwaltungsbehdrde Bezug genommen
werden. Ferner sollte begriindet werden, auf Grund welcher Tatsachen die Arztin
oder der Arzt zu dem Schluss kommt, dass die betroffene Person nicht in der Lage
ist, inren Willen kundzutun und frei zu bilden. Auf3erdem sollte es auf eventuelle
Anhorungsschwierigkeiten, wie ansteckende Krankheiten oder die Notwendigkeit
der Beiziehung eines Dolmetschers oder einer Dolmetscherin, hinweisen (vgl.

§8 331 Satz 1 Nr. 4, 34 Abs. 2 FamFG, 185 GVG). Die Arztin oder der Arzt, die
oder der das arztliche Zeugnis erstellt, muss Erfahrung auf dem Gebiet der
Psychiatrie haben, soweit moglich als Arztin oder Arzt fur Psychiatrie. Da das
arztliche Zeugnis zur Vorbereitung der gerichtlichen Entscheidung erstellt wird
(vgl. 8 331 Satz 1 Nr. 2 Halbsatz 1 FamFG), orientieren sich die fachlichen
Qualifikationsanforderungen an § 331 Satz 1 Nr. 2 Halbsatz 2 FamFG. Die beiden
genannten Qualifikationsmerkmale stehen dabei auch in § 331 Satz 1 Nr. 2
FamFG trotz der Verbindung mit ,und“ in einem Alternativitatsverhaltnis (vgl.
Budde in Keidel FamFG, 19. Auflage, 8§ 331 FamFG Rn. 8). Ein Gutachten im
Sinne von § 321 FamFG ist nicht erforderlich. Die Vorstellung der untergebrachten

Person vor der Richterin oder dem Richter erfolgt regelhaft in der Einrichtung.

Zu Abs. 6

Im Regelfall entscheidet das Gericht bis zum Ablauf des auf die Einlieferung oder
den Beginn des Festhaltens folgenden Tages und erlasst entweder eine
einstweilige Anordnung oder ordnet die Entlassung an. Wenn eine Entscheidung
des Gerichts nicht bzw. nicht innerhalb der Frist ergeht, ist die betroffene Person
umgehend zu entlassen und es sind das zustandige Gericht, die zustandige
Kreisverwaltungsbehorde und ggf. die Bewahrungshilfe zu benachrichtigen. Die
zustandige Kreisverwaltungsbehdrde und die Polizeidienststelle, in deren
Zusténdigkeitsbereich das Bedirfnis fur die Unterbringung aufgetreten ist, sind

durch die Einrichtung rechtzeitig tiber die bevorstehende Beendigung der
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14.2.7

15.

15.1

Unterbringung mittels des als Anhang 1 beigefligten Formulars zu

benachrichtigen. Die Ausfuhrungen zu Art. 14 Abs. 4 Satz 3 gelten entsprechend.

Zu Abs. 7

Uber die Regelung des § 327, § 167 FamFG hinaus kann die betroffene Person
auch dann schon Rechtsschutz gegen eine Malinahme (zum Beispiel ein
Handynutzungsverbot) beantragen, die nach Anordnung der sofortigen vorlaufigen
Unterbringung, aber noch vor der gerichtlichen Entscheidung tber die Anordnung
der Unterbringung getroffen wird.

Kapitel 3
Gerichtliche Unterbringung

Erlauterungen zu Art. 15
Wortlaut

Art. 15

Vorbereitung der gerichtlichen Unterbringung

(1) 'Die Kreisverwaltungsbehérde priift unter Zuhilfenahme ihrer arztlichen Kompetenz
und nétigenfalls unter Beiziehung einer Arztin oder eines Arztes fiir Psychiatrie von
Amts wegen, ob gewichtige Anhaltspunkte flr das Vorliegen der Voraussetzungen des
Art. 5 Abs. 1 gegeben sind und erstellt, sofern dies der Fall ist, ein arztliches Zeugnis.
°Fir den Inhalt des arztlichen Zeugnisses gilt Art. 14 Abs. 5 Satz 5 und 6
entsprechend. *Zu diesem Zweck kann die Kreisverwaltungsbehérde die betroffene
Person zu der Arztin oder dem Arzt vorladen und, soweit erforderlich, durch die Polizei
vorfiihren lassen. “Wird durch die Vorfilhrung der betroffenen Person die Freiheit
entzogen, hat die Kreisverwaltungsbehorde unverziiglich eine richterliche
Entscheidung herbeizufiihren. °Fir das gerichtliche Verfahren gelten die §§ 322, 283,
284 FamFG entsprechend. ®Das fiir den gewdhnlichen Aufenthalt der betroffenen
Person zustandige Gesundheitsamt soll gehort werden.

(2) 'Die betroffene Person ist verpflichtet, die Untersuchung nach Abs. 1 zu dulden.
“Die Arztin oder der Arzt kann, soweit es erforderlich ist und keine Nachteile fiir die
Gesundheit der betroffenen Person zu befirchten sind, einfache diagnostische
Eingriffe vornehmen, auch wenn sie dem natirlichen Willen widersprechen.

(3) 'Kommt die Kreisverwaltungsbehérde zu dem Ergebnis, dass die Voraussetzungen
des Art. 5 Abs. 1 vorliegen, beantragt sie bei dem zustandigen Gericht die
Unterbringung oder eine vorlaufige Unterbringung auf Grund einer einstweiligen

Anordnung. “Der Antrag muss das Prifergebnis nach Abs. 1 sowie einen Vorschlag
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15.2

15.2.1

enthalten, in welcher Einrichtung oder Einrichtungsart die Person untergebracht
werden soll. *lhm ist das arztliche Zeugnis beizufiigen. “Die persénliche Untersuchung
der betroffenen Person darf zum Zeitpunkt der Antragstellung hochstens 14 Tage
zuriickliegen.

(4) Liegen nach Auffassung der Kreisverwaltungsbehoérde die Voraussetzungen des
Art. 5 Abs. 1 nicht vor, teilt sie das der betroffenen Person mit, sofern ein arztliches
Zeugnis eingeholt wurde oder die betroffene Person im Rahmen des Verfahrens
schriftlich von der Einleitung des Verfahrens Mitteilung erhalten hat.

(5) Art. 14 Abs. 7 gilt entsprechend.

Erlauterungen

Die Vorschrift enthalt insbesondere Malinahmen der Kreisverwaltungsbehérde vor der
gerichtlichen Unterbringung. Soweit erforderlich, beteiligt die fur den Vollzug des

BayPsychKHG zustandige Stelle der Kreisverwaltungsbehdrde das Gesundheitsamt.

Zu Abs.1

Ergibt sich auf Grund von Mitteilungen Dritter oder eigener Beobachtungen fir die
Verwaltungsbehdrde der Verdacht, dass hinsichtlich einer Person die
Unterbringungsvoraussetzungen vorliegen kdnnten, so sind unter
Inanspruchnahme arztlicher Kompetenz am Gesundheitsamt (insbesondere einer
Facharztin oder eines Facharztes fiir Psychiatrie oder fir Psychiatrie und
Psychotherapie oder fir Nervenheilkunde oder einer Arztin oder eines Arztes mit
Erfahrung auf dem Gebiet der Psychiatrie) von Amts wegen Ermittlungen
durchzufiihren (Abs. 1 Satz 1) und, falls im Einzelfall notwendig unter
Hinzuziehung einer externen Arztin oder eines externen Arztes fir Psychiatrie, ein
arztliches Zeugnis zu erstellen. Bei komplexen psychiatrischen Fragstellungen
kann gegebenenfalls eine erfahrene externe Arztin oder ein erfahrener externer
Arzt Uber einen Werkvertrag eingeschaltet werden. Die Untersuchung einer
minderjahrigen Person sollte moglichst von einer Fachérztin oder einem Facharzt
fur Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie vorgenommen werden.
Hier stellt sich spéatestens die Frage, ob und durch welche (vorsorgenden)
Mafnahmen die Unterbringung vermieden werden kann, was von der Arztin oder
vom Arzt zu prifen und Bestandteil des arztlichen Zeugnisses ist. Regelmafig
wird zur Erstellung des arztlichen Zeugnisses eine Untersuchung der betroffenen
Person erforderlich sein, soweit diese nicht schon innerhalb der letzten vierzehn
Tage aus anderem Anlass stattgefunden hat. Auf die Schriftlichkeit des arztlichen

Zeugnisses kann aus Nachweisgriinden auch im weiteren Verfahren nicht
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15.2.2

15.2.3

verzichtet werden. Fir den Inhalt des arztlichen Zeugnisses gilt Art. 14 Abs. 5 Satz
5 und 6 entsprechend. Inhaltlich soll sich das &rztliche Zeugnis am als Anhang 2
beigefligten Formular orientieren.

Die Moglichkeit, die betroffene Person notfalls zwangsweise zu der Arztin oder
dem Arzt vorfihren zu lassen, erscheint aus sicherheitsrechtlichen Erwagungen
erforderlich. Ware diese Moglichkeit nicht gegeben, misste in zahlreichen Fallen
die sofortige vorlaufige Unterbringung der betroffenen Person nach Art. 11 bis 13
veranlasst werden, die mit schweren Eingriffen in die Freiheitssphare verbunden
ware. Zur Vermeidung eines etwaigen Verstol3es gegen Art. 104 Abs. 2 GG wird
fur die Féalle, in denen durch die Vorfihrung der betroffenen Person die Freiheit
entzogen wird, die Notwendigkeit einer richterlichen Entscheidung vorgesehen.
Sobald sich herausstellt, dass die Vorfuhrung nicht nur freiheitsbeschrankende,
sondern freiheitsentziehende Wirkung hat, ist unverziglich eine richterliche
Entscheidung herbeizufihren.

Die Anhoérung des fur den gewoéhnlichen Aufenthalt der betroffenen Person
zustandigen Gesundheitsamtes erscheint geboten, um etwa dort vorhandene

Erkenntnisse Uber frihere Vorgange verwerten zu kénnen.

Zu Abs. 2

Abs. 2 schrankt Art. 2 GG ein. Das ist bei gewichtigen Anhaltspunkten flr das
Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 1 gerechtfertigt, da sich ohne
Untersuchung und vielfach ohne Durchfiihrung korperlicher Eingriffe der
Gesundheitszustand der betroffenen Person nicht beurteilen lasst. Die
verfassungsrechtlich gebotene Benennung der durch das Gesetz eingeschrankten
Grundrechte befindet sich in Art. 38. Die in Satz 2 erwahnten einfachen
diagnostischen Eingriffe beziehen sich nur auf die Untersuchung nach Abs. 1.
Welche einfachen diagnostischen Eingriffe im Einzelfall fir die Erstellung des
arztlichen Zeugnisses erforderlich sind, muss jeweils von der begutachtenden
Arztin oder dem begutachtenden Arzt entschieden werden. Diese Entscheidung
wird jedoch dadurch eingeschrankt, dass fir die betroffene Person bei
Berucksichtigung ihrer individuellen Konstitution keine gesundheitlichen Nachteile
zu erwarten sein dirfen. Eine weitere Einschrénkung ergibt sich aus dem
Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit, d. h. der Abwégung des diagnostischen

Erkenntniswertes mit der objektiven Belastung der betroffenen Person.

Zu Abs. 3
Ergeben die Ermittlungen, dass die Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 1 vorliegen,

so hat die zustandige Kreisverwaltungsbehérde die Anordnung der Unterbringung
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15.2.4

15.2.5

16.

16.1

bei dem nach § 313 Abs. 3 Satz 1, § 167 Abs. 1 Satz 1 FamFG zusténdigen
Gericht zu beantragen. Ein Ermessensspielraum ist der Behodrde nicht eingeraumt.
Das gerichtliche Verfahren beginnt mit dem Eingang des Unterbringungsantrags
der ortlich zustandigen Kreisverwaltungsbehdrde (Art. 34). Berechtigt sind die
Behordenleitung sowie diejenigen Personen, denen nach den entsprechenden
Dienstanweisungen bzw. Geschéftsverteilungsplanen das Antragsrecht
ubertragen wurde. Der Antrag, der zu begriinden ist, ist eine zwingende
Verfahrensvoraussetzung (siehe auch Begrindung zu Art. 14 Abs. 1). Einzelheiten
zum Inhalt des Antrags sowie zu dem beizufigenden &arztlichen Zeugnis (vgl.

§ 331 Satz 1 Nr. 2 FamFG) sind in Abs. 3 Satz 2 und 3 geregelt. Einrichtungen im

Sinne des Satzes 2 sind solche nach Art. 8 Abs. 1.

Zu Abs. 4

Liegen die Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 1 nicht vor, insbesondere weil die
Gewahrung und Inanspruchnahme vorsorgender MalRnahmen ausreichen, um
eine Selbst- oder Fremdgefahrdung zu beseitigen, endet das vorbereitende
Verfahren, ohne dass es einer formlichen Einstellung bedirfte. Die
Mitteilungspflicht an den Betroffenen ist unter Berticksichtigung des besonderen
Verfahrens dem 8§ 170 Abs. 2 Satz 2 StPO nachgebildet.

Zu Abs.5

Abs. 5 regelt die Rechtsschutzmaglichkeiten der betroffenen Person. Uber die
Regelung der 88 167, 327 FamFG hinaus kann die betroffene Person auch dann
schon Rechtsschutz gegen eine Maflinahme beantragen, die im Zusammenhang
mit der Vorbereitung der gerichtlichen Unterbringung, aber noch vor der
gerichtlichen Entscheidung tber die Anordnung der Unterbringung ergeht.

Erlauterungen zu Art. 16
Wortlaut

Art. 16

Vorlaufige gerichtliche Unterbringung

(1) 'Die vorlaufige gerichtliche Unterbringung wird auf Antrag der
Kreisverwaltungsbehdrde angeordnet. Vor einer vorlaufigen gerichtlichen
Unterbringung gibt das Gericht dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk die betroffene
Person ihren gewdhnlichen Aufenthalt hat, Gelegenheit zur AuRerung. *Bei Gefahr in
Verzug ist dem Gesundheitsamt alsbald nach Anordnung der vorlaufigen

Unterbringungsmaflnahme Gelegenheit zur AuRerung zu geben.
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(2) *Nach Ablauf der vom Gericht bestimmten Dauer der vorlaufigen gerichtlichen
Unterbringung ist die betroffene Person von der fachlichen Leitung der Einrichtung zu
entlassen, sofern das Gericht nicht die Unterbringung verlangert oder die
Unterbringung erneut angeordnet hat. ?Art. 14 Abs. 4 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend.
(3) !Ist die weitere Unterbringung der betroffenen Person nach Auffassung der
fachlichen Leitung der Einrichtung aus medizinischen Grinden nicht erforderlich, kann
sie die betroffene Person entlassen. ?Art. 14 Abs. 4 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend.

16.2 Erlauterungen

Abs. 1 richtet sich an das fir das vorlaufige Unterbringungsverfahren zustandige
Gericht, die Abs. 2 und 3 an die arztliche Leitung der Einrichtung.

16.2.1  ZuAbs.1
Abs. 1 Satz 1 bestimmt, dass die vorlaufige gerichtliche Entscheidung nur auf
Antrag der Kreisverwaltungsbehoérde angeordnet wird. Die Verstandigung des
Gerichts durch die Polizei oder die arztliche Leitung der Einrichtung (Art. 14
Abs. 1) ist der Kreisverwaltungsbehérde zuzurechnen (BayObLGZ 1990, 350,
355) und ersetzt, auch wenn sich diese nicht gedul3ert hat, deren Antrag
(BayObLG, NJW 1992, 2709).
Satze 2 und 3 regeln, dass das Gericht vor dem Erlass einer vorlaufigen
Unterbringungsanordnung grundsatzlich dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk
die betroffene Person ihren gewdhnlichen Aufenthalt hat, Gelegenheit zur
AuRerung geben muss. Die Anhorung des fiir den gewohnlichen Aufenthalt der
betroffenen Person zustandigen Gesundheitsamtes erscheint geboten, um etwa
dort vorhandene Erkenntnisse Uber friihere Vorgange verwerten zu kdnnen.
Lediglich wenn Gefahr im Verzug ist, kann diese Verpflichtung auf den Zeitpunkt

nach Anordnung der Unterbringungsmaf3nahme verschoben werden.

16.2.2 Zu Abs. 2
Abs. 2 regelt die Pflichten der arztlichen Leitung der Einrichtung bei Ablauf der
vom Gericht bestimmten Dauer der vorlaufigen Unterbringung.
VVon der Entlassung sind das zustandige Gericht, die zustandige
Kreisverwaltungsbehorde und ggf. die Bewahrungshilfe zu benachrichtigen. Die
zustandige Kreisverwaltungsbehdrde und die Polizeidienststelle, in deren
Zusténdigkeitsbereich das Bedurfnis fur die Unterbringung aufgetreten ist, sind
durch die Einrichtung rechtzeitig tiber die bevorstehende Beendigung der
Unterbringung mittels des als Anhang 1 beigefugten Formulars zu
benachrichtigen. Die Ausfuhrungen zu Art. 14 Abs. 4 Satz 3 gelten entsprechend.
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16.2.3 Zu Abs. 3
Unabhangig von der Verpflichtung der arztlichen Leitung der Einrichtung, die
untergebrachte Person nach Ablauf der vom Gericht bestimmten Dauer der
vorlaufigen Unterbringung zu entlassen, kann die arztliche Leitung der Einrichtung
die auf Grund einer vorlaufigen gerichtlichen Anordnung untergebrachte Person
entlassen, wenn die arztliche Leitung der Einrichtung die weitere Unterbringung
aus medizinischen Griinden nicht fur erforderlich halt. Durch die
Ermessenseinrdumung (,kann®) bleibt es der arztlichen Leitung der Einrichtung
unbenommen, eine gerichtliche Entscheidung tber die Entlassung herbeizufiihren.
Von der Entlassung sind das zustéandige Gericht, die zustandige
Kreisverwaltungsbehorde und ggf. die Bewahrungshilfe zu benachrichtigen. Die
zustandige Kreisverwaltungsbehdrde und die Polizeidienststelle, in deren
Zustandigkeitsbereich das Bedirfnis fur die Unterbringung aufgetreten ist, sind
durch die Einrichtung rechtzeitig Giber die bevorstehende Beendigung der
Unterbringung mittels des als Anhang 1 beigefugten Formulars zu

benachrichtigen. Die Ausfiihrungen zu Art. 14 Abs. 4 Satz 3 gelten entsprechend.
17. Erlauterungen zu Art. 17
17.1 Wortlaut

Art. 17
Vollzug der Unterbringung
Der Vollzug der Unterbringung obliegt der Kreisverwaltungsbehdorde.

17.2 Erlauterungen

Zu Art. 17 Vollzug der Unterbringung

Art. 17 entspricht dem bisherigen Art. 8 UnterbrG. Der Vollzug der Unterbringung
obliegt der Kreisverwaltungsbehdrde. Der Vollzug umfasst zunéchst das
Verwaltungshandeln vom Erlass des Gerichtsbeschlusses bzw. der Anordnung der
sofortigen vorlaufigen Unterbringung bis zur Einlieferung in die Einrichtung. Die
Kreisverwaltungsbehorde sucht die Einrichtung unter Beachtung gerichtlicher
Vorgaben aus und veranlasst den Transport der untergebrachten Person dorthin.
Sobald die betroffene Person in der Einrichtung eingeliefert ist, obliegt der Vollzug der
Einrichtung. Uber nicht nur voriibergehende Verlegungen einer untergebrachten
Person in eine andere Einrichtung entscheidet ebenfalls die Kreisverwaltungsbehorde
unter Beachtung gerichtlicher Vorgaben. Die Anordnung fiir diese Verlegung trifft die

arztliche Leitung der Einrichtung (Art. 9 Abs. 1 Nr. 10), nachdem sie die Zustimmung
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18.

18.1

18.2

18.2.1

der Kreisverwaltungsbehdrde eingeholt hat. Mochte die betroffene Person in eine
andere Einrichtung verlegt werden und lehnt die Kreisverwaltungsbehdrde dies ab,
kann die betroffene Person dagegen eine gerichtliche Entscheidung nach § 327
FamFG beantragen. Zur Aufgabenzuweisung im Zusammenhang mit der Beendigung
der Unterbringung vgl. Art. 27.

Die Kreisverwaltungsbehorde kann sich zur Erfullung ihrer Aufgaben der Mitwirkung
der Polizei bedienen. Die Mitwirkungsmoglichkeit der Polizei ergibt sich dabei aus
allgemeinen Grundsétzen (beispielsweise in Form der Vollzugshilfe nach Art. 67 ff.
PAG).

Kapitel 4
Aufnahme und Behandlung der untergebrachten Person

Erlauterungen zu Art. 18
Wortlaut

Art. 18

Aufnahme

(1) 'Die untergebrachte Person ist tiber ihre Rechte und Pflichten wahrend der
Unterbringung unverziglich zu unterrichten. ?Eine schriftliche Unterrichtung wird
sobald als mdglich nachgeholt; die untergebrachte Person hat den Erhalt schriftlich zu
bestatigen. *Hat die untergebrachte Person einen Vertreter, ist ihm Gelegenheit zu
geben, an der Unterrichtung teilzunehmen. *Andere untergebrachte Personen diirfen
nicht anwesend sein.

(2) Die untergebrachte Person ist unverzuglich arztlich zu untersuchen.
Erlauterungen

Art. 18 bestimmt die Pflichten der Einrichtung im Rahmen der Aufnahme einer

untergebrachten Person.

Zu Abs. 1

Um dem entstehenden Informationsbedarf der untergebrachten Person Genlige
zu tun, ist es erforderlich, dass sie unverziglich (ohne schuldhaftes Zégern) durch
die Einrichtung tber ihre Rechte und Pflichten informiert wird. Soweit dies
krankheitsbedingt méglich ist, soll die untergebrachte Person so umfassend wie
madglich informiert werden. Nach Satz 2 ist eine schriftliche Unterrichtung sobald

als maglich nachzuholen; die untergebrachte Person hat den Erhalt schriftlich zu
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bestatigen. Die schriftliche Unterrichtung muss den Anforderungen der Art. 12 ff.
DSGVO entsprechen. Eine Weigerung der untergebrachten Person, die
Information anzunehmen oder ihren Erhalt schriftlich zu bestétigen, ist zu
dokumentieren, ebenso wenn die Information nur mindlich erfolgen konnte.

Hat die untergebrachte Person einen gesetzlichen oder gewillkiirten Vertreter, ist
diesem Gelegenheit zu geben, der Unterrichtung beizuwohnen. Zum Schutz der
untergebrachten Person diirfen andere untergebrachte Personen und unbeteiligte
Dritte bei der Unterrichtung nicht anwesend sein.

18.2.2  ZuAbs. 2
Die Eingangsuntersuchung ist unverzichtbar fur jede stationare Behandlung. Sie
muss unverziiglich (ohne schuldhaftes Zégern) nach der Aufnahme erfolgen. Die
medizinische Untersuchung dient dazu, den allgemeinen Gesundheitszustand der
untergebrachten Person festzustellen. Weitergehende MalRnahmen zur Erstellung
des Behandlungsplans (Art. 19) missen nicht im Rahmen der

Eingangsuntersuchung durchgefiihrt werden und sind jederzeit méglich.
19. Erlauterungen zu Art 19
19.1 Wortlaut

Art. 19

Behandlungsplan

(1) *Fur die untergebrachte Person wird unverziglich ein Behandlungsplan aufgestellt.
“Der Plan ist entsprechend der Entwicklung der untergebrachten Person anzupassen.
®In den Behandlungsplan sind MaRnahmen zur Vorbereitung der Entlassung
aufzunehmen. “In die Aufstellung eines Behandlungsplans fiir Kinder und Jugendliche
sind die Sorgeberechtigten nach Mdglichkeit miteinzubeziehen.

(2) 'Der Behandlungsplan sowie wesentliche Anderungen sind in geeigneter Weise mit
der untergebrachten Person zu erértern. Hat die untergebrachte Person einen
Vertreter oder einen Verfahrenspfleger, erhélt dieser Kenntnis tber die erfolgte

Erdrterung.
19.2 Erlauterungen

Art. 19 bestimmt die Notwendigkeit des Aufstellens sowie den Inhalt eines
Behandlungsplans. Art. 19 schlief3t nicht aus, dass mit der untergebrachten Person

eine Behandlungsvereinbarung abgeschlossen wird.
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19.2.1

19.2.2

Zu Abs.1

Wesentliche Grundlage der Behandlung der untergebrachten Person ist die
Aufstellung eines Behandlungsplans. Dieser hat insbesondere alle erforderlichen
MafRnahmen zur Behandlung von Erkrankungen (Art. 20), einschlief3lich
psychotherapeutischer Malinahmen sowie medizinischer, padagogischer, sozialer
und beruflicher Eingliederungsmalnahmen zu enthalten und soll die
untergebrachte Person als verantwortlichen Teilnehmer in den therapeutischen
Prozess einbinden. Dazu gehort auch die Einteilung des Tages in Beschéaftigungs-
und Behandlungszeiten und therapiefreie Zeit. Der Behandlungsplan soll zum
einen alle behandelnden Beschaftigten der Einrichtung anhalten, die zur
Erreichung der Ziele der Unterbringung erforderlichen Mal3nahmen festzulegen
und auf deren Einhaltung und Umsetzung hinzuwirken. Zum anderen soll der
untergebrachten Person jederzeit bewusst sein, welche MalRBhahmen noch
erfolgreich umgesetzt sein missen, bevor die Entlassung in Betracht kommen
kann.

Der Behandlungsplan ist individuell zu erstellen und bedarf au3er der Schriftform
keiner bestimmten Form. Die geplanten Maflinahmen sind so konkret festzulegen,
dass eine spatere Uberprifung ihrer Umsetzung méglich ist.

Der Behandlungsplan ist entsprechend der Entwicklung der untergebrachten
Person anzupassen. Um eine Unterbringung nach diesem Gesetz so weit wie
maglich zu verkirzen, sind alle notwendigen begleitenden und nachsorgenden
Hilfen anzubieten und gegebenenfalls zu vermitteln. Da in der Regel bei der
offentlich-rechtlichen Unterbringung das Ende der Unterbringung abzusehen ist,
sind in der Regel bereits bei der Aufstellung des Behandlungsplans Mal3nahmen
zur Vorbereitung der Entlassung mitaufzunehmen. Die Vorbereitung der
Entlassung richtet sich nach § 39 Abs. 1a SGB V.

Zu Abs. 2

Die Aufstellung eines Behandlungsplans dient nicht nur der Information der
untergebrachten Person, sondern soll diese auch zur Mitarbeit motivieren und in
ihrer Verantwortlichkeit fir den Therapieverlauf unterstiitzen. Daher ist es von
elementarer Bedeutung, dass der Behandlungsplan und wesentliche Anderungen
des Behandlungsplans in geeigneter Weise mit der untergebrachten Person
erortert werden. Welche Art und Weise fiir die Erérterung gewéhlt wird, hangt von
den Umsténden des Einzelfalls ab. Dabei ist zu bertcksichtigen, ob die betroffene
Person akute und schwere psychische Krankheitssymptome aufweist, wie
beispielsweise heftige Erregung, Stérungen des Denkens, der

Realitdtswahrnehmung, Wahnerleben, Bewusstseinsstorungen. Von der
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20.

20.1

Erdrterungspflicht darf gegentber der untergebrachten Person nur abgesehen
werden, wenn und solange dies mit ihrem Gesundheitszustand oder ihrer
therapeutischen Entwicklung nicht zu vereinbaren ist. Hat die untergebrachte
Person einen Vertreter oder einen Verfahrenspfleger, erhalt dieser Kenntnis tber
die erfolgte Erorterung.

Erlauterungen zu Art. 20
Wortlaut

Art. 20

Behandlung von Erkrankungen

(1) Die untergebrachte Person erhélt die nach den anerkannten Regeln der &rztlichen
Kunst gebotene Behandlung ihrer Erkrankung, um die Ziele der Unterbringung zu
erreichen.

(2) ‘BehandlungsmalRnahmen, die in die kérperliche Unversehrtheit eingreifen,
bediirfen der méglichst schriftlichen Einwilligung der untergebrachten Person. %lm
Ubrigen gelten fir die Einwilligung und die arztliche Aufklarung die Vorschriften der §8§
630d und 630e BGB entsprechend.

(3) BehandlungsmaRnahmen im Sinne des Abs. 1, die dem natiirlichen Willen der
untergebrachten Person widersprechen, sind zuldssig,

1. um die Entscheidungs- und Handlungsfahigkeit der untergebrachten Person
wiederherzustellen, wenn ohne die MalRnahme ihre Entlassung nicht mdglich sein wird,
2. um eine konkrete Gefahr fir das Leben oder eine konkrete schwerwiegende
Gefahr fir die Gesundheit der untergebrachten Person abzuwenden oder

3. um eine konkrete Gefahr fur das Leben oder die Gesundheit einer anderen Person
in der Einrichtung abzuwenden.

(4) 1BehandlungsmalRnahmen nach Abs. 3 dirfen nur angeordnet werden, wenn

1. arztlich Uber Art, Dauer, Erfolgsaussichten und Risiken der beabsichtigten
Mafnahmen aufgeklart wurde,

2. zuvor frihzeitig, ernsthaft und ohne Druck auszutiben versucht wurde, die
Zustimmung der untergebrachten Person zu erhalten,

3. die MalRnahmen geeignet sind, das Behandlungsziel zu erreichen,

4. mildere Mittel keinen Erfolg versprechen,

5. der zu erwartende Nutzen die zu erwartenden Beeintrachtigungen deutlich
Uberwiegt,

6. Art und Dauer auf das zwingend erforderliche Mal3 beschréankt werden und

7. inden Féllen des Abs. 3 Nr. 1 und 2 zusatzlich
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a) die untergebrachte Person krankheitsbedingt zur Einsicht in die Schwere und die
Behandlungsbediirftigkeit ihrer Krankheit oder zum Handeln gemaf dieser Einsicht
nicht fahig ist und

b) der nach § 1901a BGB zu beachtende Wille der untergebrachten Person den
MalRnahmen nicht entgegensteht.

’Die BehandlungsmaRnahmen sind durch eine Arztin oder einen Arzt anzuordnen. *Die
MaRnahmen sind zu dokumentieren und durch eine Arztin oder einen Arzt
durchzufiihren, zu Gberwachen und in regelméaRigen Abstanden auf ihre Eignung,
Notwendigkeit und Angemessenheit zu Uberprifen.

(5) 'Eine Behandlung nach Abs. 3 ist nur mit vorheriger Genehmigung des
zustandigen Gerichts zulassig. 2Der Einwilligung der untergebrachten Person bedarf
es nicht. °Bei Minderjéhrigen tritt an die Stelle der gerichtlichen Genehmigung die
Zustimmung des Personensorgeberechtigten.

(6) *Bei MaRnahmen nach Abs. 3 Nr. 2 und 3 kann bei Gefahr in Verzug von den
Vorgaben gemal Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 5 Satz 1 bis 4 abgesehen
werden. %Die Aufklarung nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 ist nachzuholen, sobald es der
Gesundheitszustand der untergebrachten Person zulésst. °Die Genehmigung nach
Abs. 5 Satz 1 ist unverziglich nachzuholen. “Bei Minderjahrigen ist der
Personensorgeberechtigte unverziiglich zu benachrichtigen.

(7) Kann die erforderliche Behandlungsmafinahme in der Einrichtung nicht
durchgefuhrt werden, ist die untergebrachte Person in ein anderes Krankenhaus oder
eine andere Klinik nach Art. 8 Abs. 1, in ein sonstiges geeignetes Krankenhaus oder
zu einem ambulanten Leistungserbringer, der die gebotene medizinische Versorgung
sicherstellt, zu verbringen.

(8) Korperliche Untersuchungen und Mal3nahmen, die nicht mit einem kdrperlichen
Eingriff verbunden sind, Entnahmen von Haarproben sowie die Gewinnung einer
Urinprobe sind zulassig, auch wenn sie dem natirlichen Willen widersprechen, wenn
sie der Kontrolle und Uberwachung von BehandlungsmaRnahmen, dem
Gesundheitsschutz oder der Hygiene dienen und von einer Arztin oder einem Arzt

angeordnet werden.
20.2 Erlauterungen

20.2.1  ZuAbs.1
Die untergebrachte Person hat einen Anspruch auf Untersuchung und Behandlung
der Krankheit, die Anlass fur die Unterbringung war, etwaiger weiterer psychischer
Erkrankungen und nicht psychischen Erkrankungen. Behandlungen sind alle

medizinischen und therapeutischen MalRnahmen, die darauf ausgerichtet sind, zu
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20.2.2

einer Besserung des Zustandes zu fuhren oder zumindest dessen
Verschlimmerung zu verhindern. Der Begriff ist weit auszulegen und reicht von der
Untersuchung (beispielsweise Entnahmen von Blutproben oder
Rontgenuntersuchungen) bis hin zu Mal3nahmen, die erforderlich sind, um der
untergebrachten Person nach ihrer Entlassung ein eigenverantwortliches Leben in
der Gesellschaft zu ermdglichen. Bei Leistungsberechtigen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz ist der eingeschrankte Leistungsmalfistab des
Asylbewerberleistungsgesetzes zu beachten.

Zu Abs. 2

Abs. 2 ist Ausdruck des grundsatzlich zu respektierenden
Selbstbestimmungsrechts der untergebrachten Person. Die medizinische
Behandlung einer untergebrachten Person, die ihrer Art nach das Grundrecht auf
korperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) berlhrt, greift in dieses
Grundrecht allenfalls dann nicht ein, wenn sie von der frei, auf der Grundlage der
gebotenen arztlichen Aufklarung erteilten Einwilligung der untergebrachten Person
gedeckt ist. Dies setzt voraus, dass die untergebrachte Person

1. einwilligungsfahig ist,

2. keinem unzulassigen Druck ausgesetzt ist, etwa durch das Inaussichtstellen
von Nachteilen im Falle der Behandlungsverweigerung, die sich nicht als
notwendige Konsequenzen aus dem Zustand ergeben, in dem der Betroffene
unbehandelt voraussichtlich verbleiben oder in den er aufgrund der weiteren
Entwicklung voraussichtlich geraten wird (BVerfG, Beschluss vom 23.03.2011 — 2
BVvR 882/09, Rn. 41) und

3. hinreichend arztlich aufgeklart wurde.

Die Einwilligung der untergebrachten Person in Behandlungsmaflnahmen, die in
deren korperliche Integritat eingreifen, ist demnach vorbehaltlich des Abs. 3
notwendig. Unter Einwilligung im Sinne des Abs. 2 ist die Einwilligung fir den
medizinischen Eingriff sowohl in strafrechtlicher als auch in deliktischer Hinsicht zu
verstehen, nicht hingegen eine datenschutzrechtliche Einwilligung. Die Erteilung
der Einwilligung hat auf Grundlage einer umfassenden und den
Verstandnismoglichkeiten der untergebrachten Person entsprechenden arztlichen
Aufklarung zu erfolgen.

Fur die arztliche Aufklarung gilt die Bestimmung des 8§ 630e BGB entsprechend.
Die Aufklarung muss sich daher auf alle fir die Einwilligung wesentlichen
Umstande beziehen, zu denen insbesondere auch Art, Umfang, Durchfiihrung, zu
erwartende Folgen und Risiken der Malinahme, Notwendigkeit, Dringlichkeit,

Eignung, Erfolgsaussichten und Alternativen gehéren (8 630e Abs. 1 BGB). Auch
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fur die Reichweite der Aufklarung, fur die Person des Verpflichteten, den Zeitpunkt
der Aufklarung, ihre Art und Weise, den Adressaten der Aufklarung und ihre
ausnahmsweise Entbehrlichkeit kommen die Bestimmungen des BGB zur
Aufklarung im Rahmen eines Behandlungsvertrages zur Anwendung (8 630e
Abs. 2 bis 5 BGB). Die hiernach hinreichende Aufklarung ist
Wirksamkeitsbedingung fur die Einwilligung (8 630d Abs. 2 BGB).

Fur die Einwilligung in die Behandlungsmal3nahme gelten die Bestimmungen des
8§ 630d BGB entsprechend. Allerdings bedarf die Einwilligung moglichst der
Schriftform. Dieses Formerfordernis dient der Beweisfunktion, soll zudem aber
auch vor ubereilten Entscheidungen schiitzen. Die Einholung einer schriftlichen
Einwilligung kommt insbesondere dann in Betracht, wenn Untersuchungs- und
Behandlungsmaf3nahmen durchgefiihrt werden, die mit besonderen Risiken
verbunden sind.

Die Einwilligung kann jederzeit und ohne Angabe von Griinden formlos widerrufen
werden (§ 630d Abs. 3 BGB).

Kann eine Einwilligung fur eine unaufschiebbare Malinahme nicht rechtzeitig
eingeholt werden, darf sie ohne Einwilligung durchgefiihrt werden, wenn sie dem
mutmalfilichen Willen der untergebrachten Person entspricht (8§ 630d Abs. 1 Satz 4
BGB).

Ist die erwachsene untergebrachte Person in Bezug auf die konkrete Behandlung
nicht einwilligungsfahig, d.h. es fehlt die naturliche Einsichts- und Urteilsfahigkeit,
und liegt keine wirksame Patientenverfligung vor, muss ihr gesetzlicher Vertreter
(Betreuer oder Bevollméachtigter) tiber die Einwilligung entscheiden (8§ 630d Abs. 1
Satz 2 BGB). Insoweit gelten die 88 1896 ff. BGB. Die Geschaftsfahigkeit ist fur
eine wirksame Einwilligung jedoch nicht erforderlich. Einer gerichtlichen
Genehmigung der Einwilligung des gesetzlichen Vertreters bedarf es daher
grundsétzlich nicht. Lediglich in den Féllen des § 1904 Abs. 1 und 2 BGB ist die
Einwilligung des gesetzlichen Vertreters genehmigungsbedurftig, wenn die
behandelnde Arztin oder der behandelnde Arzt und der gesetzliche Vertreter kein
Einvernehmen Uber den nach 8§ 1901a BGB beachtlichen Patientenwillen erzielen
kénnen. Zwar kann als Grundlage einer rechtfertigenden Einwilligung die
Einwilligung einer einwilligungsunfahigen Person nicht dienen; die
Aufklarungspflichten gelten daher in erster Linie gegeniber seinem gesetzlichen
Vertreter (8 630e Abs. 4 BGB). Aber auch eine einwilligungsunfahige Person darf
Uiber das Ob und Wie einer Behandlung, der sie unterzogen wird, grundséatzlich
nicht im Unklaren gelassen werden (BVerfG, BvR 882/09, Rn. 59). Auch die

einwilligungsunfahige betroffene Person muss daher entsprechend ihrer
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20.2.3

Verstandnismoglichkeiten tber die beabsichtige arztliche Malinahme und ihre
Wirkungen informiert werden (8 630e Abs. 5 BGB).

Im Ubrigen bedarf es einer gerichtlichen Entscheidung nach Abs. 5 nur, wenn der
natirliche Wille der betroffenen Person der Behandlung entgegensteht, es sich
also um eine Zwangsmal3nahme handelt. In diesen Féllen ist die Einwilligung der
betroffenen Person oder ihres gesetzlichen Vertreters entbehrlich.

Bei minderjahrigen untergebrachten Personen ist fur die Vornahme von
Behandlungsmaf3nahmen grundsétzlich die Einwilligung des gesetzlichen
Vertreters, in der Regel der Eltern, maf3geblich. Den Vertreter trifft im Rahmen der
Personensorge (Art. 6 Abs. 2 GG bzw. einfachgesetzlich § 1626 Abs. 1 Satz 2Alt.
1 BGB) die Pflicht, Schaden von der Person des Kindes fernzuhalten. Es gelten
insoweit mit Ausnahme der in Abs. 3 geregelten Falle keine Abweichungen von
den allgemeinen Regelungen bei medizinischer Behandlung Minderjahriger.
Behandlungsmafinahmen, die nicht in die kérperliche Integritat der
untergebrachten Person eingreifen (zum Beispiel die Anordnung der Teilnahme an
einer Gruppen- oder Arbeitstherapie, um bei der untergebrachten Person ein
Interesse an der Therapie zu wecken), sind von dem Einwilligungserfordernis nicht
erfasst, da in diesen Féallen kein Eingriff in das Grundrecht auf korperliche
Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) vorliegt.

Zu Abs. 3

Abs. 3 regelt die Zwecke, die eine Zwangsmalinahme rechtfertigen kbnnen.
Zwangsmalfinahmen sind Behandlungsmalnahmen, die gegen den nattrlichen
Willen der untergebrachten Person durchgefiihrt werden. Dem Eingriffscharakter
einer Zwangsmalinahme steht nicht entgegen, dass sie zum Zweck der Heilung
vorgenommen wird. Einen entgegenstehenden naturlichen Willen kann auch die
einwilligungsunfahige betroffene Person bilden. Fir einen entgegenstehenden
naturlichen Willen spielt es keine Rolle, wie dieser zum Ausdruck gebracht wird.
Eine Zwangsmafinahme, die gegen den natirlichen Willen der betroffenen Person
erfolgt, liegt unabhangig davon vor, ob eine gewaltsame Durchsetzung der
MaRnahme erforderlich wird oder die betroffene Person sich bei fortbestehender
Ablehnung in die Mal3nahme fligt und damit die Anwendung kérperlicher Gewalt
entbehrlich macht (BVerfGE 128, 282).

AuRert die betroffene Person inren natirlichen Willen hingegen nicht, weil sie
hierzu nicht willens oder nicht in der Lage ist, so handelt es sich nicht um eine
Behandlungsmal3inahme gegen den nattrlichen Willen der untergebrachten
Person im Sinn dieser Regelung. Vielmehr findet dann die Vorschrift des Abs. 2

Anwendung. Die Regelung in Abs. 3 und 4 dient der Umsetzung der
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20.2.3.1

20.2.3.2

20.2.3.3

Rechtsprechung des BVerfG zu Behandlungsmalinahmen gegen den natirlichen
Willen der untergebrachten Person im Bereich der 6ffentlich- rechtlichen
Unterbringung (BVerfG, Beschluss vom 23.03.2011 — 2 BvR 882/09; BVerfG,
Beschluss vom 19.07.2017 — 2 BvR 2003/14).

Liegen die Voraussetzungen fur eine zuldssige BehandlungsmalRnahme gegen
den naturlichen Willen der untergebrachten Person vor, ist bei
einwilligungsunfahigen erwachsenen betroffenen Personen die Einwilligung des

gesetzlichen Vertreters abweichend von der Regelung in Abs. 2 nicht erforderlich.

ZuUNr. 1

Die Regelung erlaubt Behandlungsmafnahmen gegen den natirlichen Willen der
untergebrachten Person zu dem Zweck, die Unterbringung so bald wie moglich zu
beenden und die betroffene Person in die Freiheit entlassen zu kénnen (BVerfG,
Beschluss vom 19.07.17 — 2 BvR 2003/14).

Zu Nr. 2

Die Regelung in Nr. 2 ist Ausdruck des Schutzauftrags des Staates gegenlber
untergebrachten Personen und schafft eine gesetzliche Grundlage fir ein Handeln
in Situationen, in denen das Selbstbestimmungsrecht der untergebrachten Person
zugunsten ihrer eigenen hdherrangigen geschutzten Interessen zuriicktritt. Eine
Zwangsmafnahme zum Wohl der betroffenen Person ist zulassig, um eine
konkrete Gefahr fur ihr Leben oder eine konkrete schwerwiegende Gefahr fir ihre
Gesundheit abzuwenden. In weniger gewichtigen Fallen stehen die durch die
Uberwindung ihres nattrlichen Willens entstehenden Belastungen auRer

Verhéaltnis zum Nutzen der MalRnahme.

Zu Nr. 3

Nach Nr. 3 ist eine Behandlungsmal3nahme gegen den naturlichen Willen der
untergebrachten Person zum Schutz des Lebens oder der Gesundheit anderer
Personen in der Einrichtung zuléassig. Angesichts der erheblichen, mit einer
BehandlungsmalRnahme gegen den nattrlichen Willen der untergebrachten
Person einhergehenden Belastungen, ist die BehandlungsmalRnahme nur bei
einer konkreten Gefahr fur das Leben oder die Gesundheit einer anderen Person
in der Einrichtung zuléssig. Andere Personen, die sich in der Einrichtung befinden,
sind etwa Arzte, Pflegekrafte, sonstige in der Einrichtung beschaftigte Personen,
andere Patientinnen oder Patienten, Besucher oder Besucherinnen. Die Regelung

erlaubt hingegen keine BehandlungsmalRnahme gegen den natirlichen Willen der
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20.2.4

20.24.1

20.2.4.2

untergebrachten Person zum Schutz von Personen, die sich aul3erhalb der

Einrichtung aufhalten.

Zu Abs. 4

Das BVerfG hat mit Beschluss vom 19.07.2017, a. a. O., entschieden, dass die fur
den Bereich der Unterbringung im Mafregelvollzug geltenden materiellen und
verfahrensrechtlichen Vorgaben fur Zwangsmafnahmen (vgl. BVerfG vom
23.03.2011 - 2 BvR 882/09; BVerfG vom 12.10.2011 — 2 BvR 633/11; BVerfG
vom 20.02.2013 — 2 BvR 228/12), auch fur den Bereich der 6ffentlich-rechtlichen
Unterbringung gelten. Eine Zwangsmaf3nahme ist nur zulassig, wenn alle in Abs. 4
genannten Voraussetzungen kumulativ erfillt sind. Die Behandlungsmal3hahme
wird durch die arztliche Leitung der Einrichtung angeordnet (vgl. Art. 9 Abs. 1

Nr. 2).

Die Anordnung und Beendigung der Behandlungsmaflinahme gegen den
natirlichen Willen der untergebrachten Person sowie die Griinde der Anordnung,
die Wirkungsuberwachung und deren Ausflihrung sowie die nach Nrn. 1 bis 3
unternommenen MafRnahmen sind zu dokumentieren. Im Nachgang zur
Behandlungsmaf3nahme soll mit der untergebrachten Person eine
Nachbesprechung erfolgen. Die Nachbesprechung dient der Entlastung nach

Zwangserfahrung und der Beziehungsgestaltung.

Zu Satz 1 Nr. 1

Arztliche ZwangsmaRnahmen dirfen wegen des mit ihnen verbundenen
erheblichen Grundrechtseingriffs nur das letzte Mittel sein. Vorrangig muss
versucht werden, der betroffenen Person die Malinahme verstéandlich zu machen
und diese — wenn moglich — im einvernehmlichen Zusammenwirken mit ihr
umzusetzen. Das setzt voraus, dass die betroffene Person zunéchst Gber die
beabsichtigte medizinische Maflinahme aufzuklaren ist. Vor der Anordnung einer
Zwangsmafinahme muss die betroffene Person daher grundséatzlich —
entsprechend ihrer Verstandnismaglichkeiten — Uber die beabsichtigte MalRnahme
und ihre Wirkungen informiert werden. Hier gelten die Ausfiilhrungen zum Umfang

der Aufklarung gemafi Abs. 2 entsprechend.

Zu Satz 1 Nr. 2

Mit Nr. 2 wird klargestellt, dass entsprechend den Vorgaben des BVerfG
(Beschluss vom 23.03.2011 — 2 BvR 882/09, BVerfGE 128, 282 — 322) und der
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH, Beschluss vom 04.06.2014 — XII
ZB 121/14, BGHZ 201, 324 — 334) der Behandlungsmaf3nahme gegen den
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20.2.4.3

20.24.4

20.2.4.5

natirlichen Willen der untergebrachten Person — soweit die betroffene Person
gesprachsfahig ist — der ernsthafte, ohne Austibung von unzuldssigem Druck und
mit dem ndtigen Zeitaufwand erfolgte Versuch vorausgegangen sein muss, bei der
untergebrachten Person eine auf Vertrauen gegrundete Zustimmung zu der
Behandlungsmal3nahme zu erreichen. Eine geheime Verabreichung von

Medikamenten ist unzulassig.

Zu Satz 1 Nr. 3
Die Zwangsmaf3nahme ist nur zulassig, wenn sie zur Erreichung des jeweils mit

ihr verfolgten Zwecks (Abs. 1 Nr. 1 bis 3) geeignet ist.

Zu Satz1Nr. 4

Eine ZwangsmalRnahme muss stets ultima ratio sein. Sie kommt nur in Betracht,
wenn mildere, die betroffene Person weniger belastende MaRnahmen keinen
Erfolg versprechen, um den Zweck der Behandlungsmafl3nahme gegen den
natirlichen Willen der untergebrachten Person zu erreichen. Die Frage, ob
alternative MalRnahmen die betroffene Person weniger belasten, ist aus Sicht der

betroffenen Person zu beantworten.

Zu Satz 1 Nr. 5

Nr. 5 setzt voraus, dass der Nutzen die zu erwartenden Beeintrachtigungen
deutlich iberwiegen muss. Uber die Geeignetheit und Erforderlichkeit hinaus ist
Voraussetzung fur die Rechtfertigung einer Zwangsmafnahme, dass sie fur die
betroffene Person nicht mit Belastungen verbunden ist, die auf3er Verhéaltnis zu
dem erwartbaren Nutzen stehen. Die Angemessenheit ist nur gewahrt, wenn unter
Beruicksichtigung der jeweiligen Wahrscheinlichkeiten der zu erwartende Nutzen
der Behandlung den moglichen Schaden der Nichtbehandlung Giberwiegt. Im
Hinblick auf die bestehenden Prognoseunsicherheiten und sonstigen
methodischen Schwierigkeiten des hierfur erforderlichen Vergleichs trifft es die
grundrechtlichen Anforderungen, wenn in medizinischen Fachkreisen ein deutlich
feststellbares Uberwiegen des Nutzens gefordert wird (BVerfG BvR 882/009,

Rn. 61). Bei der Folgenabwagung nach Nr. 5, die in den Fallen des Abs. 3 Nr. 1
und 2 aus Sicht der betroffenen Person vorzunehmen ist, sind auch mégliche
Nebenwirkungen der MaRnahme und die Ergebnisse bereits erfolgter
Behandlungen zu berticksichtigen.

Die Folgenabwagung im Rahmen der BehandlungsmafRnahme gegen den
natirlichen Willen der untergebrachten Person zur Abwehr einer Lebensgefahr

bzw. eines gesundheitlichen Schadens fiir andere Personen (Abs. 3 Nr. 3) ist
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20.2.4.6

20.2.4.7

hingegen nach einem objektiven Mal3stab durchzufiihren. Hierbei ist zu
berlcksichtigen, dass im Notfall auch schwerwiegende Beeintrachtigungen durch
eine BehandlungsmalRnahme gegen den natirlichen Willen der untergebrachten
Person hingenommen werden mussen, wenn das Leben der anderen Person
durch mildere Malinahmen nicht geschitzt werden kann. Das Gleiche gilt fur
erhebliche Gefahren der Gesundheit einer anderen Person.

Zu Satz 1 Nr. 6

Der VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz gilt nicht nur fir das Ob einer
Behandlungsmal3nahme gegen den nattrlichen Willen der untergebrachten
Person, sondern auch fur das Wie. Art und Dauer der Mal3nahme durfen nicht

Uber das erforderliche Maf? hinausgehen.

Zu Satz 1 Nr. 7

Behandlungsmaflinahmen gegen den naturlichen Willen der untergebrachten
Person zum Schutz der betroffenen Person selbst (vgl. Abs. 3 Nr. 1 und 2) sind
wegen des zu beachtenden Selbstbestimmungsrechts nur moglich, wenn die
untergebrachte Person zur Wahrnehmung ihrer eigenen Interessen (sei es auf
Wiedererlangung der Freiheit oder auf Vermeidung von erheblichen
gesundheitlichen Nachteilen) infolge krankheitsbedingter Einsichtsunfahigkeit nicht
in der Lage ist (vgl. BVerfG, Beschluss vom 19.07.17 — 2 BvR 2003/14, Rn. 32).
Abs. 4 Satz 1 Nr. 7 Buchst. a setzt fur die Behandlungsmafinahme gegen den
naturlichen Willen der untergebrachten Person zum Schutz ihrer selbst daher
zwingend voraus, dass sie aufgrund einer Krankheit die Notwendigkeit der
arztlichen Mafinahme nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln
kann. Wer seinen freien Willen bilden kann, hat im Rahmen des Rechts zur
Selbstbestimmung auch die Freiheit zur Krankheit. Entscheidet sich die betroffene
Person mit freiem Willen gegen eine arztliche Behandlung, ist dies als Ausdruck
der Selbstbestimmung zu akzeptieren.

Das Selbstbestimmungsrecht gebietet zudem, dass Behandlungsmaflinahmen
gegen den naturlichen Willen der untergebrachten Person zum Schutz der
untergebrachten Person selbst (vgl. Abs. 3 Nr. 1 und 2) unterbleiben missen,
wenn ein nach § 1901a BGB zu beachtender Wille der untergebrachten Person
Behandlungsmal3inahmen entgegensteht (BVerfG, Beschluss vom 14.06.2015 —
2 BVR 1549/14 und 2 BvR 1550/14, FamRZ 2015, 1589 ff.). Denn die
Festlegungen in einer Patientenverfigung nach § 1901a Abs. 1 BGB, die
Behandlungswiinsche der betroffenen Person und ihr mutmalflicher Wille nach
§ 1901a Abs. 2 BGB sind in dieser Reihenfolge auch mal3geblich fur die
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20.2.4.8

Entscheidung, ob eine arztliche Zwangsmafinahme zur Beseitigung einer
Eigengefahrdung vorgenommen werden darf. Im gerichtlichen Verfahren ist dies
von Amts wegen zu klaren. Wenn eine auf die aktuelle Lebens- und
Behandlungssituation zutreffende Patientenverfligung vorliegt, muss diese auch
bei der Frage, ob eine Zwangsmalfinahme erfolgen darf, beachtet werden. Liegt
keine Patientenverfiigung vor oder treffen die Festlegungen nicht auf die aktuelle
Lebens- und Behandlungssituation zu, mussen die Behandlungswiinsche oder der
mutmaliliche Wille der betroffenen Person beachtet werden. Mal3geblich sind
Behandlungswiinsche der betroffenen Person nur, wenn sie im
einwilligungsfahigen Zustand ge&aufRert wurden. Auch der Mal3stab des
mutmalfilichen Willens bezieht sich auf die Frage, wie die betroffene Person selbst
entscheiden wirde, wenn sie einwilligungsfahig ware. Im Gegensatz zu
Behandlungsmaflinahmen gegen den naturlichen Willen der untergebrachten
Person zum Schutz ihrer selbst, finden die Regelungen der Nr. 7 auf eine zum
Schutz Dritter angeordnete Behandlungsmalinahmen gegen den natirlichen
Willen der untergebrachten Person (Abs. 3 Nr. 3) keine Anwendung. Da das
Selbstbestimmungsrecht der betroffenen Person seine Grenze in den
Grundrechten Dritter findet, sind BehandlungsmalRnahmen zum Schutz Dritter
ohne Ricksicht auf die Einsichtsfahigkeit der betroffenen Person oder ihren
entgegenstehenden freien Patientenwillen im Sinne von 81901 a Abs. 1 BGB
zuléssig.

Dies — d. h. die Unbeachtlichkeit der Anforderungen in Art. 20 Abs. 4 Satz 1 Nr. 7
— gilt auch dann, wenn die arztliche Zwangsmal3hahme Doppelrelevanz aufweist,
also sowohl der Abwehr einer konkreten Gefahr fur Dritte in der Einrichtung dient
als auch der Wiederherstellung der Entscheidungs- und Handlungsfahigkeit der
untergebrachten Person, wenn ohne die MaRnahme ihre Entlassung nicht méglich

sein wird.

Zu Satz 2

Die BehandlungsmalRhahmen mussen durch die arztliche Leitung, jedenfalls durch
eine Arztin oder einen Arzt angeordnet werden (Art. 9 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 Satz 1
und Art. 20 Abs. 3 Satz 2). Der Trager der Einrichtung hat sicherzustellen, dass
das arztliche Personal, das die BehandlungsmalRnhahmen anordnet oder an ihnen
mitwirkt, nur mit Zustimmung der arztlichen Leitung oder mit Zustimmung einer fr
diese Faille beauftragten Arztin und eines fiir diese Falle beauftragten Arztes tétig
werden darf, und dass konkrete (Dienst-) Anweisungen bestehen, wie die

jeweiligen Personen ihre Tatigkeit auszuliben haben
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20.2.49 ZuSatz3

20.2.5

Nach Satz 3 sind die MaRnahmen zu dokumentieren, durch eine Arztin oder einen
Arzt auszufuihren, zu Uberwachen und in regelméaRigen Abstanden auf ihre
Eignung, Notwendigkeit und Angemessenheit zu Uberprifen. Es sind die
folgenden Umsténde zu dokumentieren (vgl. BVerfG, Beschluss vom 19.07.2017 —
2 BvR 2003/14, Rn. 33): Tatsache, Art und Umfang der Behandlung,
Zwangscharakter der Behandlung, Durchsetzungsweise der Behandlung, Griinde
der Behandlung, Wirkungstiberwachung der Behandlung. Zusétzlich sind die nach
Art. 20 Abs. 4 Nr. 1 und 2 unternommenen MaflRnahmen zu dokumentieren. Dies
dient der Sicherung der Verhaltnismafigkeit des Eingriffs sowie einem effektiven
Rechtsschutz der untergebrachten Person. Weiter soll die Dokumentation eine
Behandlungskontinuitat auch bei wechselnder arztlicher Betreuung sicherstellen
sowie eine systematische verbesserungsorientierte Qualitatskontrolle und
Evaluation ermdglichen. Im Ubrigen liegen die Festlegung der
dokumentationspflichtigen Personen sowie Art und Umfang der Dokumentation in

der Verantwortung der Einrichtung.

Zu Abs. 5

In Abs. 5 ist geregelt, dass die Anordnung einer Zwangsmafinahme dem
Richtervorbehalt unterliegt. Widerspricht die Behandlung dem nattirlichen Willen
der untergebrachten Person, ist bei volljghrigen Personen durch die Einrichtung
zwingend eine gerichtliche Entscheidung des nach § 313 Abs. 3 FamFG
zustandigen Gerichts Uber die RechtméaRigkeit der Behandlungsmaflinahme gegen
den nattrlichen Willen der untergebrachten Person zu beantragen. Die
gerichtliche Genehmigung muss vor Durchfihrung der MaRhahme vorliegen.
Durch das gerichtliche Genehmigungsverfahren in Satz 1 wird entsprechend den
verfassungsgerichtlichen Vorgaben sichergestellt, dass dem haufig
schwerwiegenden Eingriff eine Prifung der MaRnahme durch Dritte in gesicherter
Unabhangigkeit vorausgeht (vgl. BVerfG, Beschluss vom 19.07.17 — 2 BvR
2003/14, Rn. 33). Zum anderen gewahrleistet das gerichtliche
Genehmigungsverfahren den grundrechtlich gebotenen gerichtlichen
Rechtsschutz (vgl. BVerfG, a. a. O, Rn. 33). Fir das gerichtliche Verfahren gelten
die Vorschriften des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG). Das Gericht muss
daher die zur Feststellung der entscheidungserheblichen Tatsachen erforderlichen
Ermittlungen von Amts wegen durchfihren. Insbesondere finden gem. 8 312 Nr. 4
FamFG die Vorschriften der 88§ 313 ff. FamFG Anwendung. Eines Antrags der

betroffenen Person auf gerichtliche Entscheidung bedarf es nicht. Der Inhalt des
70



vorzulegenden Vorgangs muss dem Gericht die Beurteilung erméglichen, ob die
Voraussetzungen der Abs. 3 und 4 vorliegen. Die untergebrachte Person ist in
dem gerichtlichen Verfahren gem. § 315 Abs. 1 Nr. 1 FamFG Mussbeteiligter. Das
Gleiche gilt fur einen Betreuer oder einen Bevollméchtigten im Sinne des § 1896
Abs. 2 Satz 2 BGB, wenn ein solcher vorhanden ist. Die untergebrachte Person ist
gem. 8 316 FamFG ohne Rucksicht auf inre Geschaftsfahigkeit fur das Verfahren
nach 88 313 ff. FamFG verfahrensfahig. Der betroffenen Person ist zwingend ein
Verfahrenspfleger zu bestellen, 8 317 Abs. 1 Satz 3 FamFG. Die Rechte der
betroffenen Person werden dadurch gewahrt, dass sie vor der Zustimmung zur
BehandlungsmafRnahmen gegen den naturlichen Willen durch das Gericht
persdnlich anzuhoren ist, 8 319 Abs. 1 FamFG. Das Gericht muss die betroffene
Person ferner Uber den moglichen Verfahrensverlauf unterrichten, § 319 Abs. 2
FamFG. Das Gericht muss eine férmliche Beweisaufnahme durch Einholung eines
Gutachtens zu den Voraussetzungen des Abs. 3 durchfiihren, § 321 Abs. 1
FamFG. Der Sachverstandige soll Arztin oder Arzt fiir Psychiatrie und muss Arztin
oder Arzt mit Erfahrung auf dem Gebiet der Psychiatrie sein. Um die
Unvoreingenommenheit der arztlichen Begutachtung sicherzustellen, soll der
Sachverstandige nicht die zwangsbehandelnde Arztin oder der
zwangsbehandelnde Arzt sein. In der Regel muss daher ein auf3enstehender
Sachverstandiger hinzugezogen werden. Nur in Eilfallen, wenn die Zuziehung
eines aulRenstehenden Sachverstandigen zur Folge hatte, dass eine gerichtliche
Entscheidung nicht mehr rechtzeitig ergehen kdnnte und stattdessen die
Eilanordnungsbefugnis des Abs. 6 zum Tragen kdme, kann auf die Zuziehung
eines aul3enstehenden Sachversténdigen verzichtet werden. Der gerichtliche
Beschluss muss zudem Anordnungen zur Dokumentation der
BehandlungsmalRnahme gegen den nattrlichen Willen der untergebrachten
Person beinhalten, § 323 Abs. 2 FamFG. Die Anordnung der
BehandlungsmalRnahme darf die Dauer von sechs Wochen nicht tberschreiten,
wenn sie nicht vorher verlangert wird, 8 329 Abs. 1 Satz 2 FamFG.

Bei Minderjahrigen tritt an die Stelle der gerichtlichen Genehmigung die
Zustimmung des Personensorgeberechtigten, regelméfig die der Eltern. Diesen
steht das nach Art. 6 Abs. 2 GG geschutzte Recht zur Entscheidung Uber die
medizinische Behandlung ihres Kindes zu. Verweigert der
Personensorgeberechtigte die Zustimmung zu einer notwendigen Behandlung und
gefahrdet damit das Wohl des Kindes, so muss in einem familiengerichtlichen
Verfahren tber einen (teilweisen) Entzug des Sorgerechts nach § 1666 BGB

entschieden werden.
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20.2.6

20.2.7

20.2.8

21.

21.1

Zu Abs. 6

Abs. 6 normiert, dass im Fall von Malinahmen nach Abs. 3 Nr. 2 und 3 bei Gefahr
im Verzug von den Vorgaben des Abs. 4 Nr. 1 und 2 und Abs. 5 abgesehen
werden kann, da diesen Vorgaben aufgrund der gebotenen Eile in der Regel nicht
nachgekommen werden kann. Die Aufklarung ist nachzuholen, soweit der
Gesundheitszustand der untergebrachten Person dies erlaubt; die gerichtliche
Genehmigung nach Abs. 5 Satz 1 ist unverziglich nachzuholen. Bei
Minderjahrigen ist der Personensorgeberechtigte unverziglich zu informieren.
Insbesondere bei Behandlungsmalnahmen aus Grinden des Art. 20 Abs. 3 Nr. 3,
zum Schutze einer anderen Person, ist dem Grundsatz der Verhaltnismagigkeit
bei der Beurteilung der Gefahr im Verzug in besonderer Weise Rechnung zu

tragen.

Zu Abs. 7

Die Einrichtung, in der die betroffene Person untergebracht ist, wird nicht immer
fur die Behandlung samtlicher Erkrankungen geeignet sein. Kann die erforderliche
Behandlung in der Einrichtung nicht durchgefiihrt werden, ist die betroffene
Person in ein hierfiir geeignetes Krankenhaus, eine geeignete Klinik oder zu
einem ambulanten Leistungserbringer zu verbringen und die Behandlung dort
durchzufiihren. Bei Zwangsmafinahmen zur Behandlung ist zu beachten, dass
das Krankenhaus, die Klinik oder der ambulante Leistungserbringer auch die
medizinische Versorgung, die im Rahmen einer BehandlungsmafRnahme gegen
den naturlichen Willen der untergebrachten Person einschlief3lich der

erforderlichen Nachbehandlung geboten ist, gewéhrleisten kbnnen muss.

Zu Abs. 8

Fur BehandlungsmaRnahmen, von denen in der Regel keine nachteiligen
Wirkungen zu erwarten sind, gelten die Abs. 2 bis 7 nicht, wenn sie der Kontrolle
von BehandlungsmalRnahmen, dem Gesundheitsschutz oder der Hygiene dienen

und von einer Arztin oder einem Arzt angeordnet sind.

Kapitel 5
Gestaltung der Unterbringung, Entlassung

Erlauterungen zu Art. 21

Wortlaut
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Art. 21

Personlicher Besitz und Ausstattung des Unterbringungsraums

(1) Die untergebrachte Person hat das Recht, personliche Gegensténde zu erwerben,
zu benutzen und in ihrem Zimmer aufzubewahren sowie ihre personliche Kleidung zu
tragen, soweit die Ziele der Unterbringung, die Sicherheit, das geordnete
Zusammenleben in der Einrichtung oder die Ubersichtlichkeit des
Unterbringungsraums nicht gefahrdet werden.

(2) *Ausgeschlossene Gegenstande werden auf Kosten der untergebrachten Person
aufbewahrt oder an eine von ihr benannte Person tbergeben oder versandt.
“Andernfalls werden sie auf Kosten der untergebrachten Person aus der Einrichtung
entfernt.

(3) Der Besitz von Bild-, Ton- und Datentragern kann davon abhangig gemacht
werden, dass die untergebrachte Person deren Uberpriifung zustimmt.

(4) Die untergebrachte Person darf Presseerzeugnisse in angemessenem Umfang
durch Vermittlung der Einrichtung beziehen, sofern diese nicht geeignet sind, die Ziele

der Unterbringung zu gefahrden.
21.2 Erlauterungen

Abs. 1 und 2 aktualisieren die bisher in Art. 14 UnterbrG geregelten Rechte und
Pflichten und gestalten das Recht der untergebrachten Personen auf Ausstattung des
Unterbringungsraums sowie des personlichen Besitzes detaillierter aus. Art. 21
berlcksichtigt dabei die Individualinteressen der untergebrachten Personen, die
Interessen bei einer gemeinsamen Unterbringung mehrerer Personen in einem
Unterbringungsraum sowie die Interessen der Einrichtung an der Aufrechterhaltung der

Sicherheit oder des geordneten Zusammenlebens in der Einrichtung.

21.2.1 Zu Abs. 1
Die untergebrachte Person hat das Recht, personliche Gegenstande zu erwerben,
zu benutzen und in ihrem Zimmer aufzubewahren sowie ihre persdnliche Kleidung
zu tragen, soweit keine gesundheitlichen Nachteile fir die untergebrachte Person
oder andere Personen zu beflrchten sind oder soweit die Sicherheit (zum Beispiel
Brandschutz) oder das geordnete Zusammenleben in der Einrichtung nicht
gefahrdet wird. Hierzu gehort ein in Abhangigkeit von den konkreten Verhaltnissen
in der Einrichtung in angemessenem Umfang persoénlich gestaltbarer Wohn- und
Schlafbereich. Unter den personlich gestaltbaren Wohn- und Schlafbereich fallen
nicht die allen untergebrachten Personen zugewiesenen Gemeinschaftsrdume.

Die sichere Aufbewahrung persotnlicher Habseligkeiten ist sicherzustellen.
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21.2.2

21.2.3

21.2.4

Zu Abs. 2

Abs. 1 gewahrt der Einrichtung die Befugnis, der untergebrachten Person nach
Abs. 1 Halbsatz 2 ausgeschlossene Gegensténde zu entziehen. Abs. 2 regelt den
Umgang mit ausgeschlossenen Gegenstanden.

Von der Nutzung ausgeschlossene Gegenstande kdnnen zeitlich befristet in
geeigneter Weise aufbewahrt werden, soweit dies nach Art und Umfang moglich
ist und fur die Einrichtung keine Kosten entstehen. Ein Anspruch auf
Aufbewahrung besteht nicht. Erfolgt eine Aufbewahrung, gelten die Regeln der
verwaltungsrechtlichen Verwahrungsverhaltnisse, d. h. die Einrichtung hat die
Sachen mit derselben Sorgfalt aufzubewahren, mit der eigenes Eigentum
behandelt wird. Ist eine Aufbewahrung nach Art (zum Beispiel verderbliche Waren,
Tiere) oder Umfang (zum Beispiel Hausrat, Mobel) nicht mdglich, sind die
Gegenstande auch gegen den Willen der untergebrachten Person, jedoch unter
Wahrung ihrer berechtigten Interessen, an eine von ihr benannte Person zu
Ubergeben oder zu versenden, sofern der Einrichtung dadurch keine Kosten
entstehen. Ist auch dies nicht méglich, besteht eine Verwertungsbefugnis der

Einrichtung zugunsten der untergebrachten Person.

Zu Abs. 3

Abs. 3 regelt die Nutzung digitaler Medien. Der Besitz von Bild-, Ton- und
Datentragern kann von deren Uberpriifung abhangig gemacht werden. Da Bild-,
Ton- und Datentrager als solche nicht den in Abs. 1 Halbsatz 2 bestimmten
ausgeschlossenen Gegenstanden zuzuordnen sind, ihr Inhalt aber dazu fiihren
kann, dass ihr Besitz im Einzelfall zu untersagen ist, kann es erforderlich sein,
ihren Besitz von einer vorherigen Uberpriifung abhangig zu machen. Bei der
Uberprifung ist der unantastbare Kernbereich der privaten Lebensgestaltung der
untergebrachten Person zu wahren. Zur Entfaltung der Personlichkeit im
Kernbereich privater Lebensgestaltung gehort die Mdglichkeit, innere Vorgange
wie Empfindungen und Gefiihle sowie Uberlegungen, Ansichten und Erlebnisse
hdchstpersonlicher Art zum Ausdruck zu bringen. Abs. 3 enthalt lediglich eine
entsprechende Befugnis zur Uberpriifung fur die Einrichtung und begriindet keinen
Anspruch der untergebrachten Personen auf den Besitz von Bild-, Ton- und

Datentragern.

Zu Abs. 4
Gemal Abs. 4 dirfen von der untergebrachten Person auch Presseerzeugnisse,
d. h. Zeitungen und Zeitschriften, in angemessenem Umfang bezogen werden.

Um eine Geféahrdung der Erreichung der Ziele der Unterbringung auszuschlief3en,
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ist insoweit die Vermittlung durch die Einrichtung erforderlich. Dies &ndert aber
nichts daran, dass ausschliel3lich die untergebrachte Person Vertragspartner
entsprechender Vertrage ist.

22. Erlauterungen zu Art. 22
22.1 Wortlaut

Art. 22

Arbeits- und Beschaftigungstherapie, therapiefreie Zeit

(1) Die Einrichtung soll der untergebrachten Person Arbeits- und
Beschaftigungstherapie anbieten und sie dazu anhalten, in Abhangigkeit von deren
Gesundheitszustand daran teilzunehmen.

(2) 'Die untergebrachte Person erhélt Gelegenheit und Anregungen, ihre therapiefreie
Zeit in einer fiir sie sinnvollen Weise zu gestalten. 2Der untergebrachten Person ist

taglich mindestens eine Stunde Aufenthalt im Freien zu ermdglichen.
22.2 Erlauterungen

2221  ZuAbs.1
Abs. 1 hebt die Bedeutung von Arbeits- und Beschéftigungstherapien im Rahmen

der Behandlung der untergebrachten Person hervor.

22.2.2  ZuAbs. 2
Nach Abs. 2 erhalt die untergebrachte Person Gelegenheit und Anregungen, ihre
therapiefreie Zeit in einer fir sie sinnvollen Weise zu gestalten. Ein subjektives
Recht der untergebrachten Personen auf Durchfiihrung einer bestimmten
Mafinahme existiert nicht. Der untergebrachten Person ist taglich mindestens eine
Stunde Aufenthalt im Freien zu ermdéglichen. Eine Beschrankung dieses Rechts ist
nur zuldssig, wenn andernfalls die Ziele der Unterbringung, die Sicherheit oder
das geordnete Zusammenleben in der Einrichtung gefahrdet wiirden oder der

Aufwand fur Sicherung und Kontrolle unverhaltnismanig hoch ware.

23. Erlauterungen zu Art 23
23.1 Wortlaut

Art. 23

Besuch

(1) Die untergebrachte Person darf innerhalb der fiir die Einrichtung tblichen

Besuchszeiten regelmafig Besuch empfangen.
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23.2

23.21

(2) *zur Sicherung der Ziele der Unterbringung, aus Griinden der Sicherheit oder des
geordneten Zusammenlebens in der Einrichtung kdnnen Besuche

1. untersagt werden,

2. davon abhangig gemacht werden, dass sich die Besucher durchsuchen oder mit
technischen Mitteln oder sonstigen Hilfsmitteln auf verbotene Gegensténde absuchen
lassen, oder

3. Uberwacht werden.

’In den Fallen des Satzes 1 Nr. 2 findet Art. 28 Abs. 1 Satz 2 bis 6 entsprechende
Anwendung.

(3) 'Ein Besuch darf abgebrochen werden, wenn Besucher oder die untergebrachte
Person gegen die Vorschriften dieses Gesetzes oder die auf Grund dieses Gesetzes
getroffenen Anordnungen trotz Abmahnung versto3en. ,Die Abmahnung unterbleibt,
wenn es unerlasslich ist, den Besuch sofort abzubrechen.

(4) Die Ubergabe von Gegenstanden kann aus den in Abs. 2 genannten Griinden
untersagt werden.

(5) 'Besuche der gesetzlichen Vertretung, der Verfahrenspfleger, der in einer
Angelegenheit der Betroffenen tatigen Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte oder
Notarinnen und Notare dirfen nicht Gberwacht, untersagt oder abgebrochen werden.
Schriftstiicke und sonstige Unterlagen, die diese Personen mit sich filhren, werden
nicht Giberprift. *Firr die Ubergabe anderer Gegensténde bleibt Abs. 4 unberiihrt.

(6) 'Kenntnisse aus der Uberwachung von Besuchen sind vertraulich zu behandeln.
“Sie diirfen nur verwertet werden, soweit dies

1. aus Grunden der Behandlung geboten ist oder

2. notwendig ist, um die Sicherheit oder Ordnung in der Einrichtung zu wahren,
Gefahren abzuwehren sowie Straftaten zu verhiten, zu unterbinden oder zu verfolgen.
®In den Fallen des Satzes 2 Nr. 1 soll die untergebrachte Person gehért werden, wenn
nicht Griinde der Behandlung entgegenstehen. “Die Kenntnisse diirfen nur den firr die
Unterbringung zustandigen Bediensteten, der Fachaufsichtsbehorde sowie den
Gerichten und Behdrden mitgeteilt werden, die zustandig sind, Gefahren abzuwehren

sowie Straftaten zu verhiten, zu unterbinden oder zu verfolgen.
Erlauterungen

Zu Abs. 1

Der untergebrachten Person wird im Sinne des Art. 17 Abs. 2 Buchst. d der UN-
Konvention gegen Verschwindenlassen gestattet, mit ihrer Familie oder jeder
anderen Person ihrer Wahl vorbehaltlich der gesetzlich vorgesehenen

Beschréankungen zu verkehren und von diesen regelmé&Rig besucht zu werden. Bei

76



23.2.2

23.2.3

23.24

Minderjahrigen ist bei der Ausgestaltung der Besuchszeiten das nach Art. 6 Abs. 2

GG geschiitzte Elternrecht angemessen zu berucksichtigen.

Zu Abs. 2

Mit Abs. 2 wird die zur Einschrankung des Besuchsrechts erforderliche gesetzliche
Grundlage geschaffen, wobei hier Beschrankungen eine Ausnahme bleiben
sollen. Die Untersagung, Einschrankung oder Uberwachung von Besuchen nach
Abs. 2 obliegt gem. Art. 9 Abs. 1 Nr. 4 der arztlichen Leitung. Dies entspricht der
bisherigen Regelung des Art. 15 Abs. 2 UnterbrG. Beschrankungen von Besuchen
konnen zunéchst bei einer Gefahrdung der Erreichung der Ziele der Unterbringung
erfolgen, zum Beispiel wenn aus der Behandlung der untergebrachten Person
bekannt ist, dass die Kontaktaufnahme mit einer bestimmten Person fir deren
Gesundheitszustand oder Therapieaussichten nachteilige Wirkungen haben
wilrde. Zudem kdnnen Beschrankungen aus Sicherheitsgriinden erforderlich
werden, zum Beispiel wenn die untergebrachte Person und ihr Besucher einer
Vereinigung zuzuordnen sind, aus der die Begehung von Straftaten droht, oder
wenn beide suchtmittelabhéngig sind, so dass die Gefahr des Einschleusens von
legalen oder illegalen Rauschmitteln besteht. Einem Ausschluss von Besuch sind
nach Mdglichkeit andere, minder schwerwiegende Beschrankungen, wie zum
Beispiel die Uberwachung des Besuchs oder die Durchsuchung des Besuchers
vorzuziehen. Fur die Durchsuchung bzw. das Absuchen der Besucher gem. Abs.
Nr. 2 gilt Art. 28 Abs. 1 Satz 2 bis 6 entsprechend (Abs. 2 Satz 3). Vgl. hierzu auch
die Erlauterungen zu Art. 28 Abs. 1. Auch kénnen und sollen nahe Angehdérige
nicht fir langere Zeit vom Besuch ausgeschlossen werden (Art. 6 GG).

Zu Abs. 3

Ein Besuch darf abgebrochen werden, wenn Besucher oder die untergebrachte
Person gegen die Vorschriften dieses Gesetzes oder eine auf Grund dieses
Gesetzes getroffene Anordnung trotz Abmahnung versto3en. Wegen des
VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes bedarf es der vorherigen Abmahnung. Diese
darf nur dann nach Satz 2 unterbleiben, wenn es unerlasslich ist, den Besuch

sofort abzubrechen.

Zu Abs. 4

Diese Vorschrift ermdglicht, die Ubergabe sicherheits- oder therapiegefahrdender
Gegenstande zu unterbinden. Die Regelung betrifft sowohl die Ubergabe von
Gegenstanden an die untergebrachte Person als auch von der untergebrachten

Person an den Besucher oder die Besucherin.
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23.2.5

23.2.6

24,

241

Zu Abs. 5

Abs. 5 dient dem Schutz des Vertrauensverhéltnisses zwischen bestimmten
Berufsangehdrigen und den untergebrachten Personen, die ihre Hilfe und
Sachkunde in Anspruch nehmen. In Satz 1 wird fir Besuche dieser
Personengruppe ein grundsatzliches Uberwachungs-, Untersagungs- und
Abbruchsverbot konstituiert. Satz 2 sieht ein grundsatzliches Uberprufungsverbot

von Schriftstlicken vor.

Zu Abs. 6

In Satz 1 ist ein grundséatzliches Verwertungsverbot von Kenntnissen aus der
Uberwachung von Besuchen normiert. Der Ausnahmetatbestand hierzu ist in Satz
2 geregelt.

Erlauterungen zu Art. 24
Wortlaut

Art. 24
Schriftverkehr, Telekommunikation
(1) Die untergebrachte Person hat das Recht, unbeschrankt Schreiben abzusenden
und zu empfangen.
(2) 'Der Schriftwechsel darf (iberwacht und beschrankt werden, wenn Anhaltspunkte
dafur vorliegen, dass die Gefahr der Einbringung von Suchtstoffen oder gefahrlichen
Gegensténden besteht. Schreiben kénnen eingesehen und angehalten werden, wenn
Anhaltspunkte dafir vorliegen, dass sie zu einer erheblichen gesundheitlichen
Gefahrdung der untergebrachten Person fuhren konnen oder geeignet sind, die
Sicherheit oder Ordnung in der Einrichtung erheblich zu gefahrden. *Angehaltene
Schreiben werden an die Person, die sie abgesandt hat, zurlickgegeben oder, sofern
dies unméglich oder aus besonderen Griinden untunlich ist, aufbewahrt. *Die
aufbewahrten Schreiben werden der untergebrachten Person spéatestens bei ihrer
Entlassung aus der Einrichtung ausgehandigt. 5Art. 23 Abs. 6 gilt entsprechend.
(3) 'Der Schriftwechsel der untergebrachten Person mit ihrer gesetzlichen Vertretung,
ihren Verfahrenspflegern, den in einer Angelegenheit der Betroffenen tatigen
Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalten oder Notarinnen und Notaren,
Beschwerdestellen, Behtrden oder Gerichten, Datenschutzbeauftragten des Bundes
und der Lander sowie Aufsichtsbehdrden nach § 38 des Bundesdatenschutzgesetzes,
Volksvertretungen des Bundes und der Lander sowie deren Mitgliedern, dem
Européischen Ausschuss zur Verhitung von Folter und unmenschlicher oder
erniedrigender Behandlung oder Strafe und weiteren Einrichtungen, mit denen der
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24.2

Schriftverkehr auf Grund volkerrechtlicher Verpflichtung der Bundesrepublik
Deutschland geschiitzt ist, sowie bei ausléandischen Staatsangehdrigen mit den
diplomatischen und konsularischen Vertretungen ihres Heimatlandes in der
Bundesrepublik Deutschland darf nicht getffnet und nicht zurtickgehalten werden,
wenn die schriftlichen Mitteilungen an die Anschriften dieser Stellen gerichtet sind und
die Absenderin oder den Absender zutreffend angeben. “Die Schreiben dirfen, ohne
sie zu 6ffnen, auf verbotene Gegenstande untersucht werden.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend fur Postsendungen, Telegramme, Telefaxe,
elektronische Nachrichten und andere Formen der Telekommunikation.

(5) 'Die untergebrachte Person darf auf ihre Kosten Telefongesprache fithren. *Die
Mdoglichkeiten, Telefonate zu fihren, kbnnen eingeschrankt werden, wenn
Anhaltspunkte dafir vorliegen, dass der Umfang der Telefonate zu einer erheblichen
gesundheitlichen Gefahrdung der untergebrachten Person flihren kénnte oder
geeignet ist, die Sicherheit oder Ordnung in der Einrichtung erheblich zu gefahrden.
3Fur die Nutzung eines eigenen Mobiltelefons oder Smartphones gilt Art. 21 Abs. 1
bis 3.

Erlauterungen

Durch Art. 24 wird Art. 16 UnterbrG aktualisiert. Aufgrund von Art. 2 Abs. 1, Art. 5
Abs. 1 und Art. 10 GG hat die untergebrachte Person grundsatzlich ein Recht auf
unbeschrénkten und unuberwachten Schriftverkehr. Fur die Mehrheit der
untergebrachten Personen ist der Schriftverkehr die einzig regelmafiige und oftmals
wichtigste Kontaktmoglichkeit zur Auf3enwelt. So kdnnen durch Briefwechsel
erwiinschte Verbindungen der untergebrachten Person zu nahestehenden Personen
aufrechterhalten und dartiber hinaus auch neue Beziehungen aufgebaut und die
Wiedereingliederung geférdert werden.

Die untergebrachten Personen missen auch die Moglichkeit haben, sich Material zum
Verfassen und Versenden von Briefen zu beschaffen und unbeobachtet Briefe zu
verfassen sowie empfangene Briefe verschlossen verwahren zu kénnen
(Zimmermann, UnterbrG, 2015, Art. 16 Rn. 1).

Alle Einschréankungen des Schriftverkehrs missen verhaltnismafig sein (BVerfGE 85,
386). Das abgestufte System von MafRnahmen zur Einschrdnkung des Schriftverkehrs
ist im jeweiligen Einzelfall nach den Kriterien der Eignung, Erforderlichkeit und
Zumutbarkeit des Eingriffs zu handhaben. Abs. 3 sieht zur Wahrung des
Vertrauensverhaltnisses einen privilegierten Schriftwechsel mit einzelnen

Berufsgruppen vor. Zu Behorden im Sinne des Abs. 3 Satz 1 gehéren auch die
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25.

25.1

25.2

25.2.1

Bewahrungshelferinnen und Bewahrungshelfer, die Gerichtshelferinnen und

Gerichtshelfer sowie die Angehorigen der Fuhrungsaufsichtsstellen.
Erlauterungen zu Art. 25
Wortlaut

Art. 25

Recht auf Religionsausibung

(1) 'Der untergebrachten Person darf religiése Betreuung durch einen Seelsorger ihrer
Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. ?Auf ihren Wunsch ist ihr zu helfen, mit
einem Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten.

(2) 'Die untergebrachte Person darf religiése Schriften besitzen. “Gegenstande des
religidsen Gebrauchs sind ihr in angemessenem Umfang zu belassen. *Beides darf ihr
nur bei einem grobem Fehlverhalten entzogen werden.

(3) Die untergebrachte Person hat das Recht, innerhalb der Einrichtung an
Gottesdiensten und anderen religidsen Veranstaltungen einer Religionsgemeinschaft
teilzunehmen.

(4) Die untergebrachte Person kann von der Teilnahme an religidsen Veranstaltungen
nur ausgeschlossen werden, wenn andernfalls die Ziele der Unterbringung, die
Sicherheit, das geordnete Zusammenleben in der Einrichtung oder das religidse
Empfinden des Seelsorgers der Religionsgemeinschaft geféahrdet wiirden.

(5) Fur Angehdrige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die Abs. 1 bis 4
entsprechend.

Erlauterungen
Art. 25 enthélt eine Neuregelung.

Zu Abs. 1 und 3

Art. 4 Abs. 2 GG gewahrleistet die ungestorte Religionsausiibung. Dies gilt
grundsétzlich auch fur die 6ffentlich-rechtliche Unterbringung. Entsprechend
bestimmen Abs. 1 und 3 das Recht der untergebrachten Person auf ungestorte
Religionsaustibung in der Einrichtung, zu der neben der Teilnahme an
stattfindenden religiosen Veranstaltungen auch eine ausreichende seelsorgerische
Betreuung einschlief3lich des Anspruchs auf Vermittlung eines Kontakts mit einem
Seelsorger oder einer Seelsorgerin gehort. Ein Anspruch auf Teilnahme an
religidsen Veranstaltungen aufRerhalb der Einrichtung besteht nicht. Ebenso
besteht gegeniber der Einrichtung kein Anspruch auf Durchfiihrung religioser

Veranstaltungen sowie seelsorgerischer Betreuung.
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25.2.2

25.2.3

2524

26.

26.1

Religionsgemeinschaften im Sinne des Gesetzes sind alle unter den Schutz des
Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 137 Weimarer Reichsverfassung (WRV)
fallenden religiosen Vereinigungen; mithin auch weltanschauliche Bekenntnisse
(Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 137 Abs. 7 WRYV). Nach der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE, 32, 98, 107) ist unter einer Religion
oder Weltanschauung eine mit der Person des Menschen verbundene Gewissheit
tber bestimmte Aussagen zum Weltganzen sowie zur Herkunft und zum Ziel des
menschlichen Lebens zu verstehen. Die Religion legt eine den Menschen
Uberschreitende und umgreifende (,transzendente®) Wirklichkeit zu Grunde,
wahrend sich die Weltanschauung auf innerweltliche (,immanente®) Bezlige
beschrankt. Eine Vereinigung ist dann als Religions- oder
Weltanschauungsgemeinschaft im Sinne des GG anzusehen, wenn ihre Mitglieder
oder Anhanger auf der Grundlage gemeinsamer religiéser oder weltanschaulicher
Uberzeugungen eine unter ihnen bestehende Ubereinstimmung lber Sinn und

Bewaltigung des menschlichen Lebens bezeugen (BAGE 79, 319 ff.).

Zu Abs. 2

Die untergebrachte Person ist berechtigt, sich grundlegende religidse Schriften
und Gegenstande des religiosen Gebrauchs auf eigene Kosten zu besorgen und
zu nutzen. Diese diirfen nicht schon bei jedem Pflichtversto3, sondern nur bei

grobem Fehlverhalten entzogen werden.

Zu Abs. 4

Abs. 4 steckt die Grenzen fur Einschrankungen der Religionsausubung ab, die zur
Erreichung der Ziele der Unterbringung oder des geordneten Zusammenlebens in
der Einrichtung oder aus Respekt vor dem religiosen Empfinden des Seelsorgers
oder der Seelsorgerin einer Religionsgemeinschaft unvermeidlich sind. Auf Grund
des Art. 4 GG mussen uberwiegende Griinde und konkrete Gefahren vorliegen,
die anders als durch den Ausschluss nicht vermieden oder behoben werden

kdnnen.

Zu Abs. 5

Angehdrigen weltanschaulicher Bekenntnisse stehen entsprechende Rechte zu.
Erlauterungen zu Art. 26

Wortlaut

Art. 26

Offene Gestaltung der Unterbringung, Belastungserprobung
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26.2

(1) Um das angestrebte Behandlungsziel zu erreichen, soll die Unterbringung nach
Maoglichkeit gelockert und weitestgehend in freien Formen durchgefuhrt werden, sobald
der Gesundheitszustand der untergebrachten Person und das Sicherheitsinteresse der
Allgemeinheit dies zulassen.

(2) 'Der untergebrachten Person sind so wenig Beschrankungen wie maglich
aufzuerlegen. *Der Leiter der Einrichtung kann der untergebrachten Person bis zu vier
Wochen Erleichterung in der Unterbringung (Belastungserprobung) gewahren. *Die
stundenweise Belastungserprobung (Ausgang) kann auch unter Aufsicht einer
Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters der Einrichtung gewahrt werden.

(3) Die Belastungserprobung kann mit Absprachen, insbesondere der Verpflichtung zur
Weiterfihrung der arztlichen Behandlung, verbunden werden.

(4) Die Belastungserprobung kann jederzeit widerrufen, eingeschrankt, nur unter
Aufsicht gewahrt oder mit Absprachen verbunden werden, insbesondere wenn sich der
gesundheitliche Zustand der untergebrachten Person verschlechtert oder Auflagen
nicht befolgt werden oder dies im Interesse der Sicherheit der Allgemeinheit
erforderlich ist.

(5) Von der bevorstehenden Lockerung der Unterbringung oder der Gewahrung einer
Belastungserprobung sind bei Personen, von denen eine Fremdgefahrdung ausgehen
kann, die zustandige Kreisverwaltungsbehdrde und die Polizeidienststelle, in deren
Zustandigkeitsbereich das Bedurfnis fir die Unterbringung aufgetreten ist, zu

benachrichtigen.
Erlauterungen

Die Unterbringung soll nach Mdoglichkeit in offenen Formen erfolgen, d.h. auch auf
offenen Stationen, wenn dennoch den Erfordernissen der Gefahrenabwehr,
insbesondere des Schutzes der Allgemeinheit, stets Rechnung getragen wird. Dabei
sind im Zusammenhang mit sicherheitsrechtlichen Anforderungen die Gegebenheiten
eines psychiatrischen Akutkrankenhauses zu beriicksichtigen. Hierzu soll die
Einrichtung ein Konzept zur Gestaltung der Unterbringung inklusive Ausgangslage
entwickeln, mit dem sie dem Spannungsverhaltnis ausreichend Rechnung tragt.

Fur die Einrichtung besteht die Pflicht, regelm&Rig zu prifen, ob eine
Belastungserprobung gewahrt werden kann. Zudem kann die untergebrachte Person
ihr grundsatzliches Recht auf Belastungserprobungen einfordern. Unter bestimmten
Voraussetzungen hat die untergebrachte Person einen Rechtsanspruch auf
Gewahrung einer Belastungserprobung nach Abs. 2, sofern Belange der
Gefahrenabwehr, insbesondere des Schutzes der Allgemeinheit nicht entgegenstehen.

Nach Abs. 4 kann die Belastungserprobung jederzeit widerrufen, eingeschrankt, nur
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27.

27.1

unter Aufsicht gewahrt oder mit Absprachen verbunden werden. Eine Einschrankung
oder ein Widerruf der Belastungserprobung als Disziplinarmal3nahme gegen die
untergebrachte Person ist unzulassig. Vgl. zur Benachrichtigungspflicht bei
bevorstehenden Belastungserprobungen, insbesondere eines Ausgangs, in den Féllen
einer moglichen Fremdgefahrdung Abs. 5. Fir die rechtzeitige Benachrichtigung ist
seitens der Einrichtung das als Anhang 1 beigefugte Formular zu verwenden.

Unter rechtzeitig ist der Zeitpunkt zu verstehen, der den verstandigten Stellen die
Moglichkeit eroffnet, ggf. weitere notwendige MalRnahmen zeitgerecht initileren zu
kénnen. In Betracht kommen hier sowohl strafprozessuale MaRhahmen als auch
weitere gefahrenabwehrende MalRhahmen die u. U. einem Richtervorbehalt
unterliegen und somit einen zeitlichen Vorlauf erfordern. Grundsatzlich ist eine

Benachrichtigung zum frihestmdglichen Zeitpunkt zielfihrend.
Erlauterungen zu Art. 27
Wortlaut

Art. 27

Beendigung der Unterbringung

(1) Die fachliche Leitung der Einrichtung und die Kreisverwaltungsbehérde haben
unverziiglich das Gericht zu verstandigen, wenn nach ihrer Uberzeugung die
Voraussetzungen fir eine Unterbringung nach Art. 5 Abs. 1 nicht mehr vorliegen.

(2) 'Die Uberwachung der Einhaltung gerichtlicher Auflagen obliegt der
Kreisverwaltungsbehdrde, in deren Bezirk die betroffene Person ihren gewdhnlichen
Aufenthalt hat. “Hat die betroffene Person keinen gewdhnlichen Aufenthalt, ist die
Kreisverwaltungsbehdorde zustandig, in deren Bezirk sich der Sitz des zustandigen
Gerichts befindet.

(3) 'Unmittelbar vor Eintritt des nach § 323 Nr. 2, §8§ 329, 167 Abs. 1 Satz 1 FamFG
bestimmten Zeitpunkts stellt die fachliche Leitung der Einrichtung durch Rickfrage bei
Gericht fest, ob eine Entscheidung tber die Fortdauer der Unterbringung ergangen ist.
?Ist das nicht der Fall, ist die betroffene Person von der fachlichen Leitung der
Einrichtung zeitgerecht zu entlassen.

(4) 'Die zustandige Kreisverwaltungsbehdorde, die Polizeidienststelle, in deren
Zusténdigkeitsbereich das Bedurfnis fur die Unterbringung aufgetreten ist, und
gegebenenfalls die Bewahrungshilfe sind durch die Einrichtung rechtzeitig von der
bevorstehenden Beendigung der Unterbringung zu benachrichtigen, es sei denn, die
gerichtliche Unterbringung war ausschlief3lich auf Grund von Selbstgefahrdung erfolgt.

Der Kreisverwaltungsbehérde und der Polizeidienststelle sind dabei notwendige
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27.2

Informationen fur eine Gefahrdungseinschatzung zu Gbermitteln.

(5) 'Die Einrichtung verstandigt die Sorgeberechtigten Minderjéhriger rechtzeitig vor
der bevorstehenden Entlassung und wirkt daraufhin, dass diese die untergebrachte
minderjahrige Person in Obhut nehmen kdnnen. 2Sind die Sorgeberechtigten nicht zu
erreichen oder verhindert, benachrichtigt die Einrichtung umgehend das zustandige
Jugendamt.

Erlauterungen

Art. 27 beinhaltet Regelungen zur Beendigung der Unterbringung. Die Beendigung
einer sofortigen vorlaufigen Unterbringung ist in Art. 14 Abs. 4 und 6 abschlieRend
geregelt. Abs. 1 regelt Informationspflichten der &rztlichen Leitung der Einrichtung und
der Kreisverwaltungsbehdrde gegentiber dem Gericht. Abs. 2 sieht die probeweise
Entlassung der untergebrachten Person (Aussetzung des Vollzugs) vor. Die
Kreisverwaltungsbehorde hat hierbei die Einhaltung etwaiger Auflagen im Sinne der §
328 Abs. 1 Satz 2 und 8 167 Abs. 1 Satz 1 FamFG zu Uberwachen. Sie kann sich ihrer
arztlichen Kompetenz bedienen. In Abs. 3 ist die Entlassung der untergebrachten
Person bei fehlendem Fortdauerbeschluss des zustandigen Gerichts geregelt.
Allgemein richtet sich das Entlassmanagement im Bereich der 6ffentlich-rechtlichen
Unterbringung nach 8§ 39 Abs. 1a SGB V. Hierzu gehort insbesondere auch, dass der
zu entlassenden Person ein Entlassbrief, mindestens ein vorlaufiger Entlassbrief,
ausgehandigt wird.

In Fallen der Fremdgeféhrdung sind die zustandige Kreisverwaltungsbehotrde, die
Polizeidienststelle, in deren Zustandigkeitsbereich das Bedurfnis fur die Unterbringung
aufgetreten ist, und gegebenenfalls die Bewahrungshilfe durch die Einrichtung
rechtzeitig vor der bevorstehenden Beendigung der Unterbringung zu benachrichtigen.
Der Kreisverwaltungsbehorde und der Polizeidienststelle sind mit der Benachrichtigung
notwendige Informationen fur eine Gefahrdungseinschéatzung (keine Legalprognose im
Sinne zum Beispiel der § 56, 8 63 oder § 64 StGB) zu Ubermitteln (Abs. 4). Fur die
Benachrichtigung an die Polizeidienststelle und die Kreisverwaltungsbehorde ist das
als Anhang 1 beigefuigte Formular zu verwenden. Die Ausflihrungen zu Art. 14 Abs. 4
Satz 3 gelten entsprechend. Es empfiehlt sich die Benachrichtigung vorzunehmen,
sobald die Beendigung der 6ffentlich-rechtlichen Unterbringung absehbar ist. Dies ist
abhangig vom jeweiligen Einzelfall zu beurteilen. Sofern die Unterbringungs-
voraussetzungen nach Art. 5 Abs. 1 nicht (mehr) vorliegen, ist ein weiteres Festhalten
der betroffenen Person nur zum Zwecke der Benachrichtigung nicht zulassig.

Die Informationspflicht der Einrichtung greift in den Fallen der Abs. 1 und 3. Die

Information ist aus den in der Begriindung zu Art. 14 Abs. 4 genannten Grinden
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28.

28.1

28.2

notwendig.

Die zustandige Kreisverwaltungsbehdrde, in deren Bezirk das Bedurfnis fur die
Unterbringung aufgetreten ist, hat die Kreisverwaltungsbehdrde, in deren Bezirk die
betroffene Person ihren gewohnlichen Aufenthalt hat, von der Beendigung der
Unterbringung zu informieren.

Durch Abs. 5 soll darauf hingewirkt werden, dass die Sorgeberechtigten oder bei deren
Verhinderung das Jugendamt den betroffenen Minderjahrigen in ihre Obhut nehmen.

Kapitel 6

Sicherungsmafnahmen
Erlauterungen zu Art. 28
Wortlaut

Art. 28

Durchsuchungen und Untersuchungen

(1) 'Die untergebrachte Person, ihre Sachen und ihr Wohn- und Schlafbereich diirfen
durchsucht werden, um die Ziele der Unterbringung, die Sicherheit oder das geordnete
Zusammenleben in der Einrichtung zu gewéhrleisten. ?Die Durchsuchung der Person
darf auf3er bei Gefahr in Verzug nur von Personen gleichen Geschlechts
vorgenommen werden. ®Dies gilt nicht fiir das Absuchen mit technischen Mitteln oder
sonstigen Hilfsmitteln. *Auf das Schamgefiihl ist Riicksicht zu nehmen.
>Durchsuchungen der Person diirfen nicht von einem Beschéftigten allein durchgefiihrt
werden. ®Andere untergebrachte Personen diirfen nicht anwesend sein.

(2) *Nur bei Gefahr in Verzug oder auf Anordnung der fachlichen Leitung der
Einrichtung ist es zulassig, eine mit einer Entkleidung verbundene korperliche
Durchsuchung vorzunehmen. “Sie ist in einem geschlossenen Raum durchzufiihren.
(3) 'Besteht der begriindete Verdacht, dass eine untergebrachte Person Gegensténde
im Koérper versteckt hat, die die Ziele der Unterbringung, die Sicherheit oder das
geordnete Zusammenleben in der Einrichtung gefahrden, kann die untergebrachte
Person durch eine Arztin oder einen Arzt untersucht werden. >Abs. 1 Satz 2 bis 6 und
Abs. 2 Satz 2 gelten entsprechend.

(4) In den Fallen der Abs. 1 bis 3 kann auch angeordnet werden, dass bestimmte
untergebrachte Personen bei jeder Riickkehr in die Einrichtung oder in die Station und

nach jedem Besuch zu durchsuchen oder zu untersuchen sind.
Erlauterungen
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28.2.1

Art. 28 enthélt eine Neuregelung. Im UnterbrG waren Durchsuchungen und
Untersuchungen nicht gesondert geregelt. Sie waren — soweit die Voraussetzungen
vorlagen — nur nach den Vorschriften tber den unmittelbaren Zwang maoglich. Da diese
Vorschriften aber nur bedingt geeignet sind, Grundrechtseingriffe zu legitimieren und
zudem nicht alle Falle erfassen, in denen eine Durchsuchung oder eine Untersuchung
— insbesondere zum Zwecke der Eigensicherung — erforderlich ist, ist eine gesetzliche
Neuregelung geboten. Durchsuchungen und Untersuchungen sind im Hinblick auf
ihren Eingriffscharakter restriktiv unter Einhaltung der Vorgaben des Art. 28
anzuwenden. Dies gilt insbesondere fiir Untersuchungen im Sinne des Abs. 3.

Zu Abs. 1

Die Durchsuchung der untergebrachten Person einschlief3lich der Durchsuchung
der Kleidung und Sachen fallt in den Schutzbereich der Art. 1 und 2 GG. Sie
bedarf einer gesetzlichen Grundlage, die mit Abs. 1 gegeben wird.

Auf Durchsuchungen kann im Interesse der Sicherheit und des geordneten
Zusammenlebens in der Einrichtung, aber auch im Interesse einer wirksamen
Behandlung nicht verzichtet werden. Durchsuchungen zielen vorrangig darauf ab,
Drogen, Ausbruchswerkzeuge, Waffen oder als Waffen nutzbare Gegenstande zu
finden.

Nach Satz 1 dirfen die untergebrachte Person, ihre Sachen sowie ihr Wohn- und
Schlafbereich durchsucht werden. Der Begriff der Durchsuchung entspricht
grundsétzlich dem des Polizei- und Strafprozessrechts. Danach besteht das
Durchsuchen der untergebrachten Person im Suchen nach Sachen oder Spuren in
oder unter der Kleidung sowie auf der Kérperoberflache und in Mund, Nase und
Ohren, die ohne Eingriff mittels medizinischer Hilfsmittel zu erkennen sind. Unter
Beachtung des Grundsatzes der VerhaltnismaRigkeit ist die Durchsuchung des
Wohn- und Schlafraums einer untergebrachten Person jederzeit zulassig, da es
sich im Rahmen der 6ffentlich-rechtlichen Unterbringung hier um keine Wohnung
im Sinne des Art. 13 GG handelt. Im Ubrigen Bereich der Einrichtung sind
Durchsuchungen auf Grund des Hausrechts ohne weiteres zulassig.

Die Satze 2 bis 6 bestimmen das Verfahren der Durchsuchung. Danach darf diese
keinesfalls allein von einem Beschéftigten der Einrichtung und nicht im Beisein
einer anderen untergebrachten Person oder unbeteiligten Dritten durchgefiihrt
werden. Dies kann zur Versachlichung einer angespannten Atmosphére beitragen,
vor Ubergriffen der untergebrachten Person gegeniiber den Beschéftigten der
Einrichtung schiitzen oder ungerechtfertigten Beschuldigungen durch die
untergebrachte Person vorbeugen. Die Durchsuchung einer méannlichen Person ist

nur von Mannern und die Durchsuchung einer weiblichen Person nur von Frauen
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28.2.2

28.2.3

28.24

vorzunehmen. Nur wenn eine Durchsuchung unverziglich durchgefuhrt werden
muss und kein mit der untergebrachten Person gleichgeschlechtliches Personal
zur Verfugung steht, ist eine Durchsuchung im Ausnahmefall durch eine Person
anderen Geschlechtes zulassig. Auf das Schamgefuhl ist Ricksicht zu nehmen.
Das Absuchen der untergebrachten Person nach Metallgegenstanden mit einem
Detektorrahmen oder einer Handdetektorsonde ist keine Durchsuchung im Sinn
dieser Vorschrift, da bei dieser MaRnahme kein direkter Kontakt der absuchenden
Person mit dem Korper der untergebrachten Person stattfindet. Diese Mal3nahme
darf daher auch von Personen anderen Geschlechts durchgefiihrt werden, muss
nicht in einem geschlossenen Raum durchgefihrt werden und findet ihre
gesetzliche Grundlage in Art. 7 Abs. 2 Satz 2.

Zu Abs. 2
Abs. 2 bestimmt, dass eine mit einer Entkleidung verbundene Durchsuchung der
untergebrachten Person nur bei Gefahr in Verzug oder auf Anordnung der

arztlichen Leitung der Einrichtung in einem geschlossenen Raum zuléssig ist.

Zu Abs. 3

Abs. 3 ermdglicht die ausschlieRlich von einer Arztin oder einem Arzt
durchzufiihrende Untersuchung einer untergebrachten Person, wenn der
begrindete Verdacht besteht, dass diese Gegenstande im Kdrper versteckt, die
die Ziele der Unterbringung oder die Sicherheit oder das geordnete
Zusammenleben in der Einrichtung gefahrden. Die Untersuchung hat in einem
geschlossenen Raum stattzufinden und die in Abs. 1 Satz 2 bis 5 genannten
Verfahrensgrundsatze zu beachten.

Die Untersuchung umfasst auch die Kontrolle der intimen Kérperhdhlen und -
offnungen, u. a. auch das Abtasten des Darmausganges. Abs. 3 legitimiert aber
keine invasiven Eingriffe in das Korperinnere, wie beispielsweise eine Magen-
oder Darmspiegelung. Die Begriindung fur den Verdacht auf im Kérper versteckte
Gegenstande ist schriftlich zu dokumentieren. Dabei ist auszufiihren, inwiefern die
vermuteten Gegenstéande die Ziele der Unterbringung, die Sicherheit oder das

geordnete Zusammenleben in der Einrichtung gefahrden.

Zu Abs. 4

Abs. 4 normiert die Anlasse, fur die — bezogen auf bestimmte einzelne
untergebrachte Personen — eine allgemeine Anordnung zur Durchsuchung
erfolgen kann. Die Notwendigkeit zum Erlass einer allgemeinen Anordnung liegt

im Ermessen der &rztlichen Leitung der Einrichtung. Dabei ist die

87



29.

20.1

VerhaltnismaRigkeit zu wahren, was eine Berlcksichtigung der Persotnlichkeit der
untergebrachten Person sowie Differenzierungen nach Patientengruppen gebietet.
Hiervon umfasst werden keine anlasslosen Reihenuntersuchungen (vgl. BVerfG —
2 BVR 6/16). Die Entscheidungskompetenz ist gemaf Art. 9 Abs. 1 Nr. 7 der

arztlichen Leitung der Einrichtung zugewiesen
Erlauterungen zu Art. 29
Wortlaut

Art. 29

Besondere Sicherungsmafnahmen

(1) Gegen eine untergebrachte Person kdnnen besondere Sicherungsmalinahmen
angeordnet werden, wenn nach ihrem Verhalten oder auf Grund ihres
Gesundheitszustands in erh6htem Male die Gefahr von Gewalttatigkeiten gegen
Personen oder Sachen, die Gefahr einer Selbsttétung oder Selbstverletzung oder die
Gefahr besteht, dass die untergebrachte Person entweicht.

(2) Zulassige besondere Sicherungsmalnahmen sind

1. die standige Beobachtung, auch mit technischen Mitteln,

2. die Einschrankung der Bewegungsfreiheit durch eine mechanische Vorrichtung,
insbesondere durch Fixierung,

3. der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenstanden,

4. die nachtliche Nachschau,

5. die Trennung von anderen untergebrachten Personen,

6. der Entzug oder die Beschrankung des gemeinschaftlichen Aufenthalts im Freien,
7. die Unterbringung in einem besonders gesicherten Raum ohne gefahrdende
Gegenstande,

8. die Einschrénkung der Bewegungsfreiheit durch unmittelbaren Zwang.

(3) *MaRnahmen nach Abs. 2 Nr. 2 sind nur zuléssig, wenn und solange die
gegenwartige Gefahr besteht, dass die untergebrachte Person gegen Personen
gewalttatig wird oder sich selbst verletzt oder tétet. ’Die untergebrachte Person ist auf
gefahrliche Gegenstande zu durchsuchen und standig durch einen Beschaftigten zu
betreuen und zu Uberwachen. *Die Fixierung ist der untergebrachten Person durch die
Einrichtung anzuktindigen.

(4) MaRnahmen nach Abs. 2 Nr. 3 bis 8 sind auch zuléassig, wenn die Gefahr besteht,
dass sich die untergebrachte Person selbst oder mit der Hilfe einer dritten Person der
Obhut der Einrichtung entzieht, oder wenn eine erhebliche Stérung des geordneten

Zusammenlebens in der Einrichtung nicht anders abgewendet werden kann.
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29.2

29.2.1

(5) MaRRnahmen nach Abs. 2 Nr. 8 sind bei einem Transport der untergebrachten
Person auch zulassig, wenn aus anderen als den in Abs. 1 genannten Griinden die
Gefahr besteht, dass die untergebrachte Person entweicht.

(6) *'Wenn der untergebrachten Person durch besondere Sicherungsmafnahmen nach
Abs. 2 Nr. 2, 7 oder Nr. 8 Uber einen langeren Zeitraum oder regelmafig die Freiheit
entzogen werden soll, bedarf es der vorherigen Genehmigung des zustandigen
Gerichts. *Fir das gerichtliche Verfahren ist das Amtsgericht ausschlieRlich zustandig,
in dessen Bezirk die Einrichtung liegt, in der sich die untergebrachte Person befindet.
®Fiir das gerichtliche Verfahren gilt § 312 Nr. 2 FamFG entsprechend. “Ohne
Genehmigung sind diese MalRnahmen nur zulassig, wenn mit dem Aufschub Gefahr

verbunden ist. °Die Genehmigung ist unverziiglich nachzuholen.
Erlauterungen

Art. 29 enthélt eine Neuregelung. Im UnterbrG waren besondere
Sicherungsmafnahmen nicht gesondert geregelt. Sie waren — soweit die
Voraussetzungen vorlagen — nur nach den Vorschriften tber den unmittelbaren Zwang
mdglich. Da diese Vorschriften aber nur bedingt geeignet sind, Grundrechtseingriffe zu
legitimieren und zudem nicht alle Félle erfassen, in denen besondere
Sicherungsmafnahmen erforderlich sind, ist eine gesetzliche Neuregelung geboten.
Der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit ist stets zu beachten (Art. 5 Abs. 2 Satz 2

bis 4). Fur die Dokumentationspflicht gilt Art. 32 Satz 1. Im Nachgang zu einer
besonderen Sicherungsmafl3nahme soll mit der untergebrachten Person eine
Nachbesprechung erfolgen. Die Nachbesprechung dient der Entlastung nach
Zwangserfahrung und der Beziehungsgestaltung.

Die besonderen Sicherungsmafl3inahmen mussen grundsatzlich durch die arztliche
Leitung angeordnet werden (Art. 9 Abs. 1 Nr. 8, Abs. 3). Der Tréger der Einrichtung hat
sicherzustellen, dass das Personal, das die SicherungsmalRhahmen anordnet oder an
ihnen mitwirkt, nur mit Zustimmung der arztlichen Leitung oder mit Zustimmung von
nach Art. 9 Abs. 3 Satz 1 oder Satz 2 anordnungsbefugten Personen tétig werden darf,
und dass konkrete (Dienst-) Anweisungen bestehen, wie die jeweiligen Personen ihre

Tatigkeit auszuiiben haben.

Zu Abs. 1

Im Vollzug der Unterbringung kann es Situationen geben, die durch die
Behandlung der untergebrachten Person und ihre Unterbringung in einer
Einrichtung allein nicht zu beherrschen sind. Fir diese Félle sind unter Wahrung

des Verhéaltnismafigkeitsgrundsatzes besondere Sicherungsmalnahmen
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29.2.2

29.2.2.1

29.2.2.2

29.2.2.3

vorzusehen, um eine gegenwartige Gefahr von erheblichem oder gréZerem
Ausmal’ oder eine bereits eingetretene erhebliche Stérung abzuwenden. Sie
dienen der Gefahrenabwehr und durfen ausschlief3lich zu diesem praventiven
Zweck eingesetzt werden. Als Mittel der Disziplinierung oder als
Behandlungsmalnahme sind sie nicht zuléssig.

Abs. 1 definiert, unter welchen Voraussetzungen besondere
SicherungsmalRhahmen gegen die untergebrachte Person angeordnet werden
darfen. Er stellt mal3gebend auf eine Gefahrdungslage ab, die von einem
Verhalten der untergebrachten Person ausgenht.

Aufgrund der Schwere des mit besonderen Sicherungsmal3nahmen verbundenen
Grundrechtseingriffs ist die Entscheidungskompetenz gemaf Art. 9 Abs. 1 Nr. 8

der arztlichen Leitung der Einrichtung zugewiesen.

Zu Abs. 2
In Abs. 2 werden die zulassigen besonderen Sicherungsmaf3nahmen

abschlie3end aufgefihrt.

Zu Abs. 2 Nr. 1

Die stéandige Beobachtung, auch mit technischen Mitteln, ermdglicht neben der
standigen unmittelbaren Beobachtung durch Beschaftigte der Einrichtung auch
eine VideolUberwachung, zum Beispiel bei Selbstmordgefahr der untergebrachten
Person. Eine Videoaufzeichnung ist insoweit unzuldssig. Bei einer
Videouberwachung sind Art. 6, Art. 9 und 22 DSGVO zu beachten.

Zu Abs. 2 Nr. 2

Eine Einschrankung der Bewegungsfreiheit kann durch eine mechanische
Vorrichtung erfolgen. Eine Einschrankung der Bewegungsfreiheit durch eine
mechanische Vorrichtung liegt beispielsweise bei der Anbringung eines Bettgitters
oder eines Therapietisches vor. Unter einer mechanischen Fixierung wird das
Anbinden der untergebrachten Person an einen festen Gegenstand (zum Beispiel
mittels Gurten oder Gurtsystemen am Bett) verstanden, um die untergebrachte
oder andere Personen vor Schaden zu bewahren. Die Fixierung ist die starkste
Beschrénkung der Freiheit einer Person und darf wegen der Schwere des darin
liegenden Eingriffs in die Personlichkeitsrechte der untergebrachten Person
keinesfalls routinemaRig vorgenommen werden. In besonderen Situationen muss

hierauf jedoch als letztes Mittel zurickgegriffen werden kénnen.

Zu Abs. 2 Nr. 3
Der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenstanden ist zulédssig, wenn der
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29.2.2.4

29.2.2.5

29.2.2.6

29.2.2.7

29.2.2.8

29.2.3

Verbleib objektiv zu einer Gefahrdungssituation nach Abs. 1 flihren kénnte. Die
Gegenstande kdnnen ganzlich entzogen oder wahrend gewisser Zeiten
vorenthalten werden, wahrend sie zu anderen Zeiten den untergebrachten

Personen Uberlassen werden koénnen.

Zu Abs. 2 Nr. 4

Die néachtliche Nachschau (Zimmerkontrollen) ist wahrend der Ruhezeiten
zulassig, um insbesondere auszuschlie3en, dass sich die betroffene Person selbst
oder andere gefahrdet oder verletzt. Die Haufigkeit der nachtlichen Kontrollen ist
am jeweiligen Einzelfall auszurichten, aber so gering wie mgglich zu halten. Die in
Krankenhausern Ublichen routinemaRigen Kontrollen des Gesundheitszustands

sind keine besondere Sicherungsmafl3nahme im Sinne dieser Vorschrift.

Zu Abs. 2 Nr. 5
Die Trennung der untergebrachten Person von anderen untergebrachten

Personen ist nur voribergehend zulassig.

Zu Abs. 2 Nr. 6
Der ganzliche Entzug des Aufenthalts im Freien ist nicht zulassig. Der
gemeinschaftliche Aufenthalt im Freien mit anderen untergebrachten Personen

kann jedoch eingeschrankt oder untersagt werden.

Zu Abs. 2 Nr. 7

Die Unterbringung in einem besonders gesicherten Raum ohne gefahrdende
Gegenstande, der von auf3en abgeschlossen ist und nur mit einer Person belegt
ist (Isolationszimmer oder so genannter , Time-out-Raum®), ist ebenfalls nur
vorubergehend zulassig und muss so ausgestaltet sein, dass die Mdglichkeit einer
Selbstverletzung oder Selbsttétung der untergebrachten Person bestmdglich

ausgeschlossen ist.

Zu Abs. 2 Nr. 8

Nr. 8 regelt die Einschrankung der Bewegungsfreiheit durch unmittelbaren Zwang.
Unmittelbarer Zwang ist insbesondere die Einwirkung auf Personen oder Sachen
durch korperliche Gewalt (zum Beispiel durch Festhalten oder durch andere

geeignete Mittel).

Zu Abs. 3
Fixierungen von untergebrachten Personen dirfen nur unter folgenden
Voraussetzungen erfolgen (vgl. BVerfG, Urteil vom 24.7.2018 — 2 BvR 309/15,

2 BVR 502/16):
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29.2.3.1

29.2.3.2

29.2.3.3

290.2.34

29.2.3.5

Vorliegen einer gegenwartigen erheblichen Selbst- oder Fremdgefahrdung

Eine Fixierung ist nur zuléssig, wenn und solange sie unerlasslich ist, um eine
gegenwartige erhebliche Selbstgefahrdung oder eine gegenwartige erhebliche
Gefahrdung bedeutender Rechtsgiter anderer abzuwenden. Voraussetzung fur
eine Fixierung ist also, dass sie sich nicht durch weniger einschneidende
MalRnahmen abwenden lasst. Die Fixierung ist nicht zur Abwendung von
Gewalttatigkeiten gegen Sachen, bei Fluchtgefahr oder als Disziplinarmalinahme
gegen die untergebrachte Person zuldssig.

VerhaltnisméanRigkeit

Eine Fixierung darf nur als letztes Mittel angewandt werden, wenn mildere Mittel
nicht (mehr) in Betracht kommen. Die Erforderlichkeit der Fixierung ist auch unter
Berticksichtigung der psychiatrischen Behandlungsmafinahmen zu beurteilen

sowie in jeweils kurzen Abstédnden neu einzuschatzen.

Anordnungsbefugnis

Auf Grund der Schwere des mit einer Fixierung verbundenen Grundrechtseingriffs
ist die Entscheidungskompetenz gemald Art. 9 Abs. 1 Nr. 8 der arztlichen Leitung
der Einrichtung zugewiesen. Die Anordnung der Fixierung und die Uberpriifung
der weiteren Notwendigkeit der Fixierung mussen durch die arztliche Leitung der
Einrichtung erfolgen. Ist die Leitung nicht rechtzeitig erreichbar, dirfen die
Entscheidungen von dem fiir diese Falle beauftragten arztlichen Personal
getroffen werden. Bei Gefahr in Verzug dirfen die Entscheidungen auch von
anderen Beschaftigten getroffen werden. In diesem Fall ist die arztliche
Zustimmung unverziglich einzuholen. Die &rztliche Leitung ist davon unverziglich

ZU unterrichten.

Ankuindigung der Fixierung

Nach Satz 3 ist die Fixierung anzukiindigen. Eine Ankiindigung darf nur
unterbleiben, wenn die Umstande sie nicht zulassen oder die Fixierung sofort
angewendet werden muss, um eine rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines

Strafgesetzes erflillt, zu verhindern oder eine gegenwartige Gefahr abzuwenden.

Durchsuchung

Eine nach Satz 2 angeordnete Durchsuchung der untergebrachten Person auf
gefahrliche Gegenstande unterliegt hinsichtlich ihrer Durchfihrung den
Vorschriften des Art. 28 Abs. 1 Satz 2 bis 6.
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29.2.3.6

29.2.3.7

29.2.3.8

Durchfuhrung

Fixierungen haben immer nach den aktuellen Richtlinien, Empfehlungen und
Behandlungsleitlinien zu erfolgen. Fixierungen muissen auf moglichst schonende
Art und Weise erfolgen und mussen aufgehoben werden, sobald die
Voraussetzungen fur eine Fixierung nicht mehr vorliegen. Fixierungen durch
Verabreichung von Medikamenten sind unzuldssig. Die Gabe von Medikamenten
gegen den natdrlichen Willen ist nur unter den Voraussetzungen des Art. 20
moglich.

Wahrend der Durchfiihrung der Fixierung ist grundsétzlich eine Eins-zu-Eins-
Betreuung durch therapeutisches oder pflegerisches Personal zu gewéhrleisten.
Die fixierte Person darf sich nicht selbst tberlassen werden, sondern muss standig
und in geeigneter Weise betreut (insbesondere zur Befriedigung des Durst- und
Hungergefiihls sowie des Harn- und Stuhldranges) und Uberwacht werden. Sofern
korperlicher und psychischer Zustand der fixierten Person es zulassen, kann dies
zum Beispiel auch durch eine Videoiliberwachung erfolgen, wenn die lickenlose
Uberwachung des Monitors sichergestellt ist und die fixierte untergebrachte
Person auch auf ihr Verlangen unverziiglich von einer zur Betreuung geeigneten

Person aufgesucht wird. Andernfalls hat eine standige Sitzwache zu erfolgen.

Dokumentationspflichten

Bei Fixierungen sind deren Anordnung, die mafl3geblichen Grunde hierfir, der
Beginn, das Ende, die Form der Fixierung und die &rztlichen Uberpriifungen sowie
die erfolgten Betreuungs-, Versorgungs- und Uberwachungsmafnahmen in der zu
der untergebrachten Person gefuihrten Patientenakte zu vermerken. Dies soll
sicherstellen, dass die Notwendigkeit einer Fixierung sowie Art und Ausmal’ der
notwendigen Betreuung jeweils sorgfaltig gepruft werden und zu spéteren
Prufzwecken eindeutig nachvollziehbar sind. Ist die betroffene untergebrachte
Person mit der Fixierung einverstanden, so ist das Einverstandnis in der

Patientenakte zu dokumentieren.

Hinweispflicht

Nach Beendigung der Fixierung ist die betroffene Person in den Féllen, in denen
keine richterliche Uberpriifung stattgefunden hat oder stattfinden wird, darauf
hinzuweisen, dass sie die Zulassigkeit der durchgefiihrten Fixierung gerichtlich
Uberprifen lassen kann. Fur das gerichtliche Verfahren ist das Amtsgericht
zustandig, in dessen Bezirk das Krankenhaus bzw. die Klinik liegt, in der sich die

betroffene Person befindet.
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29.2.4

29.2.5

29.2.6

Fur sonstige Einschréankungen der Bewegungsfreiheit durch eine mechanische

Vorrichtung gelten diese Voraussetzungen entsprechend.

Zu Abs. 4

Abs. 4 bildet einen selbststandigen Eingriffstatbestand fur die aufgezéhlten
besonderen Sicherungsmaf3nahmen. Er unterscheidet sich von der Regelung in
Abs. 1 dadurch, dass hier die Gefahr nicht von der untergebrachten Person selbst
auszugehen braucht. Die Mal3nahmen kdnnen beispielsweise auch zum Schutz
vor anderen untergebrachten Personen angeordnet werden. Hierbei ist der

VerhaltnisméaRigkeitsgrundsatz stets zu beachten.

Zu Abs. 5

Abs. 5 enthélt fir MalBnahmen zur Einschréankung der Bewegungsfreiheit durch
Hilfsmittel der korperlichen Gewalt einen erweiterten Eingriffstatbestand fur den
Transport der untergebrachten Person (zum Beispiel zu einer Untersuchung oder
in eine andere Einrichtung). Ohne die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage

waren entsprechende MaRRnahmen unzulassig (LG Paderborn, R & P 2009, 154
f.).

Zu Abs. 6

Fur besondere Sicherungsmaf3nahmen nach Abs. 2 Nr. 2, 7 und 8, die mit einer
Uber die Unterbringung hinausgehenden Freiheitsentziehung verbunden sind, wird
ein Richtervorbehalt (vorherige richterliche Entscheidung) eingefiihrt. Der Umfang
des Richtervorbehalts orientiert sich an der Regelung des § 1906 Abs. 4 BGB.
Dem Genehmigungsvorbehalt unterfallen besondere Sicherungsmafl3nahmen nur,
wenn der untergebrachten Person absehbar (a) Uber einen langeren Zeitraum
oder (b) regelmaRig, d. h. zweckgerichtet stets zur selben Zeit oder aus
wiederkehrendem Anlass, (c) die Freiheit entzogen werden soll.

Ob eine Mallnahme genehmigungsbedurftig ist, hangt von ihrer Schwere und
ihrem Charakter ab. Andert sich durch die besondere Sicherungsmalnahme
lediglich verscharfend die Art und Weise der Ausfiihrung der einmal genehmigten
Freiheitsentziehung, ist keine zusatzliche richterliche Anordnung erforderlich.
Besondere Sicherungsmal3nahmen sind also grundsatzlich genehmigungsfrei. Die
Einholung einer richterlichen Genehmigung ist erst dann angezeigt, wenn
erkennbar wird, dass die MaRnahme als eigenstandige Freiheitsentziehung zu
werten ist. Ab welcher voraussichtlichen Dauer der besonderen
Sicherungsmal3nahme eine Genehmigung erforderlich ist, muss grundsatzlich

abhangig von der Intensitat der Malinahme entschieden werden.
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Eine 5- oder 7-Punkt-Fixierung ist schon genehmigungsbedurftig, wenn sie auf
mehr als ungefahr eine halbe Stunde angelegt ist (vgl. BVerfG, Urteil vom
24.7.2018 —

2 BVR 309/15, 2 BvR 502/16, Rn. 68).

Dagegen wird bei der Unterbringung in einem besonders gesicherten Raum nach
Abs. 2 Nr. 7 eine Genehmigung in der Regel erst dann erforderlich sein, wenn
erkennbar wird, dass sie mehr als 48 Stunden andauern wird.

Regelmé&Rig wiederkehrende freiheitsentziehende MalRnahmen missen nur
einmal vom Gericht genehmigt werden und kdnnen dann bei Bedarf innerhalb der
Grenzen der Genehmigung, also etwa zu den dort bestimmten Zeiten oder bei
dem dort bestimmten Anlass, vollzogen werden, ohne dass das Gericht erneut
angerufen werden muss.

Nach Beendigung einer genehmigungsbedurftigen MaRnahme nach Abs. 2 Nr. 2,
7 und 8 ist die betroffene Person in den Fallen, in denen keine richterliche
Uberprifung stattgefunden hat oder stattfinden wird, darauf hinzuweisen, dass sie
die Zulassigkeit der durchgefiihrten Maflinahme gerichtlich Gberprifen lassen
kann. Flr das gerichtliche Verfahren ist das Amtsgericht zustandig, in dessen
Bezirk das Krankenhaus bzw. die Klinik liegt, in der sich die betroffene Person
befindet.

Fur das gerichtliche Genehmigungsverfahren fir freiheitsentziehende
Sicherungsmal3nahmen ist durch die bundesgesetzlichen Vorschriften weder die
sachliche noch die ortliche Zustandigkeit geregelt. Insbesondere unterfallen
freiheitsentziehende MalRhahmen im Rahmen der landesrechtlichen
Unterbringung nicht dem direkten Anwendungsbereich des § 312 FamFG. Fur die
Zustandigkeit ist daher vorgesehen, dass entsprechend der Regelung in § 23 a
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Abs. 2 Nr. 1 GVG das Amtsgericht sachlich ausschlieflich
zustandig ist. Ortlich zustandig ist entsprechend dem Rechtsgedanken des § 313
Abs. 3 Satz 2 FamFG das Gericht, in dessen Bezirk das Krankenhaus oder die
Einrichtung liegt, in der sich die untergebrachte Person befindet. Fir das
gerichtliche Verfahren sollen diejenigen Vorschriften tber Unterbringungssachen
Anwendung finden, die fur die Genehmigung freiheitsentziehender Mal3nahmen
nach 8 1906 Abs. 4 BGB gelten. Ein richterlicher Bereitschaftsdienst ist bei den

Amtsgerichten taglich von 6 bis 21 Uhr erreichbar.

a) Ausnahmen vom Richtervorbehalt
Eine vorherige richterliche Entscheidung braucht auch bei absehbar langer
andauernden oder regelmaRigen freiheitsentziehenden Sicherungsmafinahmen nicht

eingeholt zu werden, soweit die Sicherungsmalnahme zur Abwehr einer von der
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30.

30.1

betroffenen Person ausgehenden akuten Selbst- oder Fremdgefahrdung notwendig ist,
soweit also mit einem Aufschub der Sicherungsmal3nahme Gefahr verbunden wére. In
solchen Fallen muss unverziglich nach der Anordnung und dem Beginn der
Sicherungsmafinahme auf eine nachtrégliche richterliche Entscheidung hingewirkt
werden.

Eine Hinwirkungspflicht auf eine nachtragliche richterliche Entscheidung besteht fir die
Einrichtung nicht, wenn nach Anordnung der Sicherungsmafnahme bereits absehbar
ist, dass die Maf3nahme vor Erlangung einer richterlichen Entscheidung beendet sein
wird und auch keine Wiederholung zu erwarten ist. In diesem Falle ist jedoch der
Patient auf die Mdglichkeit der nachtraglichen richterlichen Uberprifung hinzuweisen,

dies ist zu dokumentieren (vgl. Erlauterungen zu Abs. 3 Ziffer 8).

b) Antragsricknahme

Stellt das Klinikpersonal nach der Beantragung einer richterlichen Entscheidung fest,
dass eine Sicherungsmalnahme nicht mehr erforderlich ist, um eine Selbst- oder
Fremdgefahrdung durch die betroffene Person abzuwenden, und wird die
Sicherungsmafnhahme beendet, ist der Antrag an das Gericht zurlickzunehmen, wenn
eine Entscheidung noch nicht ergangen ist. Das Klinikpersonal soll das zustandige

Gericht unverziglich von der Beendigung der Sicherungsmafinahme unterrichten.
Erlauterungen zu Art. 30
Wortlaut

Art. 30
Unmittelbarer Zwang
(1) Anordnungen nach diesem Gesetz durfen im Wege des unmittelbaren Zwangs
gegenuber der untergebrachten Person durchgesetzt werden, wenn der damit
verfolgte Zweck auf keine andere Weise erreicht werden kann.
(2) Gegenuber anderen Personen darf unmittelbarer Zwang angewendet werden,
wenn sie es unternehmen, untergebrachte Personen der Obhut der Einrichtung zu
entziehen, wenn sie unbefugt in den Bereich der Einrichtung eindringen oder sich
unbefugt darin aufhalten.
(3) 'Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. “Die Androhung darf nur unterbleiben,
wenn die Umstande sie nicht zulassen oder unmittelbarer Zwang sofort angewendet
werden muss, um eine rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines Strafgesetzes
erfullt, zu verhindern oder eine gegenwaértige Gefahr abzuwenden.
(4) Das Recht zu unmittelbarem Zwang auf Grund anderer Vorschriften bleibt
unberdhrt.
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30.2

(5) Halt sich die untergebrachte Person ohne Erlaubnis auf3erhalb der Einrichtung auf,
so kann sie durch Beschéftigte der Einrichtung oder auf deren Veranlassung hin
festgehalten und in die Einrichtung zurtickgebracht werden

Erlauterungen

Art. 30 bestimmt die Zulassigkeit der Anwendung unmittelbaren Zwangs. Die Vorschrift
gibt den Beschéftigten der Einrichtung die Befugnis, die nach diesem Gesetz
zulassigen Anordnungen notfalls auch zwangsweise durchzusetzen, wenn die
Bereitschaft und Mitwirkung der untergebrachten Person oder gegebenenfalls anderer
Personen zur Befolgung von Anordnungen nicht anders zu erreichen sind. Die
Vorschrift findet auch auf sofortig vorlaufig untergebrachte und auf vorlaufig
untergebrachte Personen Anwendung. Die Gewahrsamnahme zur sofortigen
vorlaufigen Unterbringung durch die Polizei ist in Art. 12 Satz 3 geregelt.

Auch bei der Anwendung von unmittelbarem Zwang ist das Ultima-ratio-Prinzip strikt
zu beachten. Eine gesonderte Regelung des Grundsatzes der Verhaltnismafigkeit
(vgl. Art. 19 Abs. 3 UnterbrG) ist nicht erforderlich, da dieser gemafR Art. 5 Abs. 2 Satz
2 bis 4 fur alle auf Grundlage dieses Gesetzes ergehenden Malihahmen
uneingeschrankt Geltung beansprucht.

Fur die Dokumentationspflicht gilt Art. 32 Satz 1.

Kapitel 7

Datenschutz, Aktenfliihrung, Anonymisiertes Melderegister, 6rtliche Zustandigkeit der

31.

31.1

31.2

Kreisverwaltungsbehérde
Erlauterungen zu Art. 31
Wortlaut

Art. 31
Datenschutz

Art. 34 des Bayerischen Mal3regelvollzugsgesetzes gilt entsprechend.
Erlauterungen

Auf den Bereich der offentlich-rechtlichen Unterbringung findet die EU-Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) und ergénzend das Bayerische Datenschutzgesetz
(BayDSG) Anwendung. Aufgrund der Verweisung auf Art. 34 BayMRVG sind
insbesondere auch die Art. 196 ff. BayStVollzG in datenschutzrechtlicher Hinsicht zu

berlcksichtigen. Sofern der Einrichtung bekannt ist, dass die untergebrachte Person
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der Aufsicht und Leitung einer Bewéahrungshelferin oder eines Bewéahrungshelfers
unterstellt ist, informiert die Einrichtung diese bzw. diesen (Art. 31 BayPsychKHG, Art.
34 Abs. Satz 1 BayMRVG, Art. 197 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BayStVollzG). Ist die
zustandige Bewahrungshelferin bzw. der zustandige Bewé&hrungshelfer nicht bekannt,
so richtet die Einrichtung ihre Benachrichtigung an die Bew&hrungshilfe am letzten
Wohnort oder an die Bewahrungshilfe am Ort der Einrichtung. Es liegt im
wohlverstandenen Eigeninteresse der untergebrachten Person, wenn die zustandige
Bewahrungshelferin oder der zustandige Bewahrungshelfer tber die Aufnahme und

Unterbringung in einer Einrichtung informiert werden.
32. Erlauterungen zu Art. 32
32.1 Wortlaut

Art. 32
Aktenfuhrung
'Zu jeder untergebrachten Person ist eine Patientenakte zu filhren. 2Die §§ 630f, 630g

BGB gelten entsprechend.
32.2 Erlauterungen

Fur das FlUhren einer Patientenakte gilt 8 630f BGB entsprechend. Bei der
Aktenflihrung sind besondere Schutzmafnahmen technischer und organisatorischer
Art zu treffen, dass Patientendaten nicht unberechtigt verwendet oder Ubermittelt
werden kbénnen.

Fir das Akteneinsichtsrecht der untergebrachten Personen gilt § 630g BGB

entsprechend.
33. Erlauterungen zu Art. 33
33.1 Wortlaut

Art. 33

Anonymisiertes Melderegister

'Alle Unterbringungen, Zwangsbehandlungen und Zwangsfixierungen nach diesem
Gesetz werden von den Tragern der Einrichtung in verschlisselter und anonymisierter
Form erfasst und der Fachaufsichtsbehérde jahrlich gemeldet. “Die Meldung erfolgt

spatestens bis zum 31. Marz des Folgejahres.

33.2 Erlauterungen
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34.

34.1

34.2

Eine Dokumentation der Unterbringungen sowie der Zwangsbehandlungen und
Zwangsfixierungen soll dem Schutz der Grundrechte, der Entwicklung der Psychiatrie,
der Planung und Steuerung sowie der Wissenschaft dienen. Auf3erdem kann sie
Bestandteil der Psychiatrieberichterstattung sein. Daher wird auf Empfehlung von
Expertinnen und Experten aus Psychiatrie, Verbanden und Selbsthilfe sowie in
Abstimmung mit dem Bayerischen Bezirketag ein Melderegister eingefiihrt. Die Daten
sollen in streng anonymisierter Form an die Fachaufsichtsbehorde Ubermittelt werden
und keinen Ruckschluss auf eine individuelle Person erlauben, um eine
Stigmatisierung zu vermeiden. Die Fachaufsichtsbehdrde kann aggregierte Daten fr
die Psychiatrieberichterstattung zur Verfigung stellen.

Ab dem 1. Januar 2019 erfassen alle Trager der Einrichtungen, in denen 6ffentlich-
rechtliche Unterbringungen stattfinden, alle Unterbringungen, Zwangsbehandlungen
und Zwangsfixierungen nach diesem Gesetz. Das Nahere zur Erfassung und die

Ubermittlung der Daten an die Fachaufsichtsbehoérde regelt die Fachaufsichtsbehorde.
Erlauterungen zu Art. 34
Wortlaut

Art. 34

Ortliche Zustandigkeit der Kreisverwaltungsbehérde

(1) *Ortlich zustandig ist die Kreisverwaltungsbehdrde, in deren Bezirk das Bediirfnis
fur die Unterbringung auftritt. “Die Kreisverwaltungsbehdérde teilt die Entscheidung der
Kreisverwaltungsbehdrde mit, in deren Bezirk die betroffene Person ihren
gewohnlichen Aufenthalt hat.

(2) Die Kreisverwaltungsbehdrde hat das Verfahren an die Kreisverwaltungsbehdrde
abzugeben, in deren Bezirk sich der Sitz des fir die Entscheidung tber die

Unterbringung zustandigen Gerichts befindet.
Erlauterungen

Art. 34 regelt die drtliche Zustandigkeit der Kreisverwaltungsbehdrde. Danach ist
ortlich zustandig die Kreisverwaltungsbehdrde, in deren Bezirk das Beddrfnis fur die
Unterbringung auftritt. Das Bedurfnis tritt regelmafiig dort auf, wo die betroffene Person
auffallig wird, wo sie geféhrdet (vgl. Zimmermann, zu Art. 6, Rn. 1). Abs. 2 regelt den
Fall, dass die nach Abs. 1 Satz 1 zustandige Kreisverwaltungsbehdrde den Vorgang
vor dem gerichtlichen Verfahren abzugeben hat, wenn fur den Sitz des fur die
Unterbringungsmafinahme zustandigen Gerichts eine andere

Kreisverwaltungsbehdrde zustandig ist.
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Kapitel 8

Kosten
35. Erlauterungen zu Art. 35
35.1 Wortlaut

Art. 35

Kosten

(1) 'Die Kosten der Einlieferung und der Unterbringung (Unterbringungskosten) und
die dabei entstehenden Kosten fir &rztliche Heilbehandlung und Rehabilitation
(Heilbehandlungskosten) hat die betroffene Person zu tragen. *Auf Gesetz oder
Vertrag beruhende Verpflichtungen Dritter, insbesondere einer unterhaltspflichtigen
Person oder eines Tragers der Sozialversicherung zur Kostentragung, bleiben
unberdhrt.

(2) *Wird eine gerichtliche Entscheidung aufgehoben, weil im Zeitpunkt ihres Erlasses
die Voraussetzungen der Unterbringung nicht gegeben waren, erlegt das Gericht die
Unterbringungs- und Heilbehandlungskosten dem Staat auf. *Die
Heilbehandlungskosten tragt der Staat jedoch nur, soweit nicht ein Tréager der
Sozialversicherung leistungsverpflichtet ist oder soweit die betroffene Person nicht
Kostenersatz von einer privaten Krankenversicherung erlangen kann. *Hat die
Kreisverwaltungsbehdorde die sofortige Unterbringung angeordnet oder die Polizei die
betroffene Person ohne Anordnung der Kreisverwaltungsbehérde in eine Einrichtung
im Sinne des Art. 8 Abs. 1 eingeliefert, ohne dass die Voraussetzungen dafir vorlagen,
fallen die Unterbringungs- und Heilbehandlungskosten der Korperschatft, fir die die
Kreisverwaltungsbehodrde gehandelt hat, oder dem Freistaat Bayern als Trager der
Polizei zur Last; Satz 2 gilt entsprechend.

35.2 Erlauterungen

Die Vorschriften Uber die Finanzierung der 6ffentlich-rechtlichen Unterbringung bleiben

gegenuber den bisherigen Regelungen im UnterbrG unveréandert.

35.2.1 Zu Abs. 1
Abs. 1 regelt die grundsétzliche Pflicht der betroffenen Person oder der fiir sie
eintretenden (nattrlichen und juristischen) Personen oder Institutionen, die Kosten
der Unterbringung und der Heilbehandlung zu tragen. Durch Satz 2 tritt eine
Erweiterung der Leistungspflicht Dritter (zum Beispiel unterhaltspflichtige
Personen, Trager der Sozialversicherung, Trager der Eingliederungshilfe) nicht

ein.
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35.2.2

36.

36.1

36.2

Zu Abs. 2

Satz 1 enthalt die Ausnahme hinsichtlich der Kostentragung ftir den nicht
auszuschlieBenden Fall einer Unterbringung auf Grund fehlerhafter gerichtlicher
Entscheidung. Es wird ferner klargestellt, dass der Staat (Justizhaushalt) nur dann
eintritt, wenn nicht der Trager der Sozialversicherung oder eine private
Krankenversicherung leistungsverpflichtet ist.

Entsprechendes gilt fur Verwaltungseinweisungen, so dass auch hier eine
Kostentragungspflicht fir den Trager der anordnenden Stelle erforderlich erscheint
(Abs. 2 Satz 3). Keine Kostentragungspflicht besteht, wenn das Gericht eine
Unterbringung nicht anordnet, dennoch aber bei der Einlieferung des Betroffenen
durch die Polizei die Voraussetzungen des Art. 11 bis 13 vorlagen. War das
staatliche Landratsamt anordnende Behorde, so trifft, auch in diesem Fall die
Kostentragungspflicht den Staat. Keiner ausdriicklichen Regelung bedarf die
Frage einer weiteren Entschadigung des Betroffenen aus Griinden einer
unrechtmafigen Unterbringung, da hierfir die Regelungen der 88 839, 847 BGB
bzw. die Grundsatze der sogenannten Aufopferung ausreichende

Anspruchsgrundlagen abgeben.
Erlauterungen zu Art. 36
Wortlaut

Art. 36

Ubernahme der Kosten durch den Bezirk

(1) 'Der Bezirk, in dessen Bereich die betroffene Person untergebracht ist, ibernimmt
die Unterbringungs- und Heilbehandlungskosten, soweit und solange sie die
untergebrachte Person oder andere nicht unmittelbar tragen. “Der Bezirk kann von der
untergebrachten Person oder anderen Verpflichteten Ersatz der Kosten verlangen,
deren Aufbringung ihnen zuzumuten ware, wenn die untergebrachte Person Hilfen zur
Gesundheit im Sinne des Funften Kapitels des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch
erhielte. *Die Vorschriften des Ersten, Zehnten und Zwélften Buches Sozialgesetzbuch
gelten entsprechend.

(2) Fur die Unterbringungs- und Heilbehandlungskosten, die den Bezirken nicht ersetzt
oder erstattet werden, gewahrt der Staat einen Ausgleich nach Mal3gabe des

Bayerischen Finanzausgleichsgesetzes.

Erlauterungen
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36.2.1

36.2.2

37.

37.1

Zu Abs. 1

ADbs. 1 regelt die vorlaufige Kostentragungspflicht des Bezirks. Diese setzt dann
ein, wenn der Untergebrachte oder Dritte die Kosten tatséachlich nicht zahlen, da
die Klarung der Frage, ob die Vorgenannten die Kosten hatten bezahlen missen
oder kbnnen, eine langere und eingehende Prifung erforderlich machen kann. Die

Leistungen der Bezirke sind keine Leistungen der Sozialhilfe.

Zu Abs. 2
Die Vorschrift bleibt gegenuber der bisherigen Regelung im UnterbrG unverandert.

Kapitel 9

Besuchskommissionen
Erlauterungen zu Art. 37
Wortlaut

Art. 37

Besuchskommissionen

(1) *Unabhangige Besuchskommissionen wirken bei der Gestaltung der
Unterbringung, bei der Betreuung und der Entlassung der untergebrachten Personen
in Krankenhausern und Kliniken nach Art. 8 Abs. 1 mit. “Sie unterstiitzen die fachliche
Leitung der Einrichtung durch Anregungen und Verbesserungsvorschlage. *Sie kénnen
insbesondere Winsche, Anregungen und Beanstandungen entgegennehmen, sich
Uber die Unterbringung, Beschéftigung, Verpflegung sowie die arztliche und
pflegerische Versorgung unterrichten und die Einrichtung besichtigen. *Sie kénnen
Einsicht in die Patientenakten nehmen, soweit dies zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben
erforderlich ist. *Jede Einrichtung soll unangemeldet spétestens alle zwei Jahre
besucht werden. °Die Mitglieder der Besuchskommission kénnen die untergebrachten
Personen in ihren RAumen aufsuchen. 7Aussprache und Schriftwechsel werden nicht
uberwacht.

(2) "Jede Besuchskommission setzt sich zusammen aus

1. einer Beamtin oder einem Beamten mit der Befahigung zum Richteramt oder der
Qualifikation fur den Einstieg in der vierten Qualifikationsebene, die oder der die
Geschéfte der Kommission fihrt,

2. einer Arztin oder einem Arzt fur Psychiatrie,

3. einer Richterin oder einem Richter mit Erfahrung in Unterbringungssachen und

4. einer beruflich mit der Betreuung psychisch kranker Menschen erfahrenen

nichtarztlichen Person.
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37.2

37.2.1

37.2.2

’Die Kommissionsmitglieder diirfen weder in der zu besichtigenden Einrichtung tatig
noch mit Unterbringungssachen in deren Einzugsbereich befasst sein. *Sie werden
von der Fachaufsichtsbehorde, das richterliche Mitglied im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium der Justiz, auf die Dauer von vier Jahren ernannt. “Die
Fachaufsichtsbehdrde ernennt nach gleichen Regeln nétige Stellvertreter und kann
weitere Mitglieder, auch fiir einzelne Besuche der Kommissionen, bestellen. *Das gilt
insbesondere fur Vertreter der Selbsthilfe und beim Besuch einer Einrichtung fur
Kinder- und Jugendpsychiatrie fur Fach&rztinnen oder Fachérzte fur Kinder- und
Jugendpsychiatrie und -psychotherapie.

(3) 'Nach jedem Besuch {ibermittelt die Besuchskommission der Einrichtung einen
Bericht, in dem sie, soweit erforderlich, Mal3hahmen anregt und auf Winsche und
Beschwerden der untergebrachten Personen eingeht. 2Setzt die Einrichtung eine
Anregung nicht oder nicht in angemessener Zeit um, gibt die Besuchskommission der
Fachaufsichtsbehérde hiervon Kenntnis. *Das Recht der Kommissionsmitglieder, sich
an die Fachaufsichtsbehérde zu wenden, bleibt unberiihrt. “im Ubrigen unterliegen die

Kommissionsmitglieder der Schweigepflicht.
Erlauterungen
Die Besuchskommissionen werden an den Regierungen errichtet.

Aufgaben der Besuchskommissionen

Die Besuchskommissionen beraten und unterstitzen die Einrichtungen und sind
Ansprechpartner fir die untergebrachten Personen, insbesondere wenn diese
Winsche, Anregungen und Beanstandungen bei den Besuchen der
Besuchskommission vorbringen. Die Besuchskommissionen prifen bei ihren
Besuchen, ob in den Einrichtungen vor dem Hintergrund der Praambel sowie der
Art. 6 und 7 (Ziele und Grundsatze der Unterbringung, Stellung der
untergebrachten Person) die Vorgaben des BayPsychKHG in den Kapiteln 4, 5
und 6 (Aufnahme und Behandlung der untergebrachten Person, Gestaltung der
Unterbringung, Entlassung, Sicherungsmafinahmen) eingehalten werden.

Die Besuchskommissionen besuchen alle psychiatrischen Krankenh&user und
Kliniken nach Art. 8 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 spéatestens alle zwei Jahre (Abs. 1
Satz 5). Die Besuche erfolgen stets unangemeldet.

Jede Besuchskommission kann sich eine Geschéaftsordnung geben.

Zusammensetzung der Besuchskommissionen
Die Fachaufsichtsbehorde ernennt und bestellt die Mitglieder der
Besuchskommissionen und deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter auf die
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Dauer von vier Jahren.
In jedem Regierungsbezirk setzt sich die Besuchskommission aus folgenden

Mitgliedern zusammen:

e Einer Beamtin oder einem Beamten der Regierung mit der Befahigung zum
Richteramt oder der Qualifikation flir den Einstieg in die vierten
Qualifikationsebene, die oder der die Geschafte der Kommission fuhrt (Abs.
2 Satz 1 Nr. 1).

e Einer Arztin oder einem Arzt fiir Psychiatrie (Abs. 2 Satz 1 Nr. 2)
Der Begriff Arztin oder Arzt fur Psychiatrie entspricht dem des FamFG. Die
Arztin oder der Arzt fir Psychiatrie kann auch den Titel ,Facharzt flr
Nervenheilkunde® tragen. Der Titel des Facharztes fur Nervenheilkunde
wird nicht mehr vergeben. Die Arzte, die diesen Titel noch tragen, sind

jedoch vergleichbar mit Arzten fir Psychiatrie.

¢ Einer Richterin oder einem Richter mit Erfahrung in Unterbringungssachen
(Abs. 2 Satz 1 Nr. 3). Die Ernennung erfolgt im Einvernehmen mit dem
StMJ.

e Einer beruflich mit der Betreuung psychisch kranker Menschen erfahrenen
nichtarztlichen Person (Abs. 2 Satz 1 Nr. 4).
Das beruflich mit der Betreuung psychisch kranker Menschen erfahrene
nichtarztliche Mitglied kann auch — wie bislang nach Art. 21 Abs. 3 Satz 1
Nr. 4 UnterbrG — eine Sozialpddagogin oder ein Sozialpadagoge sein.

e Zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Selbsthilfe (Abs. 2 Satz 5)
Die Mitglieder sollen von der organisierten Selbsthilfe in Bayern benannt
werden. Ein Mitglied vom Bayerischen Landesverband Psychiatrie-
Erfahrener e.V. (BayPE) und ein Mitglied vom Landesverband Bayern der

Angehdrigen psychisch Kranker (LApK).

e Einer Facharztin oder einem Facharzt fir Kinder- und Jugendpsychiatrie
und
-psychotherapie (Abs. 2 Satz 5)
Fur Besuche von Einrichtungen der Kinder- und Jugendpsychiatrie und von
Einrichtungen mit Fachabteilungen fir Kinder- und Jugendpsychiatrie sind
zusatzliche facharztliche Mitglieder, welche aus Facharztinnen oder

Facharzten fir Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie
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37.2.3

bestehen, zu bestellen.
Vorschlage fur die Besetzung der Besuchskommissionen erfolgen
gegenuber der Fachaufsichtsbehdrde wie folgt:

¢ Von Seiten der Regierungen fiir die Mitglieder nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 2
und 4 sowie fur die Facharztinnen und Facharzte fir Kinder- und

Jugendpsychiatrie und -psychotherapie.

e Von Seiten des StMJ fir die Mitglieder nach Nr. 3.
* Von Seiten des BayPE und des LApK fir je ein Mitglied als Vertreter
der Selbsthilfe.
Fur jedes Mitglied kann die notwendige Anzahl von Stellvertretern

vorgeschlagen werden.
Einrichtungsbesuche

Der Besuch der Einrichtung wird von der Leitung der Einrichtung oder einem oder
einer damit beauftragten Bediensteten begleitet. Die Moglichkeit, weitere Bedienstete
beizuziehen, bleibt unbertihrt. Wahrend ihrer Besuche kénnen die
Kommissionsmitglieder untergebrachte Personen in ihren Raumen aufsuchen.
Aussprache und Schriftwechsel werden nicht Gberwacht. Zur Erfillung ihrer Aufgaben
steht den Kommissionsmitgliedern ein Anspruch auf Erteilung der erforderlichen
Auskunfte zu. Der Auskunftsanspruch umfasst alle Informationen Uber die allgemeine
Gestaltung und Organisation der Unterbringung. Insbesondere kdnnen die
Kommissionsmitglieder Einsicht in die Patientenakten nehmen, soweit dies zur
Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich ist (Abs. 1 Satz 4). Die Leitung der
Einrichtung unterstiitzt die Kommissionsmitglieder bei der Ausibung ihrer Befugnisse.
Kommissionsmitglieder, die Vertreter der Selbsthilfe sind, durfen solche Einrichtungen
nicht besuchen, zu denen sie einen personlichen Bezug haben.

In einem Abschlussgesprach tauschen sich die Besuchskommission und die
Einrichtung tiber die bei dem Besuch gemachten Erkenntnisse aus. Die Mitglieder der
Besuchskommission geben ihr Expertenwissen an die Einrichtung weiter.

Die Besuchskommission erstellt zu jedem Besuch einen Bericht, den sie an den Trager
der Einrichtung und die Fachaufsichtsbehdrde Gbermittelt. In dem Bericht stellt sie fest,
ob die Rechte der untergebrachten Personen in der Einrichtung entsprechend den
Vorgaben des BayPsychKHG gewahrt werden. Soweit erforderlich, macht sie
Anregungen und Verbesserungsvorschlage und geht auf Winsche und Beschwerden
der untergebrachten Personen ein (Abs. 3 Satz 1). Sie kann dem Trager der

Einrichtung eine Frist zur Umsetzung erforderlicher Mal3inahmen setzen und die
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Umsetzung der MalRBnahmen Uberwachen. Falls der Trager die MalRnahmen nicht,
nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig umsetzt, kann die Besuchskommission den
Vorgang an die Fachaufsichtsbehdrde abgeben.

37.2.4 Rechtsstellung der Kommissionsmitglieder
Die Kommissionsmitglieder verpflichten sich durch Unterschrift zur gewissenhaften
Erfullung ihrer Aufgaben und zur Beachtung der Verwaltungsvorschriften zum
BayPsychKHG. Die Kommissionsmitglieder sind verpflichtet, auerhalb ihres
Amtes Uber alle Angelegenheiten, die ihrer Natur nach vertraulich sind, besonders
tber Namen und personliche Umstande Ider untergebrachten Personen,
Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch nach Beendigung ihres Amtes.
Kommissionsmitglieder, die ehrenamtlich ihre Aufgabe wahrnehmen, erhalten
durch die jeweilige Regierung eine Aufwandsentschadigung und Fahrtkosten,
soweit die Fahrten durch die Besuchskommissionstétigkeit bedingt sind,
entsprechend dem Gesetz Uber die Vergltung von Sachverstandigen,
Dolmetscherinnen, Dolmetschern, Ubersetzerinnen und Ubersetzern sowie die
Entschadigung von ehrenamtlichen Richterinnen, ehrenamtlichen Richtern,
Zeuginnen, Zeugen und Dritten (JVEG).
Ein Kommissionsmitglied, das seine Aufgaben nicht erflillt oder seine Pflichten
erheblich verletzt, kann durch die Fachaufsichtsbehorde seines Amtes enthoben
werden. Vor der Entscheidung sind das betroffene Mitglied und die
Geschaéftsfuhrerin bzw. der Geschaftsfuhrer der Besuchskommission zu horen. Bis
zur Entscheidung tber die Amtsenthebung kann das Ruhen der Befugnisse des

Kommissionsmitglieds angeordnet werden.

Teil 3

Schlussvorschriften

38. Erlauterungen zu Art. 38
38.1 Wortlaut
Art. 38

Einschrankung von Grundrechten

Auf Grund dieses Gesetzes kdnnen die Grundrechte auf Leben, korperliche

Unversehrtheit und Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Grundgesetzes

sowie Art. 102 Abs. 1, Art. 109 der Verfassung), das allgemeine Personlichkeitsrecht

(Art. 2 Abs. 1 des Grundgesetzes in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 des Grundgesetzes,
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Art. 100 der Verfassung in Verbindung mit Art. 101 der Verfassung), das Elternrecht
(Art. 6 Abs. 3 des Grundgesetzes, Art. 126 Abs. 1 der Verfassung), das Brief-, Post-
und Fernmeldegeheimnis (Art. 10 Abs. 1 des Grundgesetzes, Art. 112 Abs. 1 der
Verfassung), die Freizligigkeit (Art. 11 des Grundgesetzes, Art. 109 der Verfassung)
sowie die Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 des Grundgesetzes, Art. 106 der
Verfassung) eingeschrénkt werden.

38.2 Erlauterungen

Durch dieses Gesetz wird eine Reihe von Grundrechten eingeschréankt. Die
Verpflichtung, die Grundrechte des Grundgesetzes zu nennen, die eingeschrankt
werden, ergibt sich aus Art. 19 Abs. 1 Satz 2 GG. Die Aufzahlung der eingeschrankten
Grundrechte nach der Bayerischen Verfassung dient der Rechtsklarheit. Zur

Einschrankung des Grundrechts auf Unverletzlichkeit der Wohnung vgl. Art. 11 und 12.

38a. nicht abgedruckt
38b. nicht abgedruckt
39. Erlauterungen zu Art. 39

39.1 Wortlaut

Art. 39

Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

(1) 'Dieses Gesetz tritt am 1. August 2018 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten in
Kraft:

1. Art. 5 bis 38, 38b Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a bis e, h bis j, Nr. 2 bis 19, 21, 23

Buchst. a, c und d, Nr. 24 und 25, 26 Buchst. a, Nr. 27 bis 29, Abs. 2 und Abs. 3 am 1.
Januar 2019,

2. (nicht abgedruckt)

3. (nicht abgedruckt)

(2) Aul3er Kraft treten:

1. das Unterbringungsgesetz (UnterbrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
5. April 1992 (GVBI. S. 60, 61, 851, BayRS 2128-1-A), das zuletzt durch Art. 53a Abs.
3 des Gesetzes vom 17. Juli 2015 (GVBI. S. 222) ge&ndert worden ist, mit Ablauf des
31. Dezember 2018,

2. (nicht abgedruckt)

3. (nicht abgedruckt)
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39.2

Erlauterungen

Die Vorschrift enthalt die Inkrafttretensbestimmung. Grundsatzlich tritt das Gesetz zum
1. August 2018 in Kraft. Im Ubrigen ist ein gestaffeltes Inkrafttreten vorgesehen, um
der Praxis in den Einrichtungen Gelegenheit zu geben, sich auf die Anderungen in
ihrer Arbeit einzustellen. Insgesamt ergeben sich folgende Inkrafttretenszeitpunkte:

— 1. August 2018: Teil 1 des Gesetzes,

— 1. Januar 2019: Teil 2 des Gesetzes,

— 1. Juli 2021: Errichtung, das Betreiben und die bedarfsgerechte Weiterentwicklung
der Krisendienste (Art. 1) als Pflichtaufgabe fir die Bezirke.

Die vorliegenden Verwaltungsvorschriften treten am 2. Januar 2019 in Kraft.

Die endglltigen Verwaltungsvorschriften zum BayPsychKHG werden unter
Federfihrung des Amtes fir 6ffentlich-rechtliche Unterbringung in einem umfassenden
Beteiligungsprozess erarbeitet. In die Erarbeitung werden die Erfahrungen mit den

vorlaufigen Verwaltungsvorschriften einflie3en.
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	6.2.2 Zu Abs. 2  Abs. 2 beinhaltet einen Leitsatz für das grundsätzliche Verhalten gegenüber den untergebrachten Personen und beansprucht für alle Maßnahmen nach Teil 2 des Gesetzes uneingeschränkte Geltung. Mit dieser Vorschrift wird zu Beginn des Te...
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	7.1 Wortlaut
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	7.2.1 Zu Abs. 1  Maßnahmen zur Behandlung der untergebrachten Person sind dauerhaft gegen ihren Willen kaum möglich. Gerade die gesundheitliche Rehabilitation eines Menschen kann ohne seine Bereitschaft zur Mitarbeit kaum Erfolg versprechend durchgefü...
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	8.1 Wortlaut
	8.2 Erläuterungen
	8.2.1 Zu Abs. 1  Mit der Regelung, in welchen Einrichtungen untergebracht werden darf, wird Art. 17 Abs. 2 Buchst. c der UN-Konvention gegen Verschwindenlassen Rechnung getragen, wonach gewährleistet sein muss, dass jede Person, der die Freiheit entzo...
	8.2.2 Zu Abs. 2  Die Vorschrift dient der Präzisierung und Vereinfachung der bisherigen in Art. 11 UnterbrG enthaltenen Regelungen zur Aufnahmepflicht. Die Ausnahmeregelung für Hochschulkliniken zur Aufnahmeverpflichtung nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 bezi...
	8.2.3 Zu Abs. 3  Eine Unterbringung erfolgt grundsätzlich in Einrichtungen nach Abs. 1. Sollte in Einzelfällen ausnahmsweise eine Unterbringung in sonstigen geeigneten Einrichtungen für volljährige behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen im ...
	8.2.4 Zu Abs. 4
	8.2.4.1 Zweck und Voraussetzungen der Beleihung Abs. 4 dient der Umsetzung höchstrichterlicher Rechtsprechung (vgl. BVerfG, Urteil vom 18.01.2012 – 2 BvR 133/10). Nach dem Funktionsvorbehalt des Art. 33 Abs. 4 GG dürfen hoheitliche Befugnisse grundsät...
	8.2.4.2 Beleihung von somatischen Krankenhäusern  Im Hinblick auf die Aufgabe des Gemeinsamen Bundesausschusses (GBA) ein gestuftes System von Notfallstrukturen in Krankenhäusern, einschließlich einer Stufe für die Nichtteilnahme an der Notfallversorg...
	8.2.4.3 Vorgaben bezüglich des Personals Der Träger darf für die Durchführung der öffentlich-rechtlichen Unterbringung nur solches Personal einsetzen, das hierfür fachlich und persönlich geeignet ist und von ihm umfassend über die öffentlich-rechtlich...
	8.2.4.4 Gesamtverantwortung des Trägers und Verantwortung der ärztlichen Leitung Der Träger trägt die Gesamtverantwortung für die Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der Erledigung der übertragenen hoheitlichen Aufgaben einschließlich der Sicherstellung...
	8.2.4.5 Fachaufsicht Der Träger ist verpflichtet, der Fachaufsichtsbehörde Auskunft in allen Angelegenheiten der öffentlich-rechtlichen Unterbringung zu geben und ihr jederzeit ein Zugangs- und Kontrollrecht zu allen Räumlichkeiten und Einrichtungen z...
	8.2.4.6 Informationspflichten
	8.2.4.7 Datenschutz Durch die Beleihung gelten für den Träger und die Einrichtung gem. Art. 1 Abs. 4 BayDSG die Vorschriften für öffentliche Stellen im Rahmen der übertragenen hoheitlichen Aufgaben.
	8.2.4.8 Informationspflicht in Amtshaftungsfällen Erhält der Träger Kenntnis davon, dass eine untergebrachte Person beabsichtigt, den Freistaat Bayern in Haftung zu nehmen, hat der Träger das Landesamt für Finanzen und die Fachaufsichtsbehörde zu info...
	8.2.4.9 Bestellung Von der Beleihung des Trägers ist die Bestellung von Personen zu unterscheiden, welche die Befugnisse des beliehenen Trägers tatsächlich ausüben (BVerfG, Urteil vom 18.01.2012 – 2 BvR 133/10). Grund für die Bestellung ist, dass es e...
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	9.2 Erläuterungen:
	9.2.1 Zu Abs. 1  Abs. 1 bestimmt einen abschließenden Katalog von Entscheidungen, die im Grundsatz nur durch die ärztliche Leitung der Einrichtung oder ihre Stellvertretung getroffen werden dürfen. Die Ausnahmen von diesem Grundsatz sind in Abs. 3 ger...
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	9.2.3 Zu Abs. 1 Nr. 10
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	9.2.5 Zu Abs. 3  In Fällen, in denen die ärztliche Leitung oder ihre Stellvertretung nicht rechtzeitig erreichbar ist, eine Maßnahme nach Abs. 1 aber getroffen werden muss, bestimmt Abs. 3 Satz 1, dass in diesen Fällen die Entscheidung auch von einem ...
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	10.2 Erläuterungen:
	10.2.1 Zu Abs. 1  Die Fachaufsicht über die öffentlich-rechtliche Unterbringung wird durch das ZBFS als neue Aufgabe wahrgenommen. Die Fachaufsichtsbehörde für den Bereich der öffentlich-rechtlichen Unterbringung soll in Nördlingen als selbstständige ...
	10.2.2 Zu Abs. 2  Satz 1 bestimmt für die Fälle, in denen die Einrichtung ein Kommunalunternehmen ist, dass die Befugnisse der Rechts- und Fachaufsicht nicht nur gegenüber dem Träger der Einrichtung (Art. 10 Abs. 1), sondern auch unmittelbar gegenüber...
	10.2.3 Zu Abs. 3  Abs. 3 regelt, dass auch beliehene Einrichtungen von der Fachaufsicht wiederkehrend und anlassbezogen geprüft werden.
	10.2.4 Zu Abs. 4  Abs. 4 bestimmt, dass Klagen gegen Weisungen der Fachaufsicht abweichend von § 80 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) keine aufschiebende Wirkung haben.

	Kapitel 2  Sofortige vorläufige Unterbringung

	11. Erläuterungen zu Art. 11
	11.1 Wortlaut
	11.2 Erläuterungen
	11.2.1 Zu Satz 1  Art. 11 regelt die sofortige vorläufige Unterbringung durch die Kreisverwaltungsbehörde in aufnahmepflichtigen Einrichtungen. Danach kann die Kreisverwaltungsbehörde in Eilfällen, in denen eine gerichtliche Entscheidung nach den §§ 3...
	11.2.2 Zu Satz 2  Grundsätzlich erfolgt die Unterbringung in Einrichtungen nach Art. 8. Nach Art. 11 Satz 2 ist ausnahmsweise eine Einlieferung zur vorrangigen Behandlung hoch akuter schwerer somatischer Erkrankungen in ein somatisches Krankenhaus zul...


	12. Erläuterungen zu Art. 12
	12.1 Wortlaut
	12.2 Erläuterungen
	12.2.1 Zu Satz 1  Reicht weder die Einschaltung eines Gerichts (vorläufige gerichtliche Unterbringung) oder einer Kreisverwaltungsbehörde (Art. 11) zur Schadensabwendung aus, kann die Polizei eine sofortige vorläufige Unterbringung anordnen und die be...
	12.2.2 Zu Satz 2 Grundsätzlich erfolgt die Unterbringung in Einrichtungen nach Art. 8. Nach Art. 12 Satz 2 in Verbindung mit Art. 11 Satz 2 ist ausnahmsweise eine Einlieferung zur vorrangigen Behandlung hoch akuter schwerer somatischer Erkrankungen in...
	12.2.3 Zu Satz 3 Entzieht sich eine Person entgegen der Entscheidung des Gerichts, der Kreisverwaltungs-behörde oder der ärztlichen Leitung (Art. 13) der Obhut der Einrichtung, kann die Polizei die betroffene Person ohne Anordnung des Gerichts oder de...


	13. Erläuterungen zu Art. 13
	13.1 Wortlaut
	13.2 Erläuterungen

	14. Erläuterungen zu Art. 14
	14.1 Wortlaut
	14.2 Erläuterungen
	14.2.1 Zu Abs. 1  Wer die sofortige vorläufige Unterbringung angeordnet hat (Kreisverwaltungsbehörde, Polizei oder ärztliche Leitung der Einrichtung), hat unverzüglich, spätestens bis zwölf Uhr des auf die Anordnung folgenden Tages, das nach § 313 Abs...
	14.2.2 Zu Abs. 2 Der betroffenen Person ist die Gelegenheit zu geben, einen Angehörigen oder eine Person ihres Vertrauens (zum Beispiel Betreuer, Arzt, Rechtsanwalt) zu benachrichtigen, sofern das mit den Zielen der Unterbringung vereinbar ist; dies k...
	14.2.3 Zu Abs. 3 Die ärztliche Leitung hat nach Satz 1 die sofortige Untersuchung der betroffenen Person zu veranlassen. Die ärztliche Leitung muss die Untersuchung nicht selbst durchführen. Gegebenenfalls ist nach Satz 2 eine Dolmetscherin oder ein D...
	14.2.4 Zu Abs. 4
	14.2.4.1 Zu Satz 1 Liegen die Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 1 zum Zeitpunkt der Untersuchung nicht vor, ist die betroffene Person von der ärztlichen Leitung der Einrichtung oder der untersuchenden Ärztin oder dem untersuchenden Arzt zu entlassen (Sa...
	14.2.4.2 Zu Satz 2 Nach Satz 2 sind von der Beendigung der Unterbringung das zuständige Gericht, die zuständige Kreisverwaltungsbehörde und – soweit dieser Umstand bekannt ist – die Bewährungshilfe unverzüglich zu verständigen. Eine Benachrichtigungsp...
	14.2.4.3 Zu Satz 3 Satz 3 regelt eine zusätzliche Benachrichtigungspflicht der Einrichtung für Fälle, in denen eine Unterbringung (auch) wegen Fremdgefährdung erfolgt ist. In diesen Fällen muss die Einrichtung die zuständige Kreisverwaltungsbehörde un...
	14.2.4.4 Zu Satz 4 Nach Satz 4 ist bei Minderjährigen und Personen, für die ein Betreuer für den Aufgabenkreis der Gesundheitssorge oder des Aufenthaltsbestimmungsrechts oder ein Vorsorgebevollmächtigter bestellt ist, zudem diejenige Person, der die S...

	14.2.5 Zu Abs. 5 Bestehen aufgrund der Untersuchung begründete Anhaltspunkte für das Vorliegen der Voraussetzungen für eine öffentlich-rechtliche Unterbringung, versendet die ärztliche Leitung unverzüglich, spätestens bis zwölf Uhr des Tages, der dem ...
	14.2.6 Zu Abs. 6 Im Regelfall entscheidet das Gericht bis zum Ablauf des auf die Einlieferung oder den Beginn des Festhaltens folgenden Tages und erlässt entweder eine einstweilige Anordnung oder ordnet die Entlassung an. Wenn eine Entscheidung des Ge...
	14.2.7 Zu Abs. 7 Über die Regelung des § 327, § 167 FamFG hinaus kann die betroffene Person auch dann schon Rechtsschutz gegen eine Maßnahme (zum Beispiel ein Handynutzungsverbot) beantragen, die nach Anordnung der sofortigen vorläufigen Unterbringung...
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	15. Erläuterungen zu Art. 15
	15.1 Wortlaut
	15.2 Erläuterungen
	15.2.1 Zu Abs.1  Ergibt sich auf Grund von Mitteilungen Dritter oder eigener Beobachtungen für die Verwaltungsbehörde der Verdacht, dass hinsichtlich einer Person die Unterbringungsvoraussetzungen vorliegen könnten, so sind unter Inanspruchnahme ärztl...
	15.2.2 Zu Abs. 2  Abs. 2 schränkt Art. 2 GG ein. Das ist bei gewichtigen Anhaltspunkten für das Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 1 gerechtfertigt, da sich ohne Untersuchung und vielfach ohne Durchführung körperlicher Eingriffe der Gesundh...
	15.2.3 Zu Abs. 3 Ergeben die Ermittlungen, dass die Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 1 vorliegen, so hat die zuständige Kreisverwaltungsbehörde die Anordnung der Unterbringung bei dem nach § 313 Abs. 3 Satz 1, § 167 Abs. 1 Satz 1 FamFG zuständigen Geri...
	15.2.4 Zu Abs. 4 Liegen die Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 1 nicht vor, insbesondere weil die Gewährung und Inanspruchnahme vorsorgender Maßnahmen ausreichen, um eine Selbst- oder Fremdgefährdung zu beseitigen, endet das vorbereitende Verfahren, ohne...
	15.2.5 Zu Abs.5 Abs. 5 regelt die Rechtsschutzmöglichkeiten der betroffenen Person. Über die Regelung der §§ 167, 327 FamFG hinaus kann die betroffene Person auch dann schon Rechtsschutz gegen eine Maßnahme beantragen, die im Zusammenhang mit der Vorb...


	16. Erläuterungen zu Art. 16
	16.1 Wortlaut
	16.2 Erläuterungen
	16.2.1 Zu Abs. 1 Abs. 1 Satz 1 bestimmt, dass die vorläufige gerichtliche Entscheidung nur auf Antrag der Kreisverwaltungsbehörde angeordnet wird. Die Verständigung des Gerichts durch die Polizei oder die ärztliche Leitung der Einrichtung (Art. 14 Abs...
	16.2.2 Zu Abs. 2 Abs. 2 regelt die Pflichten der ärztlichen Leitung der Einrichtung bei Ablauf der vom Gericht bestimmten Dauer der vorläufigen Unterbringung. Von der Entlassung sind das zuständige Gericht, die zuständige Kreisverwaltungsbehörde und g...
	16.2.3 Zu Abs. 3 Unabhängig von der Verpflichtung der ärztlichen Leitung der Einrichtung, die untergebrachte Person nach Ablauf der vom Gericht bestimmten Dauer der vorläufigen Unterbringung zu entlassen, kann die ärztliche Leitung der Einrichtung die...


	17. Erläuterungen zu Art. 17
	17.1 Wortlaut
	17.2 Erläuterungen
	Kapitel 4  Aufnahme und Behandlung der untergebrachten Person

	18. Erläuterungen zu Art. 18
	18.1 Wortlaut
	18.2 Erläuterungen
	18.2.1 Zu Abs. 1 Um dem entstehenden Informationsbedarf der untergebrachten Person Genüge zu tun, ist es erforderlich, dass sie unverzüglich (ohne schuldhaftes Zögern) durch die Einrichtung über ihre Rechte und Pflichten informiert wird. Soweit dies k...
	18.2.2 Zu Abs. 2 Die Eingangsuntersuchung ist unverzichtbar für jede stationäre Behandlung. Sie muss unverzüglich (ohne schuldhaftes Zögern) nach der Aufnahme erfolgen. Die medizinische Untersuchung dient dazu, den allgemeinen Gesundheitszustand der u...


	19. Erläuterungen zu Art 19
	19.1 Wortlaut
	19.2 Erläuterungen
	19.2.1 Zu Abs.1  Wesentliche Grundlage der Behandlung der untergebrachten Person ist die Aufstellung eines Behandlungsplans. Dieser hat insbesondere alle erforderlichen Maßnahmen zur Behandlung von Erkrankungen (Art. 20), einschließlich psychotherapeu...
	19.2.2 Zu Abs. 2 Die Aufstellung eines Behandlungsplans dient nicht nur der Information der untergebrachten Person, sondern soll diese auch zur Mitarbeit motivieren und in ihrer Verantwortlichkeit für den Therapieverlauf unterstützen. Daher ist es von...


	20. Erläuterungen zu Art. 20
	20.1 Wortlaut
	20.2 Erläuterungen
	20.2.1 Zu Abs. 1 Die untergebrachte Person hat einen Anspruch auf Untersuchung und Behandlung der Krankheit, die Anlass für die Unterbringung war, etwaiger weiterer psychischer Erkrankungen und nicht psychischen Erkrankungen. Behandlungen sind alle me...
	20.2.2 Zu Abs. 2  Abs. 2 ist Ausdruck des grundsätzlich zu respektierenden Selbstbestimmungsrechts der untergebrachten Person. Die medizinische Behandlung einer untergebrachten Person, die ihrer Art nach das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit (...
	20.2.3 Zu Abs. 3  Abs. 3 regelt die Zwecke, die eine Zwangsmaßnahme rechtfertigen können. Zwangsmaßnahmen sind Behandlungsmaßnahmen, die gegen den natürlichen Willen der untergebrachten Person durchgeführt werden. Dem Eingriffscharakter einer Zwangsma...
	20.2.3.1 Zu Nr. 1 Die Regelung erlaubt Behandlungsmaßnahmen gegen den natürlichen Willen der untergebrachten Person zu dem Zweck, die Unterbringung so bald wie möglich zu beenden und die betroffene Person in die Freiheit entlassen zu können (BVerfG, B...
	20.2.3.2 Zu Nr. 2 Die Regelung in Nr. 2 ist Ausdruck des Schutzauftrags des Staates gegenüber untergebrachten Personen und schafft eine gesetzliche Grundlage für ein Handeln in Situationen, in denen das Selbstbestimmungsrecht der untergebrachten Perso...
	20.2.3.3 Zu Nr. 3 Nach Nr. 3 ist eine Behandlungsmaßnahme gegen den natürlichen Willen der untergebrachten Person zum Schutz des Lebens oder der Gesundheit anderer Personen in der Einrichtung zulässig. Angesichts der erheblichen, mit einer Behandlungs...

	20.2.4 Zu Abs. 4 Das BVerfG hat mit Beschluss vom 19.07.2017, a. a. O., entschieden, dass die für den Bereich der Unterbringung im Maßregelvollzug geltenden materiellen und verfahrensrechtlichen Vorgaben für Zwangsmaßnahmen (vgl. BVerfG vom 23.03.2011...
	20.2.4.1 Zu Satz 1 Nr. 1 Ärztliche Zwangsmaßnahmen dürfen wegen des mit ihnen verbundenen erheblichen Grundrechtseingriffs nur das letzte Mittel sein. Vorrangig muss versucht werden, der betroffenen Person die Maßnahme verständlich zu machen und diese...
	20.2.4.2 Zu Satz 1 Nr. 2 Mit Nr. 2 wird klargestellt, dass entsprechend den Vorgaben des BVerfG (Beschluss vom 23.03.2011 – 2 BvR 882/09, BVerfGE 128, 282 – 322) und der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH, Beschluss vom 04.06.2014 – XII ZB 121...
	20.2.4.3 Zu Satz 1 Nr. 3 Die Zwangsmaßnahme ist nur zulässig, wenn sie zur Erreichung des jeweils mit ihr verfolgten Zwecks (Abs. 1 Nr. 1 bis 3) geeignet ist.
	20.2.4.4 Zu Satz 1 Nr. 4 Eine Zwangsmaßnahme muss stets ultima ratio sein. Sie kommt nur in Betracht, wenn mildere, die betroffene Person weniger belastende Maßnahmen keinen Erfolg versprechen, um den Zweck der Behandlungsmaßnahme gegen den natürliche...
	20.2.4.5 Zu Satz 1 Nr. 5 Nr. 5 setzt voraus, dass der Nutzen die zu erwartenden Beeinträchtigungen deutlich überwiegen muss. Über die Geeignetheit und Erforderlichkeit hinaus ist Voraussetzung für die Rechtfertigung einer Zwangsmaßnahme, dass sie für ...
	20.2.4.6 Zu Satz 1 Nr. 6 Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gilt nicht nur für das Ob einer Behandlungsmaßnahme gegen den natürlichen Willen der untergebrachten Person, sondern auch für das Wie. Art und Dauer der Maßnahme dürfen nicht über das erforder...
	20.2.4.7 Zu Satz 1 Nr. 7 Behandlungsmaßnahmen gegen den natürlichen Willen der untergebrachten Person zum Schutz der betroffenen Person selbst (vgl. Abs. 3 Nr. 1 und 2) sind wegen des zu beachtenden Selbstbestimmungsrechts nur möglich, wenn die unterg...
	20.2.4.8 Zu Satz 2 Die Behandlungsmaßnahmen müssen durch die ärztliche Leitung, jedenfalls durch eine Ärztin oder einen Arzt angeordnet werden (Art. 9 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 Satz 1 und Art. 20 Abs. 3 Satz 2). Der Träger der Einrichtung hat sicherzustell...
	20.2.4.9 Zu Satz 3 Nach Satz 3 sind die Maßnahmen zu dokumentieren, durch eine Ärztin oder einen Arzt auszuführen, zu überwachen und in regelmäßigen Abständen auf ihre Eignung, Notwendigkeit und Angemessenheit zu überprüfen. Es sind die folgenden Umst...

	20.2.5 Zu Abs. 5  In Abs. 5 ist geregelt, dass die Anordnung einer Zwangsmaßnahme dem Richtervorbehalt unterliegt. Widerspricht die Behandlung dem natürlichen Willen der untergebrachten Person, ist bei volljährigen Personen durch die Einrichtung zwing...
	20.2.6 Zu Abs. 6  Abs. 6 normiert, dass im Fall von Maßnahmen nach Abs. 3 Nr. 2 und 3 bei Gefahr im Verzug von den Vorgaben des Abs. 4 Nr. 1 und 2 und Abs. 5 abgesehen werden kann, da diesen Vorgaben aufgrund der gebotenen Eile in der Regel nicht nach...
	20.2.7 Zu Abs. 7 Die Einrichtung, in der die betroffene Person untergebracht ist, wird nicht immer für die Behandlung sämtlicher Erkrankungen geeignet sein. Kann die erforderliche Behandlung in der Einrichtung nicht durchgeführt werden, ist die betrof...
	20.2.8 Zu Abs. 8 Für Behandlungsmaßnahmen, von denen in der Regel keine nachteiligen Wirkungen zu erwarten sind, gelten die Abs. 2 bis 7 nicht, wenn sie der Kontrolle von Behandlungsmaßnahmen, dem Gesundheitsschutz oder der Hygiene dienen und von eine...

	Kapitel 5  Gestaltung der Unterbringung, Entlassung

	21. Erläuterungen zu Art. 21
	21.1 Wortlaut
	21.2 Erläuterungen
	21.2.1 Zu Abs. 1 Die untergebrachte Person hat das Recht, persönliche Gegenstände zu erwerben, zu benutzen und in ihrem Zimmer aufzubewahren sowie ihre persönliche Kleidung zu tragen, soweit keine gesundheitlichen Nachteile für die untergebrachte Pers...
	21.2.2 Zu Abs. 2 Abs. 1 gewährt der Einrichtung die Befugnis, der untergebrachten Person nach Abs. 1 Halbsatz 2 ausgeschlossene Gegenstände zu entziehen. Abs. 2 regelt den Umgang mit ausgeschlossenen Gegenständen. Von der Nutzung ausgeschlossene Gegen...
	21.2.3 Zu Abs. 3 Abs. 3 regelt die Nutzung digitaler Medien. Der Besitz von Bild-, Ton- und Datenträgern kann von deren Überprüfung abhängig gemacht werden. Da Bild-, Ton- und Datenträger als solche nicht den in Abs. 1 Halbsatz 2 bestimmten ausgeschlo...
	21.2.4 Zu Abs. 4 Gemäß Abs. 4 dürfen von der untergebrachten Person auch Presseerzeugnisse, d. h. Zeitungen und Zeitschriften, in angemessenem Umfang bezogen werden. Um eine Gefährdung der Erreichung der Ziele der Unterbringung auszuschließen, ist ins...


	22. Erläuterungen zu Art. 22
	22.1 Wortlaut
	22.2 Erläuterungen
	22.2.1 Zu Abs. 1 Abs. 1 hebt die Bedeutung von Arbeits- und Beschäftigungstherapien im Rahmen der Behandlung der untergebrachten Person hervor.
	22.2.2 Zu Abs. 2 Nach Abs. 2 erhält die untergebrachte Person Gelegenheit und Anregungen, ihre therapiefreie Zeit in einer für sie sinnvollen Weise zu gestalten. Ein subjektives Recht der untergebrachten Personen auf Durchführung einer bestimmten Maßn...
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	23.2 Erläuterungen
	23.2.1 Zu Abs. 1 Der untergebrachten Person wird im Sinne des Art. 17 Abs. 2 Buchst. d der UN-Konvention gegen Verschwindenlassen gestattet, mit ihrer Familie oder jeder anderen Person ihrer Wahl vorbehaltlich der gesetzlich vorgesehenen Beschränkunge...
	23.2.2 Zu Abs. 2 Mit Abs. 2 wird die zur Einschränkung des Besuchsrechts erforderliche gesetzliche Grundlage geschaffen, wobei hier Beschränkungen eine Ausnahme bleiben sollen. Die Untersagung, Einschränkung oder Überwachung von Besuchen nach Abs. 2 o...
	23.2.3 Zu Abs. 3 Ein Besuch darf abgebrochen werden, wenn Besucher oder die untergebrachte Person gegen die Vorschriften dieses Gesetzes oder eine auf Grund dieses Gesetzes getroffene Anordnung trotz Abmahnung verstoßen. Wegen des Verhältnismäßigkeits...
	23.2.4 Zu Abs. 4 Diese Vorschrift ermöglicht, die Übergabe sicherheits- oder therapiegefährdender Gegenstände zu unterbinden. Die Regelung betrifft sowohl die Übergabe von Gegenständen an die untergebrachte Person als auch von der untergebrachten Pers...
	23.2.5 Zu Abs. 5  Abs. 5 dient dem Schutz des Vertrauensverhältnisses zwischen bestimmten Berufsangehörigen und den untergebrachten Personen, die ihre Hilfe und Sachkunde in Anspruch nehmen. In Satz 1 wird für Besuche dieser Personengruppe ein grundsä...
	23.2.6 Zu Abs. 6 In Satz 1 ist ein grundsätzliches Verwertungsverbot von Kenntnissen aus der Überwachung von Besuchen normiert. Der Ausnahmetatbestand hierzu ist in Satz 2 geregelt.
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	25.2 Erläuterungen
	25.2.1 Zu Abs. 1 und 3 Art. 4 Abs. 2 GG gewährleistet die ungestörte Religionsausübung. Dies gilt grundsätzlich auch für die öffentlich-rechtliche Unterbringung. Entsprechend bestimmen Abs. 1 und 3 das Recht der untergebrachten Person auf ungestörte R...
	25.2.2 Zu Abs. 2 Die untergebrachte Person ist berechtigt, sich grundlegende religiöse Schriften und Gegenstände des religiösen Gebrauchs auf eigene Kosten zu besorgen und zu nutzen. Diese dürfen nicht schon bei jedem Pflichtverstoß, sondern nur bei g...
	25.2.3 Zu Abs. 4 Abs. 4 steckt die Grenzen für Einschränkungen der Religionsausübung ab, die zur Erreichung der Ziele der Unterbringung oder des geordneten Zusammenlebens in der Einrichtung oder aus Respekt vor dem religiösen Empfinden des Seelsorgers...
	25.2.4 Zu Abs. 5 Angehörigen weltanschaulicher Bekenntnisse stehen entsprechende Rechte zu.
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	Kapitel 6  Sicherungsmaßnahmen

	28. Erläuterungen zu Art. 28
	28.1 Wortlaut
	28.2 Erläuterungen
	28.2.1 Zu Abs. 1 Die Durchsuchung der untergebrachten Person einschließlich der Durchsuchung der Kleidung und Sachen fällt in den Schutzbereich der Art. 1 und 2 GG. Sie bedarf einer gesetzlichen Grundlage, die mit Abs. 1 gegeben wird. Auf Durchsuchung...
	28.2.2 Zu Abs. 2 Abs. 2 bestimmt, dass eine mit einer Entkleidung verbundene Durchsuchung der untergebrachten Person nur bei Gefahr in Verzug oder auf Anordnung der ärztlichen Leitung der Einrichtung in einem geschlossenen Raum zulässig ist.
	28.2.3 Zu Abs. 3 Abs. 3 ermöglicht die ausschließlich von einer Ärztin oder einem Arzt durchzuführende Untersuchung einer untergebrachten Person, wenn der begründete Verdacht besteht, dass diese Gegenstände im Körper versteckt, die die Ziele der Unter...
	28.2.4 Zu Abs. 4 Abs. 4 normiert die Anlässe, für die – bezogen auf bestimmte einzelne untergebrachte Personen – eine allgemeine Anordnung zur Durchsuchung erfolgen kann. Die Notwendigkeit zum Erlass einer allgemeinen Anordnung liegt im Ermessen der ä...


	29. Erläuterungen zu Art. 29
	29.1 Wortlaut
	29.2 Erläuterungen
	29.2.1 Zu Abs. 1 Im Vollzug der Unterbringung kann es Situationen geben, die durch die Behandlung der untergebrachten Person und ihre Unterbringung in einer Einrichtung allein nicht zu beherrschen sind. Für diese Fälle sind unter Wahrung des Verhältni...
	29.2.2 Zu Abs. 2 In Abs. 2 werden die zulässigen besonderen Sicherungsmaßnahmen abschließend aufgeführt.
	29.2.2.1 Zu Abs. 2 Nr. 1 Die ständige Beobachtung, auch mit technischen Mitteln, ermöglicht neben der ständigen unmittelbaren Beobachtung durch Beschäftigte der Einrichtung auch eine Videoüberwachung, zum Beispiel bei Selbstmordgefahr der untergebrach...
	29.2.2.2 Zu Abs. 2 Nr. 2 Eine Einschränkung der Bewegungsfreiheit kann durch eine mechanische Vorrichtung erfolgen. Eine Einschränkung der Bewegungsfreiheit durch eine mechanische Vorrichtung liegt beispielsweise bei der Anbringung eines Bettgitters o...
	29.2.2.3 Zu Abs. 2 Nr. 3 Der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen ist zulässig, wenn der Verbleib objektiv zu einer Gefährdungssituation nach Abs. 1 führen könnte. Die Gegenstände können gänzlich entzogen oder während gewisser Zeiten vorenth...
	29.2.2.4 Zu Abs. 2 Nr. 4 Die nächtliche Nachschau (Zimmerkontrollen) ist während der Ruhezeiten zulässig, um insbesondere auszuschließen, dass sich die betroffene Person selbst oder andere gefährdet oder verletzt. Die Häufigkeit der nächtlichen Kontro...
	29.2.2.5 Zu Abs. 2 Nr. 5 Die Trennung der untergebrachten Person von anderen untergebrachten Personen ist nur vorübergehend zulässig.
	29.2.2.6 Zu Abs. 2 Nr. 6 Der gänzliche Entzug des Aufenthalts im Freien ist nicht zulässig. Der gemeinschaftliche Aufenthalt im Freien mit anderen untergebrachten Personen kann jedoch eingeschränkt oder untersagt werden.
	29.2.2.7 Zu Abs. 2 Nr. 7 Die Unterbringung in einem besonders gesicherten Raum ohne gefährdende Gegenstände, der von außen abgeschlossen ist und nur mit einer Person belegt ist (Isolationszimmer oder so genannter „Time-out-Raum“), ist ebenfalls nur vo...
	29.2.2.8 Zu Abs. 2 Nr. 8 Nr. 8 regelt die Einschränkung der Bewegungsfreiheit durch unmittelbaren Zwang. Unmittelbarer Zwang ist insbesondere die Einwirkung auf Personen oder Sachen durch körperliche Gewalt (zum Beispiel durch Festhalten oder durch an...

	29.2.3 Zu Abs. 3  Fixierungen von untergebrachten Personen dürfen nur unter folgenden Voraussetzungen erfolgen (vgl. BVerfG, Urteil vom 24.7.2018 – 2 BvR 309/15,  2 BvR 502/16):
	29.2.3.1 Vorliegen einer gegenwärtigen erheblichen Selbst- oder Fremdgefährdung  Eine Fixierung ist nur zulässig, wenn und solange sie unerlässlich ist, um eine gegenwärtige erhebliche Selbstgefährdung oder eine gegenwärtige erhebliche Gefährdung bede...
	29.2.3.2 Verhältnismäßigkeit  Eine Fixierung darf nur als letztes Mittel angewandt werden, wenn mildere Mittel nicht (mehr) in Betracht kommen. Die Erforderlichkeit der Fixierung ist auch unter Berücksichtigung der psychiatrischen Behandlungsmaßnahmen...
	29.2.3.3 Anordnungsbefugnis  Auf Grund der Schwere des mit einer Fixierung verbundenen Grundrechtseingriffs ist die Entscheidungskompetenz gemäß Art. 9 Abs. 1 Nr. 8 der ärztlichen Leitung der Einrichtung zugewiesen. Die Anordnung der Fixierung und die...
	29.2.3.4 Ankündigung der Fixierung Nach Satz 3 ist die Fixierung anzukündigen. Eine Ankündigung darf nur unterbleiben, wenn die Umstände sie nicht zulassen oder die Fixierung sofort angewendet werden muss, um eine rechtswidrige Tat, die den Tatbestand...
	29.2.3.5 Durchsuchung Eine nach Satz 2 angeordnete Durchsuchung der untergebrachten Person auf gefährliche Gegenstände unterliegt hinsichtlich ihrer Durchführung den Vorschriften des Art. 28 Abs. 1 Satz 2 bis 6.
	29.2.3.6 Durchführung Fixierungen haben immer nach den aktuellen Richtlinien, Empfehlungen und Behandlungsleitlinien zu erfolgen. Fixierungen müssen auf möglichst schonende Art und Weise erfolgen und müssen aufgehoben werden, sobald die Voraussetzunge...
	29.2.3.7 Dokumentationspflichten  Bei Fixierungen sind deren Anordnung, die maßgeblichen Gründe hierfür, der Beginn, das Ende, die Form der Fixierung und die ärztlichen Überprüfungen sowie die erfolgten Betreuungs-, Versorgungs- und Überwachungsmaßnah...
	29.2.3.8 Hinweispflicht  Nach Beendigung der Fixierung ist die betroffene Person in den Fällen, in denen keine richterliche Überprüfung stattgefunden hat oder stattfinden wird, darauf hinzuweisen, dass sie die Zulässigkeit der durchgeführten Fixierung...

	29.2.4 Zu Abs. 4 Abs. 4 bildet einen selbstständigen Eingriffstatbestand für die aufgezählten besonderen Sicherungsmaßnahmen. Er unterscheidet sich von der Regelung in Abs. 1 dadurch, dass hier die Gefahr nicht von der untergebrachten Person selbst au...
	29.2.5 Zu Abs. 5 Abs. 5 enthält für Maßnahmen zur Einschränkung der Bewegungsfreiheit durch Hilfsmittel der körperlichen Gewalt einen erweiterten Eingriffstatbestand für den Transport der untergebrachten Person (zum Beispiel zu einer Untersuchung oder...
	29.2.6 Zu Abs. 6 Für besondere Sicherungsmaßnahmen nach Abs. 2 Nr. 2, 7 und 8, die mit einer über die Unterbringung hinausgehenden Freiheitsentziehung verbunden sind, wird ein Richtervorbehalt (vorherige richterliche Entscheidung) eingeführt. Der Umfa...
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	35.2.1 Zu Abs. 1 Abs. 1 regelt die grundsätzliche Pflicht der betroffenen Person oder der für sie eintretenden (natürlichen und juristischen) Personen oder Institutionen, die Kosten der Unterbringung und der Heilbehandlung zu tragen. Durch Satz 2 trit...
	35.2.2 Zu Abs. 2  Satz 1 enthält die Ausnahme hinsichtlich der Kostentragung für den nicht auszuschließenden Fall einer Unterbringung auf Grund fehlerhafter gerichtlicher Entscheidung. Es wird ferner klargestellt, dass der Staat (Justizhaushalt) nur d...
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	36.2.1 Zu Abs. 1 Abs. 1 regelt die vorläufige Kostentragungspflicht des Bezirks. Diese setzt dann ein, wenn der Untergebrachte oder Dritte die Kosten tatsächlich nicht zahlen, da die Klärung der Frage, ob die Vorgenannten die Kosten hätten bezahlen mü...
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